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Zusammenfassung  

Zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie wurde in Nordrhein-Westfalen die Landwirt-

schaftskammer NRW per Erlass vom 12.3.2009 durch das Land NRW mit der Entwicklung 

und Umsetzung eines „Beratungskonzeptes Wasserrahmenrichtlinie“ beauftragt. Nach ca. 

dreijähriger Erfahrung mit diesem Beratungskonzept beauftragte das Ministerium für Klima-

schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes NRW (MKULNV 

NRW) das IWW Rheinisch-Westfälisches Institut für Wasser - Beratungs- und Entwick-

lungsgesellschaft mbH - sowie die RISP GmbH Rhein-Ruhr-Institut für Sozialforschung und 

Politikberatung am 20. bzw. 24.10. 2011 mit der Erstellung einer Studie zur Evaluierung 

dieses Beratungskonzeptes.  

U. a. war innerhalb dieser Studie das nordrhein-westfälische Beratungsmodell zu verglei-

chen mit den in anderen Bundesländern bzw. europäischen Nachbarstaaten gewählten Be-

ratungsansätzen sowie mit ausgewählten Beratungsangeboten an andere, nicht landwirt-

schaftliche Zielgruppen. Zur Erfassung der Akzeptanz des nordrhein-westfälischen Bera-

tungsansatzes durch die beratenen land- und gartenbaulichen Betriebe wurde der Evaluati-

onsauftrag mit Schreiben vom 10.2.2012 erweitert und IWW und RISP mit der Durchführung 

einer repräsentativen Umfrage bei den betroffenen Landwirten beauftragt. Im Zuge der Eva-

luationsaufgaben galt es weiterhin den flankierenden Rahmen des Beratungskonzeptes 

(Ordnungsrecht, Finanzierung, Fördermaßnahmen) zu bewerten und Anpassungs- und Op-

timierungspotenziale aufzuzeigen. Abschließend waren Vorschläge zur Weiterführung bzw. 

–entwicklung des Beratungskonzeptes zu unterbreiten. 

Zur Bewertung des Beratungsansatzes wurden u. a. eine Reihe von Gesprächen und Inter-

views mit an der Umsetzung der WRRL in NRW befassten Experten geführt. Zum Einen 

wurden diese Gespräche geführt mit 16 Mitarbeitern der Landwirtschaftskammer NRW, die 

in der Beratung oder deren Organisation und Management (sowohl WRRL als auch Trink-

wasserschutzkooperation) unmittelbar mit dem Beratungsgeschehen befasst sind. Dies 

geschah in 4 Gruppengesprächen. Zum Anderen wurden die Mitglieder eines projektbeglei-

tenden Arbeitskreises, der sich aus Vertretern von weiteren mit der Umsetzung der WRRL in 

NRW befassten Akteursgruppen zusammensetzte, in persönlichen Interviews zur ihrer 

Wahrnehmung des WRRL-Beratungsansatzes, ihren Erfahrungen und Empfehlungen zu 

dessen weiterer Ausgestaltung befragt. 

Die wesentlichen Ergebnisse der Studie werden im Folgenden kurz zusammengefasst. 

Zur Umsetzung der landwirtschaftlichen WRRL-Beratung in NRW durch die LWK NRW 

wurde eine dreistufige Beratungskaskade aus Grund-, Regional- und Intensivberatung und - 

in Anlehnung an die Erfahrungen mit den Trinkwasserschutzkooperationen – ein kooperati-
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ver Ansatz gewählt. Aktuell bezieht sich das Beratungsangebot auf den Themenschwerpunkt 

N-Einträge in das Grundwasser. Die Grundberatung wird in der WRRL-Zielkulisse flächen-

deckend angeboten und dient - neben förderrechtlichen Aspekten - durch Informationsange-

bote und –veranstaltungen v. a. der Wissensvermittlung und Sensibilisierung landwirtschaft-

licher Betriebe für gewässerschutzrelevante Fragestellungen. Die Regionalberatung verfolgt 

insbesondere den Beratungsansatz der Gruppenberatung, um innerhalb der Beratungskulis-

se („wassersensible Gebiete“) gruppendynamische Prozesse zu initiieren und auf diesem 

Weg ein hohes Maß an Beratungseffizienz zu erzielen. Die Etablierung von Modellbetrieben 

zur Unterstützung dieses Beratungsansatzes ist geplant, derzeit aber noch nicht umgesetzt. 

Einzelbetriebliche Intensivberatung erfolgt in einer weiter reduzierten Beratungskulisse um 

belastete Grundwassermessstellen bzw. spezifischen Risikogebieten. Für diese ergänzende 

WRRL-Beratung wurden bei der Landwirtschaftskammer NRW zusätzliche 30 Beraterstellen 

geschaffen, die im Rahmen des Beratungsauftrages durch das Land aus Mitteln des Was-

serentnahmentgelts finanziert werden. Als die Beratungsaufgaben unterstützende Agrarum-

weltmaßnahme (AUM) steht neben den in NRW flächendeckend angebotenen AUM in der 

WRRL-Zielkulisse die Förderung des Zwischenfruchtanbaus zur Verfügung.  

Das gewählte dreistufige Beratungskonzept in NRW wird im Rahmen der Evaluation insge-

samt vom Grundsatz her als funktional bewertet. Insbesondere im Hinblick auf die Entfaltung 

der gruppendynamischen Beratungseffekte im Kontext der Regionalberatung besteht jedoch 

noch Optimierungspotenzial. Management und Struktur der Beratung durch die bzw. in der 

Landwirtschaftskammer NRW sowie Qualifikation und Motivation der eingesetzten Berater 

und deren Integration in das Gesamtberatungsgeschehen der LWK sind den Aufgaben an-

gemessen.  

Der Vergleich des WRRL-Beratungsmodells in NRW mit denen der Bundesländer Hessen, 

Niedersachsen, Baden-Württemberg und Thüringen zeigt, dass auch in diesen betrachteten 

Ländern ein wesentlicher Schwerpunkt zur Umsetzung der WRRL-Vorgaben auf eine ergän-

zende landwirtschaftliche Beratung gelegt wird, die im Grundsatz mit vielen Aspekten des 

nordrhein-westfälischen Beratungsansatzes vergleichbar ist. Unterschiede zeigten sich ins-

besondere in Abhängigkeit von den vorhandenen allgemeinen landwirtschaftlichen Bera-

tungsstrukturen, den jeweils beauftragten Beratungsinstitutionen (öffentliche / private Bera-

tungsträger), dem personellen Umfang der ergänzenden WRRL-Beratung sowie z. T. in den 

begleitenden Fördermaßnahmen. Die Finanzierung der Beratung erfolgt jeweils aus Mitteln 

eines erhobenen Wasserentnahmeentgelts bzw. der Abwasserabgabe. Impulse zur Weiter-

entwicklung des nordrhein-westfälischen Beratungsansatzes leiten sich aus diesen Ver-

gleichsmodellen insbesondere hinsichtlich der Integration von Modellbetrieben in dem nie-

dersächsischen Beratungsansatz ab sowie dem Aufbau bzw. der Zusammenführung von 

Datenbanksystemen zur Dokumentation, Effizienzbewertung und Information der WRRL-
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Aktivitäten. Grundsätzliche Vorteile der in den verglichenen Bundesländern gewählten Bera-

tungsstrukturen, die so auch in NRW zum Tragen kommen könnten, wurden nicht identifi-

ziert.  

Die Ergebnisse der bei bisher in die Intensivberatung einbezogenen land- und gartenbauli-

chen Betrieben durchgeführten Umfrage weisen insgesamt eine deutliche Zustimmung zu 

den Zielen der WRRL, eine hohe bis sehr hohe Zufriedenheit der Landwirte und Gartenbau-

betriebe mit der WRRL-Beratung der LWK und deren praktische Wirksamkeit in Form be-

reits eingeführter produktionstechnischer Anpassungen auf. Insbesondere bei der Aussage 

zu den erfolgten produktionstechnischen Anpassungen ist jedoch zu berücksichtigen, dass 

es sich hier um eine nicht weiter quantifizierte Eigenangabe der landwirtschaftlichen Betriebe 

handelt, die im Sinne einer Effizienzbewertung eingehender zu analysieren wäre. 

Die Interviews mit den landwirtschaftlichen WRRL- bzw. Kooperationsberatern und den 

Experten der projektbegleitenden Arbeitsgruppe kommen zu dem Ergebnis, dass das für 

NRW gewählte Beratungskonzept grundsätzlich als zielführend und bei der LWK NRW als 

richtig verortet bewertet wird. Verschiedentlich wird auf (potenzielle) Zielkonflikte hingewie-

sen, die aus der dualen Rolle der LWK NRW als Träger hoheitlicher Aufgaben und Teil der 

landwirtschaftlichen Selbstverwaltung entstehen (können) sowie auf Optimierungspotenziale 

im Beratungskonzept und den Kommunikationsebenen zur Begleitung der WRRL-

Umsetzung in NRW (z. B. in den Arbeitskreisen auf Regierungsbezirksebene). Das Potenzi-

al zur Erreichung der WRRL-Ziele wird unter den gegebenen Rahmenbedingungen (insbe-

sondere finanzielle Ressourcenausstattung für Beratungspersonal und begleitende Förder- / 

Agrarumweltmaßnahmen, ordnungsrechtlicher Rahmen) weit überwiegend skeptisch bewer-

tet. Anpassungsbedarf in flankierenden Rechtsbereichen ergibt sich insbesondere zu ver-

schiedenen Punkten der Düngeverordnung, zur notwendigen Regulierung der Nährstoffim-

porte aus den Niederlanden sowie der Ausgestaltung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 

und seinen Lenkungswirkungen auf den Ausbau der Biogaserzeugung.  

Die Ergebnisse des Vergleichs des aktuellen Beratungskonzeptes zur Umsetzung der 

WRRL-Ziele mit dem der Trinkwasserschutzkooperationen deuten darauf hin, dass durch 

stärkere Strukturierung der WRRL-Zielkulissen nach dem Muster der Trinkwasserschutzko-

operationen (Ausweisung gebietsscharfer WRRL-Kooperationen mit den in Trinkwasser-

schutzkooperationen vergleichbaren Organisationsstrukturen) die Effizienzpotenziale der 

WRRL-Beratung deutlich gesteigert werden könnten. 
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Abschließend werden im Gutachten verschiedene Szenarien zur Weiterführung der landwirt-

schaftlichen WRRL-Beratung skizziert, die in folgender Empfehlung münden: 

Eine Weiterführung der landwirtschaftlichen WRRL-Beratung in NRW durch die Landwirt-

schaftskammer NRW wird empfohlen. Das Beratungskonzept wird durch die Ausweisung 

gebietsscharfer WRRL-Kooperationen neu justiert. Innerhalb der Kooperationen werden als 

zentrales Element - ähnlich wie im niedersächsischen Beratungsmodell - Modellbetriebe mit 

hinreichender räumlicher Repräsentanz ausgewiesen. Die bisherige Grundberatung bleibt 

weitgehend in dieser Form bestehen, die bisherige Regionalberatung baut sich innerhalb der 

einzelnen Kooperation um die einzurichtenden Modellbetriebe auf. Intensivberatung fokus-

siert zusätzlich auf diese Modellbetriebe. Über einen Ausstrahl- und Demonstrationscharak-

ter der Modellbetriebe werden die hier erarbeiteten Erkenntnisse und Erfahrungen durch 

Arbeitskreise, Gruppenberatung, Feldbegehungen, Demonstrationsverfahren etc. in einem 

sich in erhöhtem Maße selbsttragenden Beratungskonzept an die weiteren Kooperationsbe-

triebe getragen. 

Zur Flankierung dieses Beratungs- bzw. Kooperationskonzepts bedarf es neben begleiten-

den Fördermaßnahmen insbesondere der notwendigen Anpassungen im ordnungsrechtli-

chen Rahmen und der konsequenten Kontrolle seiner Einhaltung. Mindestens im Bereich der 

begleitenden Fördermaßnahmen wird eine Aufstockung sowohl des Maßnahmespektrums 

als auch der dafür benötigten Finanzmittel notwendig sein. Die Notwendigkeit zur Aufsto-

ckung der personellen (Beratungs-)Ressourcen kann noch nicht abschließend beurteilt wer-

den, da es zunächst einer weiteren Präzisierung der zukünftigen Kooperationsstrukturen 

bedarf (Anzahl von Kooperationen, Größe etc.). 

IWW Rheinisch-Westfälisches Institut für Wasser 
- Beratungs- und Entwicklungsgesellschaft mbH -  

 i.V. 

 

 

Dr. W. Merkel Dr. R. Fohrmann 
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1 Einleitung und Zielsetzung  

Zur Umsetzung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG) wurde in 

Nordrhein-Westfalen u. a. vor dem Hintergrund der positiven Erfahrungen mit der 

Kooperationsberatung in den Trinkwassergewinnungsgebieten mit Erlass vom 12. 

März 2009 ein „Beratungskonzept Wasserrahmenrichtlinie“ auf den Weg gebracht.  

Nach ca. drei Jahren Erfahrung mit dem in dieser Ausgestaltung neuen Instrument 

beauftragte das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-

braucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen (MKULNV NRW) das IWW und 

RISP zur Erstellung der ausgeschriebenen Studie mit dem Titel „Evaluation der Ge-

wässerschutzberatung zur Umsetzung der europäischen Wasserrahmenrichtlinie“.. 

Mit dem hier vorgelegten Abschlussbericht werden die Ergebnisse des Untersu-

chungsvorhabens präsentiert.  

Im Kontext der EU-Wasserrahmenrichtlinie WRRL wurden ca. 1/3 der in Nordrhein-

Westfalen ausgewiesenen Grundwasserkörper wegen zu hoher Nitratkonzentrationen 

gemäß Grundwasserverordnung als in einem nicht guten chemischen Zustand befind-

lich ausgewiesen. Ursächlich ist diese Beschaffenheitsbeeinträchtigung vorwiegend 

auf landwirtschaftliche und gartenbauliche Bewirtschaftungseinflüsse zurückzuführen 

(Bewirtschaftungsplan 2010).  

Zur Minderung dieser Belastungen und zur Erreichung der im Bewirtschaftungsplan 

festgelegten Ziele wurde behördenverbindlich ein Maßnahmenprogramm festgelegt. 

Neben grundlegenden Maßnahmen zum Gewässerschutz wird in diesem Maßnah-

menprogramm auch eine spezifische Gewässerschutzberatung festgelegt. Mit Erlass 

vom 12. März 2009 wurde die Landwirtschaftskammer NRW durch das MKULNV NRW 

mit der Umsetzung dieser Beratungsaufgaben beauftragt. 

Dieser Auftrag der spezifischen WRRL-Gewässerschutzberatung ist zunächst bis 

Ende 2012 festgelegt. Das Ziel der hier vorgelegten Studie war es, entsprechend dem 

Auftrag durch das MKULNV NRW dieses Beratungskonzept zu evaluieren. 
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Im Einzelnen waren im Rahmen dieser Studie entsprechend der Ausschreibung durch 

das MKULNV NRW (Vergabe-Nr. 11/092) folgende Aufgaben zu bearbeiten: 

Vergleich mit anderen Beratungsmodellen 

a. Vergleich mit fünf weiteren Beratungskonzepten aus anderen deutschen Bun-

desländern und europäischen Nachbarstaaten 

- fachlich-inhaltliche Herangehensweise  

- organisatorischer Rahmen 

- Ressourcenausstattung 

- Finanzierungsmodelle 

b. weitere kommerzielle Beratungsangebote mit Gewässerschutzaspekten an die 

Landwirtschaft 

- Darstellung des Marktangebotes 

- exemplarischer Vergleich der Beratungsaussagen mit denen der Gewäs-

serschutzberatung 

c. Beratungsangebote an andere, nicht-landwirtschaftliche Zielgruppen 

- Exemplarischer Vergleich von Zielgruppen, Zielansprache, Zielakzeptanz 

und Strukturen 

- Darstellung der Möglichkeiten zur Übertragbarkeit der Elemente auf die 

Gewässerschutzberatung 

Analyse der Akzeptanz der Beratung und der erzielte n Verhaltensänderungen  

- unter Berücksichtigung der Erfahrungen aus den Kooperationen Wasser-

versorgung / Landwirtschaft (am Beispiel noch festzulegender Kooperati-

onen) 

- unter Berücksichtigung landwirtschaftlicher Strukturänderungen (Be-

triebsgrößen, Betriebsleiterqualifikation, Generationenwechsel, Beauftra-

gung von Fremdunternehmen) 

- Ausarbeitung der Unterschiede zwischen den Beratungsmodellen und 

Möglichkeiten der Optimierung der Gewässerschutzberatung bei unver-

änderten Ressourcen / Rahmenbedingungen. 

Analyse der durch Beratung erzielten Verhaltensände rungen im Vergleich zu 

ordnungsrechtlich erzielbaren Verhaltensänderungen 
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- Darlegung, ob die zum Gewässerschutz notwendigen Verhaltensände-

rungen alternativ durch erhöhten Kontrollaufwand und mit welchem Auf-

wand erreichbar sind  

Evaluation der organisatorischen und fachlich-inhal tlichen Durchführung der 

Beratung und vergleichende Darstellung von Alternat ivkonzepten 

- unter Berücksichtigung der Ergebnisse aus den Punkten 1 – 3 

- Entwicklung von Vorschlägen zur Optimierung der Beratung 

- Aussagen zu alternativen Finanzierungsmöglichkeiten 
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2 Methodische Herangehensweise 

Die Evaluation hat mit der projektbegleitenden Arbeitsgruppe in struktureller Hinsicht 

und mit verschiedenen analytischen Instrumenten in methodischer Hinsicht ein viel-

schichtiges Design, das einleitend im Überblick skizziert wird. 

2.1 Projektbegleitende Arbeitsgruppe  

Zur Begleitung des Evaluationsprozesses hat das MKULNV NRW eine Projekt-

Arbeitsgruppe eingerichtet, der Vertreterinnen und Vertreter des Ministeriums, der 

Landwirtschaftskammer NRW sowie der Institutionen, die funktional mit der Umset-

zung der WRRL in NRW befasst sind und über praktische Einblicke verfügen, angehö-

ren. Im Einzelnen haben Vertreterinnen und Vertreter folgender Institutionen mitge-

wirkt: Bezirksregierungen als Obere Wasserbehörden, Kreise als Untere Wasserbe-

hörden, Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV), Landwirt-

schaftsverbände (Rheinland und Westfalen-Lippe), Landesgartenbauverband, Was-

sernetz NRW (stellvertretend für die Umweltverbände in NRW) sowie von 2 Wasser-

versorgungsunternehmen. 

Die projektbegleitende Arbeitsgruppe hat zum Ersten die verschiedenen Etappen und 

den Fortschritt des Evaluationsprozesses mit fachlicher Expertise sowie mit Empfeh-

lungen zum Vorgehen begleitet. Zum Zweiten haben sich die Vertreter der Institutionen 

und Akteure des Gewässerschutzes auf Fragegestellungen und Themenaspekte ver-

ständigt, die bei der Evaluation in besonderer Weise berücksichtigt werden sollten. 

Die projektbegleitende Arbeitsgruppe hat in der Zeit von Januar 2012 bis Anfang Mai 

2012 viermal getagt. Herausragende Themen waren die Methodik der Evaluation (1. 

Sitzung am 10.01.2012), die Vorbereitung der Befragung der Landwirte (2. Sitzung am 

06.02.2012), die Diskussion der Zwischenergebnisse (3. Sitzung am 29.03.2012) und 

schließlich die Vorstellung des Abschlussberichtes (4. Sitzung am 02.05.2012). 

2.2 Expertengespräche  

Das Evaluationskonzept von IWW und RISP hat Expertengesprächen eine große Be-

deutung beigemessen. Expertengespräche sind ein wesentliches Instrument von Eva-

luationen, da durch diese Methode das Wissen und die Erfahrungen der Akteure als 

Experten aus der Praxis systematisch einbezogen werden können. Entsprechend hat 

das Konzept zwei Zielgruppen für Expertengespräche ausgewiesen.  
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Die erste Gruppe sind die mit der WRRL-Gewässerschutzberatung in der Landwirt-

schaftskammer NRW befassten Beraterinnen und Berater einschließlich der für die 

Beratung zuständigen Leitungsebene der LWK NRW. Über diese Gespräche wird die 

Binnenperspektive und Selbstwahrnehmung der WRRL-Beratungsexperten abgebildet. 

Für die konkrete Umsetzung ist der Weg von Gruppengesprächen mit Beraterinnen 

und Beratern in vier ausgewählten Beratungsregionen bzw. Kreisstellen der LWK ge-

wählt worden, durch die auch den agrarstrukturellen Unterschieden in NRW Rechnung 

getragen werden konnte. An den Gruppengesprächen waren jeweils vier Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter der LWK, insgesamt also 16 Beratungsexperten aus der LWK 

beteiligt. Unter Funktionsgesichtspunkten war die Zusammensetzung dieser Gruppe 

wie folgt: sechs WRRL-Berater/innen, fünf Kooperationsberater/innen, drei Beratungs-

leiter/innen und zwei Dienststellenleiter. Die Gruppengespräche haben jeweils ca. drei 

Stunden gedauert. Mit der für die WRRL-Gewässerschutzberatung zuständigen Lei-

tungsebene haben zwei mehrstündige Expertengespräche stattgefunden. Alle Gesprä-

che sind von den beiden Evaluatoren auf Grundlage eines Interviewleitfadens geführt 

worden.  

Die zweite Zielgruppe für die Expertengespräche waren die Mitglieder der unter 

Kap. 2.1 angesprochenen projektbegleitenden Arbeitsgruppe, die als Fachexperten 

der Institutionen interviewt worden sind, die mit der Umsetzung der WRRL-

Gewässerschutzberatung in NRW aus externer Perspektive befasst sind und über 

fundierte Kenntnisse aus der Praxis und damit über gute Bewertungsgrundlagen ver-

fügen. Durch die Expertengespräche mit dieser Zielgruppe ist die Außenperspektive – 

sowohl die landwirtschaftliche (Landwirtschafts- und Gartenbauverbände) als auch die 

wasserwirtschaftliche (Obere und Untere Wasserbehörden, Wasserversorgungsunter-

nehmen, Wassernetz NRW) - auf die Beratung eingefangen worden. Insgesamt sind 7 

solcher Gespräche bei einer Dauer von durchschnittlich ca. 2 Stunden geführt worden. 

Grundlage war hierfür ein adaptierter Interviewleitfaden. Zusätzlich wurden mit den 

Vertretern der Wasserversorgungsunternehmen Gemeinsamkeiten und Unterschiede 

zwischen den Kooperationsmodellen „Trinkwasserschutz“ und „WRRL“ abgestimmt.   

Die dokumentierten Ergebnisse der einzelnen Gespräche sind ausgewertet und in 

doppelter Weise abgeglichen worden. Zum Ersten erfolgte der Abgleich der Ge-

sprächsergebnisse innerhalb der Zielgruppen, zum Zweiten kann die Binnen- und die 

Außenperspektive verglichen und dadurch zu einem Gesamtbild zusammengeführt 

worden (siehe Kap. 4.1).  
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2.3 Ländervergleiche  

Ein wesentlicher Schwerpunkt der Studie lag in dem Vergleich des in NRW gewählten 

Modells für die landwirtschaftliche Zusatzberatung mit den Vorgehensweisen in ande-

ren Bundesländern sowie benachbarten EU-Staaten. In Absprache mit dem Auftrag-

geber sollten für diesen Vergleich die Beratungsmodelle der Bundesländer Hessen, 

Niedersachsen, Baden-Württemberg und Thüringen sowie das der Niederlande heran-

gezogen werden. In den Vergleich einzubeziehen waren jeweils die Aspekte des orga-

nisatorischen Rahmens, der fachlich-inhaltlichen Herangehensweise, der Ressourcen-

ausstattung sowie der Finanzierungsmodelle. 

2.4 Ordnungsrechtliche Aspekte  

Neben der eigentlichen Kernfrage der Studie zur Analyse des aktuell in NRW umge-

setzten WRRL-Beratungsmodells durch die LWK NRW, seiner Struktur sowie seiner 

Akzeptanz in der Landwirtschaft und den ggf. bereits erzielten Verhaltensänderungen 

bei landwirtschaftlichen Produktionsverfahren war es Bestandteil des Auftrages, auch 

das landwirtschaftliche Fachrecht zu beleuchten, innerhalb dessen Beratung auf land-

wirtschaftliche Produktionsverfahren Einfluss nehmen kann. Ziel war es auch im Rah-

men der Evaluation, insbesondere in Zusammenhang mit den Experteninterviews, die 

Einschätzung der an der WRRL-Umsetzung beteiligten Akteursgruppen zur Funktion 

des Ordnungsrechtes und seiner Kontrolle zu erfassen. Eventuelle Defizite bzw. Lü-

cken im Fachrecht sollten identifiziert und die Möglichkeit einer stärkeren Fokussierung 

auf das Ordnungsrecht und seiner Kontrolle bei der WRRL-Umsetzung thematisiert 

werden.  

2.5 Befragung von Landwirten und Gärtnern  

Die projektbegleitende Arbeitsgruppe zur „Evaluation der Gewässerschutzberatung zur 

Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie“ hat in ihrer 1. Sitzung am 10.01.2012 im 

MKULNV NRW die Empfehlung ausgesprochen, die im Rahmen der Evaluation vorge-

sehene Akzeptanzanalyse methodisch durch eine unmittelbare Befragung der Landwir-

te und Gartenbaubetriebe in den Beratungsregionen zu ergänzen und zu untermauern. 

Für die Evaluation des Beratungsangebotes würde eine Befragung, die die Wahrneh-

mung, Meinungsbildung und die Verhaltensdisposition der Landwirte und Gartenbau-

betriebe als Zielgruppen der Beratung empirisch erhebt, zusätzliche Informationen und 

Bewertungsmöglichkeiten bereit stellen. Die Beratenen würden so selbst darüber Aus-
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kunft geben, inwiefern ihnen die Beratung nutzt, wie die Umsetzung erfolgt bzw. wo 

Ergänzungserfordernisse gesehen werden. 

Auf der 2. Sitzung am 6.02.2012 sind zum Einen die Durchführungsmodalitäten festge-

legt und ist zum Anderen Einvernehmen über den von IWW / RISP erarbeiteten Ent-

wurf des 4-seitigen Fragebogens hergestellt worden. Befragt wurden die Landwirt-

schafts- und Gartenbaubetriebe in NRW, denen in den Jahren 2010/11 eine Intensiv-

beratung zum Gewässerschutz nach WRRL angeboten worden war. Versehen mit 

einem Anschreiben der Landwirtschaftskammer NRW sind die Fragebögen an 1.189 

Betriebe versandt worden. 359 Betriebe haben die Fragebögen ausgefüllt und in der 

Zeit zwischen dem 8.02. und dem 21.02.2012 zurück gesendet. Alle Fragebögen wa-

ren gültig. 

Die Rücklaufquote beträgt 30,19 %. Damit ist eine im Vergleich mit anderen Unter-

nehmensbefragungen sehr gute Rücklaufquote erzielt worden. 
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3 Die WRRL-Gewässerschutzberatung im Vergleich 

In den nachfolgenden Kapiteln erfolgt eine Darstellung der WRRL-Beratungsmodelle 

in den für den Ländervergleich herangezogenen Bundesländern Hessen, Niedersach-

sen, Baden-Württemberg. Da für die Niederlande, die ursprünglich ebenfalls in diesen 

Ländervergleich einbezogen werden sollten, im verfügbaren Projektzeitrahmen jedoch 

lediglich Informationen zum allgemeinen landwirtschaftlichen Beratungssystem, nicht 

jedoch zu dem mit WRRL-Bezug zusammengetragen werden konnten, wird im Fol-

genden auf deren Darstellung verzichtet.  

3.1 Nordrhein-Westfalen  

3.1.1 Allgemeine Beratungsstrukturen  

Die Beratung land- und gartenbaulicher Betriebe erfolgt in Nordrhein-Westfalen im 

Wesentlichen durch die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, die als eine 

Körperschaft des öffentlichen Rechts am 01.01.2004 als Rechtsnachfolger der beiden 

ehemals selbstständigen Landwirtschaftskammern Rheinland und Westfalen-Lippe 

entstand. Über den Direktor der Landwirtschaftskammer als Landesbeauftragten im 

Ressort des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-

braucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen werden die staatlichen Aufgaben der 

Agrar- und Forstverwaltung wahrgenommen (Thomas 2007; LWK NRW 2012a). Ne-

ben den beiden Sitzen der Hauptverwaltung in Bonn und Münster gehören folgende 

Institutionen zur Landwirtschaftskammer: 13 Kreisstellen, die landwirtschaftliche Un-

tersuchungs- und Forschungsanstalt (LUFA NRW), sechs Bezirksstellen für Agrar-

struktur, die beiden Landwirtschaftszentren Haus Düsse und Haus Riswick, zwei Gar-

tenbauzentren in Straelen und Köln-Auweiler sowie verschiedene Fachschulen für 

Landwirtschaft und Gartenbau (Thomas 2007).  

Die insbesondere den 13 Kreisstellen zugeordnete einzelbetriebliche Beratung gliedert 

sich in sechs Beratungsregionen (siehe Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Beratungsregionen der Landwirtschaftsk ammer in NRW 

Zu den Aufgaben der Landwirtschaftskammer zählen u. a.: 

• die Förderung der Wirtschaftlichkeit, Umweltverträglichkeit und des Verbrau-

cherschutzes bei der landwirtschaftlichen Erzeugung sowie des ökologischen 

Landbaus und der artgerechten Tierhaltung; 

• Bildungsaufgaben im Agrarbereich und die beratende Unterstützung einer nach-

haltigen Betriebsentwicklung; 

• beratende Mitwirkung in Fragen der Bewirtschaftung, Verwertung und Regelung 

des Absatzes landwirtschaftlicher Erzeugnisse (LWK NRW 2012a). 

Darüber hinaus bietet die Landwirtschaftskammer einzelbetriebliche Beratungsleistun-

gen zu den verschiedenen Zweigen land- und gartenbaulicher Produktion (Ackerbau 

und Pflanzenproduktion, Tierhaltung und –produktion, Gartenbau) sowie zu Themen 

wie Buchführung, Betriebswirtschaft, Umwelt und Agrarförderung an. 

Der Haushalt der LWK NRW setzte sich im Jahr 2011 zu ca. 55 % aus Zuschüssen 

des Landes NRW zusammen sowie aus Gebühren und Betriebseinnahmen (20, 8 %), 

der Kammerumlage bei den beitragspflichtigen Landwirten und Gärtnern (10,6 %) 
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sowie sonstigen Einnahmen (20,4 %). Die einzelbetriebliche Beratung muss mittlerwei-

le vollständig aus den Einnahmen über Gebühren bzw. die Kammerumlage finanziert 

werden, Landeszuschüsse gibt es hierzu seit 2004 nicht mehr (Thomas & Ehlers 2005, 

LWK NRW 2012a). 

In einem von Thomas & Ehlers (2005) verwendeten Schema zur Durchführung und 

Finanzierung landwirtschaftlicher Beratungstypen in den verschiedenen Bundeslän-

dern Deutschlands wird die Beratungsstruktur für Nordrhein-Westfalen wie in Abbil-

dung 2 zusammengefasst. (Offizialberatung wird hier nach Hoffmann (2004) als Bera-

tung im öffentlichen Interesse und staatlichen Auftrag durch Ministerien und nachgela-

gerte Behörden sowie Landwirtschaftskammern verstanden.) Im Gegensatz zu der 

Praxis in anderen Bundesländern findet in Nordrhein-Westfalen private landwirtschaft-

liche Beratung nur in wenigen Einzelfällen statt. 
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Abbildung 2: Beratungsstruktur und Finanzierung der  landwirtschaftlichen Bera-
tung in NRW (Thomas & Ehlers 2005) 

3.1.2 WRRL-Beratung in Nordrhein-Westfalen 

Mit Erlass des MUNLV vom 12.03.2009 wurde die LWK NRW beauftragt, ein Bera-

tungskonzept zur Minderung von landwirtschaftlich und gartenbaulich bedingten Nähr-

stoff-, Pflanzenschutzmittel- und Sedimenteinträgen in Grund- und Oberflächenwasser 

zu erstellen und dessen Umsetzung in der landwirtschaftlichen und gartenbaulichen 

Praxis zu etablieren. In Anlehnung an die positiven Erfahrungen mit den Trinkwasser-

schutzkooperationen in Nordrhein-Westfalen wurde auch für die Zielerreichung der 

Wasserrahmenrichtlinie im landwirtschaftlichen Bereich ein kooperativer Ansatz ge-

wählt, der sich u. a. in der Rahmenvereinbarung über die Grundsätze zur Umsetzung 

der Wasserrahmenrichtlinie in NRW vom 28. April 2008 niederschlägt bzw. sich daraus 

ableitet. In wesentlichen Kernpunkten des Kooperationsgeschehens gibt es aber 

durchaus gravierende Unterschiede zwischen diesen beiden Kooperationsmodellen 

(siehe auch Kap. 3.3). Dieses WRRL Beratungskonzept ist im operativen Geschäft von 
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weiteren betrieblichen und produktionstechnischen Beratungsangeboten der Landwirt-

schaft personell getrennt, nutzt aber den Zugang zu den Landwirten, die Grundlagen-

arbeit der Landwirtschaftskammer, z. B im Versuchswesen, und die gesamte Infra-

struktur, die die Landwirtschaftskammer für die Beratung zur Verfügung stellt. Inhalt-

lich bezieht sich das Konzept auf seine Ziele zur Reduzierung bzw. Minimierung von 

Schadstoffeinträgen auf  

• Grundwasserkörper, die auf Grund ihrer Nitrat- und Pflanzenschutzmittelkon-

zentrationen  in schlechtem Zustand sind; 

• einige Grundwasserbereiche mit maßnahmenrelevanten Schadstofftrends;  

• Oberflächengewässer, die auf Grund landwirtschaftlicher Nutzung Eutrophie-

rungseffekte und/oder Sedimenteinträge zeigen bzw. mit auf landwirtschaftliche 

Nutzung zurückzuführende Pflanzenschutzmitteln belastet sind. 

In der bisherigen Umsetzung des Beratungskonzeptes liegt der eindeutige inhaltliche 

Schwerpunkt aber auf der Reduzierung bzw. Minimierung diffuser Schadstoffeinträge, 

insbesondere von Nitrat, in die Grundwasserkörper.  

Zur Umsetzung der landwirtschaftlichen WRRL-Beratung in NRW wurde eine 3-stufige 

Beratungskaskade aus 1. Grundberatung, 2. Regionalberatung und 3. Intensivbera-

tung gewählt, deren schematische Struktur in Abbildung 3 dargestellt ist. 

 

Abbildung 3: Grundstruktur des WRRL-Beratungskonzep tes in NRW (LWK NRW 
2011) 
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Die räumliche Verbreitung der WRRL-Beratungskulisse auf den verschiedenen Intensi-

tätsebenen ist in Abbildung 4 dargestellt.  

 

Abbildung 4: Räumliche Verteilung der WRRL-Beratung skulisse in NRW (LWK 
NRW 2011) 

Ausgenommen von dem WRRL-Beratungsauftrag sind die Gebiete der Trinkwasser-

schutzkooperationen in NRW, da die in diesen Gebieten wirtschaftenden land- und 

gartenbaulichen Betriebe bereits über die Kooperation das Angebot einer Gewässer-

schutzberatung erhalten. 

Die Finanzierung dieses Beratungskonzeptes erfolgt durch das Land NRW mit Mitteln 

aus dem Wasserentnahmeentgeltgesetz (WasEG) in der Höhe von 3 Mio €/Jahr. Zur 

Umsetzung des WRRL-Beratungsauftrages wurden bei der Landwirtschaftskammer 

NRW bisher zusätzliche 30 Beraterstellen geschaffen, die sich wie in Abbildung 5 

dargestellt über die 6 Beratungsregionen (siehe Abbildung 5) in NRW verteilen. 
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Im Vergleich dazu stehen bei der LWK NRW für die Beratung in Trinkwasserschutzko-

operationen in Nordrhein-Westfalen 54 Berater zur Verfügung (siehe Abbildung 5).  

 

Abbildung 5: Zahl der WRRL- und Kooperationsberater  in den Beratungsregio-
nen in NRW (LWK NRW 2012b) 

Die Inanspruchnahme dieser Beratung durch die in den relevanten Gebieten wirtschaf-

tenden land- und gartenbaulichen Betriebe ist grundsätzlich kostenfrei und freiwillig. 

3.1.2.1 Grundberatung 

Die Grundberatung wird allen landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Betrieben mit 

Flächen im Einzugsbereich von Grundwasserkörpern mit Grenzwertüberschreitungen 

(rote Grundwasserkörper) sowie von belasteten Oberflächengewässern angeboten, ist 

aber grundsätzlich für alle interessierten Betriebe offen. Sie besteht im Wesentlichen 

aus überregionalen Informationsveranstaltungen zum Thema Stickstoffdüngung, be-

triebliches Nährstoffmanagement sowie Pflanzen- und Erosionsschutz zu Zwecken des 

Gewässerschutzes (LWK NRW 2011). Zur Grundberatung zählen weiterhin allgemein 

zugängliche Informationsangebote der LWK NRW wie Nitratdienst, Pflanzenbauratge-

ber, Infobriefe, -faxe, Fachartikel, Merkblätter. In 2010 wurde weiterhin von der LWK 

NRW ein eigenständiges Internetportal zur Wasserschutzberatung in NRW aufgebaut 

(www.wasserschutz-nrw.de), über das ein Gesamtüberblick über wasserwirtschaftlich 

relevante Themen (sowohl zur WRRL als auch zum Kooperativen Gewässerschutz in 

Trinkwassereinzugsgebieten vermittelt werden soll).  
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„Neben der grundsätzlichen Sensibilisierung und dem Wissenstransfer zielt die Grund-

beratung darauf ab, Verantwortung und Verbindlichkeit bei der Zielerreichung und 

Maßnahmenumsetzung zu vermitteln.“ (Dunajtschik 2011a) 

Im eigentlichen Verständnis des Beratungsbegriffes ist die Grundberatung somit weni-

ger eine Form der persönlichen Beratung zur Lösung von individuellen betrieblichen 

Problemen oder Fragestellungen, sondern stellt eher eine Struktur der Wissensvermitt-

lung als Grundlage weiterer individueller Beratungen dar.  

Der Umfang an land- und gartenbaulicher Nutzfläche bzw. die Zahl der Betriebe, auf 

die sich die Grundberatung bezieht, ist der Tabelle 1 zu entnehmen. 

Tabelle 1: Umfang der Beratungskulisse NRW (Dunajts chik 2012) 

Grund-

beratung

Regional-

beratung

Intensiv-

beratung

Betriebe (n) 27.000 13.000 ca. 1.260

Acker (ha) 528.870 225.510

Grünland (ha) 123.711 42.556

Dauerkulturen(ha) 5.039 1.815

51.500

 

Die Anzahl der Angebote der LWK NRW im Jahr 2011 innerhalb der Grundberatung ist 

Tabelle 2 zu entnehmen. Eine Detailaufstellung zu den Angeboten der praktizierten 

Maßnahmen im Jahre 2010 findet sich u. a. in LWK NRW (2011). 

Tabelle 2: Beratungsaktivitäten der Grundberatung i n 2011 (Dunajtschik 2012) 

2011
Veranstalt-
ungen (n)

Teilneh-
mer (n)

Infoschrei-
ben (n)

Empfänger 
(n)

sonst. Bera-
tungen (n) 1

1. Qrtl. 44 3.140 18 11.216 370
2. Qrtl. 20 1.970 8 2.044 816
3. Qrtl. 6 1.216 4 2.588 395
4. Qrtl. 13 446 4 830 379

Summe 83 6.772 34 16.678 1.960
1 z. B. Zwischenfruchtanbau  

3.1.2.2 Regionalberatung 

Die Regionalberatung verwendet den Beratungsansatz der Gruppenberatung. Sie setzt 

sich aus regionalisierten Informations- und Weiterbildungsveranstaltungen wie Feldbe-

gehungen, themenbezogenen Kleingruppenveranstaltungen und gruppenspezifischen 

Seminaren und Workshops zusammen und stellt somit eine Vertiefung der Grundbera-

tung dar. Durch den Ansatz der Gruppen- bzw. Kleingruppenberatung sollen gruppen-

dynamische Prozesse initiiert bzw. genutzt werden und auf diesem Wege ein hohes 
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Maß an Beratungseffizienz erzielt werden. Als Beratungskulisse wurden innerhalb der 

roten Grundwasserkörper von den Bezirksregierungen besonders „wassersensible 

Gebiete“ ausgewiesen (zum Umfang der Beratungskulisse siehe Tabelle 1). Hierbei 

handelt es sich um  Gebiete, die hydrogeologisch hinsichtlich ihrer Stoffeintragsge-

fährdung als besonders gefährdet anzusehen sind. Alle in diesen Gebieten wirtschaf-

tenden Landwirte wurden von der LWK NRW gezielt angesprochen und auf die be-

sondere Sensibilität dieser Standorte hingewiesen (Dunajtschik 2011a). 

In Tabelle 3 ist die Anzahl bzw. der Umfang der in 2011 innerhalb der Regionalbera-

tung durchgeführten bzw. angebotenen Beratungsaktivitäten aufgelistet. 

Tabelle 3: Beratungsaktivitäten der Regionalberatun g in  2011 (Dunajtschik 2012) 

2011
Gruppentreffen, 

Feldbegehungen (n)
Teilneh-
mer (n)

Veranstalt-
ungen (n)

Teilneh-
mer (n)

Infoschrei-
ben (n)

Empfänger 
(n)

1. Qrtl. 4 71 49 2.406 1 138
2. Qrtl. 39 764 31 1.343 19 5.411
3. Qrtl. 15 522 12 1.143 7 265
4. Qrtl. 6 130 14 154 9 1.652

Summe 64 1.487 106 5.046 36 7.466  

Als ein wesentliches Instrument der Regionalberatung zur Erprobung, Etablierung und 

Demonstration gewässerschonender Bewirtschaftungsverfahren ist die Ausweisung 

bzw. Einrichtung von „Modellbetrieben“ geplant, von denen über ihren Demonstrati-

onscharakter eine Austrahlungswirkung auf andere land- und gartenbaulichen Betriebe 

erwartet wird (Frotscher-Hoof et al. 2011). Die Betreuung dieser Betriebe soll ebenfalls 

über die WRRL-Berater erfolgen, derzeit ist eine entsprechende Ausweisung bzw. 

Einrichtung von Modellbetrieben in NRW aber noch nicht erfolgt. 

3.1.2.3 Intensivberatung 

Eine betriebsindividuelle und schlagspezifische Beratung land- und gartenbaulicher 

Betriebe erfolgt in der Intensivberatung. Diese wird Betrieben angeboten, die Flächen 

in kleinräumigen, hydrogeologisch besonders sensiblen Bereichen bewirtschaften und 

die ein hohes nutzungsbedingtes Eintragspotenzial aufweisen. Neben land- und gar-

tenbaulichen Intensitätskriterien der Flächenbewirtschaftung zählt zu den nutzungsbe-

dingten Risikofaktoren auch ein vermehrter Betrieb von Biogasanlagen oder ein ver-

stärkter Umbruch von Grünland in der jüngeren Vergangenheit. In die Kulisse der 

Intensivberatung wird auch das Umfeld der WRRL-Grundwassermessstellen einbezo-

gen, in deren Grundwasserproben Grenzwertüberschreitungen und/oder ein maßnah-

menrelevanter Schadstofftrend festzustellen ist. Im einem ersten Ansatz wurde zur 
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Eingrenzung des hier zu berücksichtigenden Flächenumfanges ein im Radius ca. 600 

m großer Halbkreis im Oberstrom der jeweiligen Grundwassermessstelle gelegt und 

die innerhalb dieses Halbkreises liegenden Flächen bzw. die sie bewirtschaftenden 

Betriebe in die Beratung einbezogen. Diese Beratungskulisse wurde bereits durch die 

Erschließung weiterer Intensivberatungsregionen in Abhängigkeit von standörtlichen 

und produktionstechnischen Risikopotenzialen erweitert und soll auch zukünftig weiter 

differenziert werden. 

Eine Ansprache der land- und gartenbaulichen Betriebe erfolgt aktiv und betriebsindi-

viduell durch die WRRL-Berater. Grundsätzlich wird in die Intensivberatung immer der 

ganze landwirtschaftliche Betrieb einbezogen, wenngleich konkrete Maßnahmenums-

etzungen sich häufig auch auf einzelne Schläge beziehen (Dunajtschik 2011a). 

Die inhaltlichen Beratungsschwerpunkte  machen sich – ähnlich wie in den Trinkwas-

serschutzkooperationen - insbesondere an folgenden Themen fest (nach Dunajtschik 

2011a): 

• Erstellung und Analyse von betriebs- und schlagbezogenen Nährstoffbilanzen; 

• Betriebs- und schlagspezifische Düngeplanung, N-Überhangsbewertung; 

• Nmin-Beprobungen auf Einzelschlägen (Frühjahr, Herbst, kulturbegleitend); 

• Management der Wirtschaftsdünger- und Gärresteverwertung; 

• Nach-Ernte-Management und Bodenbearbeitungssysteme; 

• Schwachstellenanalyse, Ermittlung potenzieller Überschusssituationen und Aus-

tragspfade; 

• Cross-Compliance und fachrechtliche Vorgaben; 

• Einsatz und Nutzung innovativer Techniken; 

• Betriebs- und schlagspezifische PSM-Strategien; 

• Agrarumwelt- und Fördermaßnahmenplan. 

Durch kontinuierliche und dynamische Weiterentwicklung der Intensivberatung erhöht 

sich die Zahl der beratenen Betriebe laufend. Der Umfang der aktuellen Beratungsku-

lisse ist Tabelle 1, der Umfang der von Januar – November 2011 durchgeführten Bera-

tungsaktivitäten der Tabelle 4 zu entnehmen. 
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Tabelle 4: Beratungsaktivitäten der Intensivberatun g in 2011 (Dunajtschik 2011a) 

2011
Beratungs-
kontakte (n)

Nmin-
Proben (n)

Gruppen-
treffen (n)

Gülleproben 
(Labor) (n)

Gülleproben 
(Quantofix (n)

Wirtschafts-
düngerproben 

(sonst.) (n)

Düngebe-
ratung (n)

Nährstoff-
bilanzen (n)

1. Qrtl. 1.321 242 20 77 16 12 235 289
2. Qrtl. 1.559 423 3 128 14 26 445 77
3. Qrtl. 1.060 190 7 79 16 25 420 10
4. Qrtl. 1.468 449 8 9 9 6 370 145

Summe 5.408 1.304 38 293 55 69 1.470 521  

3.1.3 Finanziell geförderte Maßnahmen auf einzelbet rieblicher Ebene 

Als ergänzende Maßnahme zur Zielerreichung der WRRL bietet das Land NRW seit 

dem Wirtschaftsjahr 2010/11 im Rahmen der Agrarumweltmaßnahmen und innerhalb 

einer definierten Kulisse die Förderung des Zwischenfruchtanbaus an (mit Beträgen 

von 84 €/ha (für konventionell wirtschaftende Betriebe) bzw. 54 €/ha (für Betriebe, die 

gleichzeitig auch die „Förderung eines ökologischen Anbauverfahrens“ erhalten)). In 

2010 wurde dieses Förderprogramm von 1.240 Bewirtschaftern mit 23.245 ha Förder-

fläche vergleichsweise umfangreich in Anspruch genommen. Darüber hinaus bietet 

das Land NRW weitere Agrarumweltmaßnahmen an, von denen positive Effekte auf 

die Gewässerbeschaffenheiten ausgehen (z. B. extensive Grünlandnutzung, ökologi-

sche Landbauverfahren, Anlage von Uferrandstreifen oder erweiterte Fruchtfolgen), 

die aber nicht explizit an die Maßnahmenkulisse der WRRL gebunden sind (LWK 

NRW 2011). 

Insbesondere in Teilbereichen der mit Nitrat belasteten Grundwasserkörper (in Abhän-

gigkeit von der Intensität der Flächennutzung und den standörtlichen Rahmenbedin-

gungen) wird aber die Notwendigkeit zu einer Weiterentwicklung zukünftiger Förder-

bausteine gesehen (LWK NRW 2011). Derartige Fördermaßnahmen könnten z. B. 

sein: 

• Schaffung zusätzlichen Lagerraumes für Gülle und Gärreste; 

• Förderung des Nährstofftransfers aus viehstarken Regionen in Ackerbauregio-

nen; 

• Förderung innovativer Technik (z. B. zur Beregnungssteuerung und Fertigation 

im Gartenbau, bodennahe Gülleplatzierung, Exaktdüngerstreuer etc.); 

• Förderung extensiver Bewirtschaftungsformen; 

• Einsatz von N-Inhibitoren und zeitverzögerte N-Düngesysteme; 
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• Management und Abfuhr von Ernteresten und nicht geernteten Gemüsebestän-

den; 

• Biofilteranlagen für den Abbau von PSM-Rückständen (an Befüll- und Wasch-

plätzen von PSM-Spritzen); 

• Wasserschonende Kultursysteme und Überschusswassermanagement bei der 

Unter-Glas-Produktion und bei Stellflächen im Zierpflanzenanbau (LWK NRW 

2011). 

Entsprechende Vorschläge sollen sukzessive unter Einbindung der WRRL-relevanten 

Akteure entwickelt werden. 

3.2 Beratungsmodelle anderer Länder  

3.2.1 Hessen 

3.2.1.1 Allgemeine Beratungsstrukturen 

Zur Vermittlung fachbezogener Informationen und Beratungen hat das Land Hessen 

2005 den Landesbetrieb Landwirtschaft Hessen (LLH) mit der Zentrale in Kassel ge-

gründet (Thomas & Ehlers 2005). Dem LLH sind fünf Bildungs- und Beratungszentren 

und neun Beratungsstellen sowie weitere Außenstellen angegliedert (das Landwirt-

schaftszentrum Eichhof, das Bildungsseminar Rauischholzhausen, ein Gartenbauzent-

rum, ein Bieneninstitut sowie ein Landesgestüt (LLH 2010). Der LLH arbeitet in der 

Beratung eng mit dem Kuratorium für das land- und gartenbauliche Beratungswesen in 

Hessen zusammen, welches u. a. die Ziele und Inhalte der Beratung mitbestimmt. Da 

im Kuratorium alle wichtigen Berufs- und Interessenverbände der Landwirtschaft und 

des Gartenbaus vertreten sind, ist auf diesem Wege die Mitwirkung des Berufsstandes 

bei der Erarbeitung und Umsetzung neuer Beratungsinhalte gewährleistet (LLH 2010). 

Im Zuge der Strukturreformen der Agrarverwaltung in Hessen in den vergangenen 

Jahren wurde eine stärkere Trennung von Fachrechts- und Förderaufgaben einerseits 

und Beratungs- und Bildungsaufgaben andererseits vollzogen. So wurden die hoheitli-

chen Aufgaben bei den Regierungspräsidenten und kommunalisierten Landräten an-

gesiedelt, während die landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Fachaufgaben (Bera-

tung, Bildung, Fachinformation) dem LLH zugewiesen wurden (LLH 2010). 

Da die Beratung landwirtschaftlicher und gartenbaulicher Betriebe in Hessen im We-

sentlichen als landespolitische Aufgabe verstanden wird, ist sie großenteils kostenlos, 
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insbesondere in den Bereichen gesellschaftlichen Interesses wie Sozio-Ökonomie, 

Umweltschutz oder Landespflege. Auch die Grundberatung in der Produktionstechnik 

und der Betriebswirtschaft in Landwirtschaft und Gartenbau ist gebührenfrei (Thomas 

2007). 

Für bestimmte Beratungsleistungen werden aber bereits seit 1994 Gebühren erhoben. 

Entsprechende Leistungen werden insbesondere in der Beratung von Betriebsleiterar-

beitskreisen, v. a. im Milchviehbereich, abgerufen (Thomas & Ehlers 2005, Kuratorium 

für das land- und gartenbauliche Beratungswesen 2007). Abbildung 6 fasst die grund-

legende Beratungsstruktur in Hessen zur Durchführung und Finanzierung schematisch 

zusammen (Thomas & Ehlers 2005).  
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Abbildung 6: Beratungsstruktur und Finanzierung der  landwirtschaftlichen Bera-
tung in Hessen (Thomas & Ehlers 2005) 

3.2.1.2 WRRL-Beratung in Hessen 

In Hessen wird in 24 der abgegrenzten 128 Grundwasserkörper der gute chemische 

Zustand vornehmlich durch den auf landwirtschaftliche Nutzungen zurückzuführenden 

diffusen Eintrag von Nitrat (17), in einigen Grundwasserkörpern durch den Eintrag von 

Pflanzenschutzmittelrückständen (5) nicht erreicht (Berthold 2011). Zur Identifizierung 

der WRRL-Zielkulisse in Hessen wurde auf der Basis einer Emissions- (Grundwasser-

neubildung, Bodeneigenschaften sowie Landnutzung) und einer Immissionsbetrach-

tung (Nitrat- und Ammoniumkonzentrationen im Grundwasserleiter) mit einem Geo-

graphischen Informationssystem gemarkungsscharf der jeweilige Gefährdungsgrad 

ermittelt und festgesetzt (Stock 2011a). Über das derart gemarkungsscharf ermittelte 

von < 1,5 (sehr gering) bis ≥ 3,5 (sehr hoch) klassifizierte Belastungspotenzial wird den 

relevanten Flächen über einen Bewertungsindex eine Maßnahmenpriorität und diesen 

Maßnahmenprioritäten das gestufte Intensitätsniveau einer ergänzenden WRRL-

Beratung zugeordnet (siehe Abbildung 7).  
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Abbildung 7: Zuordnung klassifizierter Flächengefäh rdungspotenziale zu Bera-
tungsintensitäten (Berthold 2011) 

Während somit eine Grundberatung flächendeckend erfolgt (Maßnahmenpriorität 4) 

beziehen sich die nächst höheren Stufen der Beratungsintensität (wie auch in Nord-

rhein-Westfalen) immer auf eine Teilfläche der vorhergehenden Intensitätsstufe. Die 

Grundberatung wird in Hessen durch zwei Beratungskräfte des LLH durchgeführt und 

umfasst Aufgaben wie allgemeine Informationsarbeit (z. B. Broschüren und Info-Blätter 

zu WRRL-Zielen, Minderung von Belastungspotenzialen), Aus-, Fort- und Weiterbil-

dungsangebote, Feldtage und Versuchsbegehungen, Info-Veranstaltungen etc. (Ries 

2011).  

Zur Umsetzung der Beratung auf den höheren Intensitätsniveaus wurden auf Vor-

schlag des Hessischen Landesamtes für Geologie (HLUG) Maßnahmenräume (Regio-

nen der Maßnahmenpriorität 1 – 3, siehe Abbildung 7) ausgewiesen (Stock 2011b), für 

die nach entsprechenden Projektanträgen die Beratungsaufgaben an Projektträger wie 

Landkreise, Kommunen, Wasserversorger etc. vergeben werden. Diese können die 

Beratung selbst durchführen oder wiederum Dritte damit beauftragen (Ries 2011).  

Bis zum 31.12.2011 wurden in Hessen 29 derartiger Beratungsprojekte (Seidel 2012) 

(mit Größen von ca. 300 bis ca. 50.000 ha LN) mit Verträgen 2-jähriger Laufzeit aus-

gestattet. Auf der Basis einer Auswertung von Ende 2011 wird für 27 der 29 vergebe-

nen Beratungsprojekte von einer gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche von ca. 

315.000 ha ausgegangen, hiervon ca 4.700 ha Sonderkulturen (weit überwiegend 
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Rebflächen). Diese landwirtschaftliche Nutzfläche wird von ca. 8.900 land- und garten-

baulichen Betrieben bewirtschaftet (Stock 2012). Genaue Zahlen zur Anzahl einge-

setzter Berater liegen (noch) nicht vor, aber geht man davon aus, dass pro Maßnah-

mengebiet mindestens ein Berater eingesetzt wird, in den großen Beratungsräumen 

deutlich mehr, wird die Zahl der eingesetzten Berater mindestens so groß sein wie in 

NRW, vermutlich jedoch größer. 

Vor dem Hintergrund der positiven Erfahrungen mit den Trinkwasserschutzkooperatio-

nen wird auch innerhalb der Umsetzung der WRRL in Hessen der Beratung ein großer 

Stellenwert beigemessen. Zur Standardisierung der Beratungstätigkeiten in den ein-

zelnen Maßnahmeräumen wurden im Rahmen einer Arbeitsgruppe „Beratungsinhalte“ 

(aus Vertretern der Regierungspräsidien, des LLH, von Wasserversorgungsunterneh-

men, des Hessischen Landesamtes für Geologie sowie Wasserschutzberatern) Ar-

beitspakete für eine gewässerschutzorientierte Beratung definiert (Abbildung 8). Durch 

die Zusammenstellung der Arbeitspakete entsprechend der jeweiligen Maßnahmenpri-

oritäten wird die Beratungsintensität für die einzelnen Parameter (N, P, PSM) definiert 

und entsprechend konkretisiert. Die Arbeitspakete dienen zur Hilfestellung bei der 

Durchführung von Maßnahmen, werden zur Qualitätskontrolle herangezogen, sollen 

die Kostenermittlung unterstützen, die Grundlage für die Dokumentation bilden sowie 

zur übergreifenden Informationsquelle aller Akteure ausgebaut werden (Stock 2011a).  

 

Abbildung 8: Beratungspakete zur WRRL-Umsetzung in Hessen (Berthold 2011) 

Die definierten Beratungspakete umfassen Themenblöcke wie das grundsätzliche 

Beratungsmanagement oder Vorgaben zur Vernetzung der Beratungsaktivitäten sowie 

entsprechend den ausgewiesenen Maßnahmenprioritäten der relevanten Gebiete 

Beratungsmaßnahmen für die Problemparameter Stickstoff, Phosphor und Pflanzen-

schutzmittel (Berthold 2011).  

Bei der Beratungsumsetzung haben Gebiete hoher Maßnahmenpriorität (1>2>3) Vor-

rang. Die Mitarbeit der betroffenen Landwirte beruht auch in Hessen auf dem Prinzip 
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der Freiwilligkeit und bestehende Trinkwasserschutzkooperationen sollen in die Bera-

tungsstrukturen integriert werden (Berthold 2011). 

Zur Förderung produktionstechnischer Maßnahmen zur Reduzierung von Stoffeinträ-

gen in Grund- und Oberflächengewässer stehen auch in Hessen nur die allgemein 

zugänglichen Agrarumweltmaßnahmen zur Verfügung. Im Einzelnen sind dies inner-

halb des Hessischen Integrierten Agrarumweltprogrammes (HIAP) folgende Maßnah-

men: Verfahren der Mulch- o. Direktsaat, Verfahren des Ökologischen Landbaus, 

standortangepasste Grünlandnutzung, Anbau von Zwischenfrüchten und Untersaaten 

(für Details siehe z. B. http://www.werra-meissner-kreis.net/fach-

bereiche_und_einrichtungen/laendlicher_raum_wirtschaft_tourismus_ und_verkehr/ 

hessisches_integriertes_agrarumweltprogramm_hiap/). Zumindest vereinzelten Stel-

lungnahmen ist jedoch zu entnehmen, dass diese Maßnahmen bisher nur eine geringe 

Akzeptanz bei den Landwirten fanden (Anonymus 2011).   

Ergänzend zu den Beratungsprojekten in den Maßnahmenräumen und den geförder-

ten HIAP-Maßnahmen wird zur Datenerfassung und -auswertung sowie für ein Be-

richtswesen ein komplexes System von Datenbanken aufgebaut bzw. betrieben, um 

die Ergebnisse der landwirtschaftlichen Beratung und der praktizierten Maßnahmen in 

einem Wirkungscontrolling landesweit mit den Wasserbeschaffenheitsentwicklungen 

zusammenzuführen und mit den entstandenen Kosten in Bezug zu setzen (Stock 

2011c). 
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10

Maßnahmenräume:    Datenerfassung, Auswertung und Berichte

FIS
MAPRO

(Maßnahmen)

Maßnahmenräume

INVEKOS

GruWaH

Neue
Tabellen

Auswertungen und Berichte
auf verschiedenen Ebenen

Wirkungs-Controlling:
• Grundwasserstände
• Grundwasserqualität
• Nmin-Daten
• N/P-Bilanzen

Output-Controlling:
• Art der Maßnahmen
• Anzahl der Maßnahmen
• Kosten
• Soll / Ist-Vergleiche

Maßnahmenträger: Ebene der Maßnahmenräume

HLUG: Unterschiedliche räumliche Aggregation
(z. B. Grundwasserkörper, landesweit)

HIAP

Maßnahmen

Landwirtschaft, landesweit

Maßnahmenträger

 

Abbildung 9: Schnittstellen und Datentransfer „Maßn ahmen WRRL“ und deren 
zentrale Einstellung in Datenbanken (Berthold 2011)  

Die entstehenden Kosten für die Beratungsprojekte in den Maßnahmeräumen werden 

durch das Land Hessen aus Mitteln der Abwasserabgabe bestritten. Nach Seidel 

(2012) haben die bis zum 31.12.2011 vertraglich vereinbarten 29 Beratungsprojekte 

bei einer zunächst zweijährigen Laufzeit (bis Ende 2012) ein Gesamtvolumen von ca. 

5 Mio €. Für die Jahre 2013 und 2014 steht (unter bestimmten haushaltstechnischen 

Einschränkungen) ein Budget von bis zu 4 Mio € (2013) bzw. 2 Mio € (2014) zur Ver-

fügung (Seidel 2012). 

3.2.2 Niedersachsen 

3.2.2.1 Allgemeine Beratungsstrukturen 

In Niedersachsen existiert ähnlich wie in Nordrhein-Westfalen eine Landwirtschafts-

kammer als Selbstverwaltungsorganisation der Landwirtschaft. Die beiden ehemaligen 

Landwirtschaftskammern Hannover und Weser-Ems wurden in 2006 zur Landwirt-

schaftskammer Niedersachsen (LWK Ns) fusioniert. Sie vertritt die fachlichen Interes-

sen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Landwirtschaft, Gartenbau und Forstwirt-

schaft in Niedersachsen. Ihre wichtigsten Aufgabenbereiche liegen in der Beratung 
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und der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung. Weiterhin nimmt die Landwirt-

schaftskammer zahlreiche hoheitliche Aufgaben wahr wie die Umsetzung von Geset-

zen und Verordnungen und die verwaltungsmäßige Abwicklung von zahlreichen Auf-

gaben in der staatlichen Agrarförderung. Die Landwirtschaftskammer gliedert sich in 

sechs Geschäftsbereiche (Verwaltung, Förderung, Landwirtschaft, Forstwirtschaft, 

Gartenbau, LUFA Nord-West) in Oldenburg und Hannover, elf Bezirksstellen, zehn 

Bewilligungsstellen, neun Forstämtern und mehreren Instituten. Sie finanziert sich über 

Gebühren und sonstige Einnahmen (41 %), Einnahmen aus dem Kammerbeitrag der 

beitragspflichtigen Betriebe (17 %) sowie Zuweisungen des Landes Niedersachsen (42 

%). Der Gesamthaushalt 2009 (einschl. LUFA Nord-West) der Landwirtschaftskammer 

Niedersachsen betrug ca. 154 Millionen Euro (LWK Ns 2012). 

Über die Bezirksstellen der Landwirtschaftskammer erfolgt neben der Beratung zu 

Förderanträgen und rechtlichen Fragestellungen auch eine einzelbetriebliche Beratung 

zu betriebswirtschaftlichen und sozio-ökonomischen Fragen sowie zu Fragen der 

Pflanzenproduktion und der Tierhaltung. Je nach Beratungsform (telefonisch, einzelbe-

trieblich usw.) werden für diese Beratungsleistungen Gebühren erhoben (Thomas & 

Ehlers 2005). 

Eine zweite, fest etablierte Säule für landwirtschaftliche Beratungsleistungen besteht in 

Niedersachsen in Form von ca. 130 Beratungsringen mit ca. 200 Ringberatern, die 

sich über Mitgliedsbeiträge der ca. 26.0000 Mitglieder finanzieren (Thomas & Ehlers 

(2005). 

In Abbildung 10 ist nach dem von Thomas & Ehlers (2005) gewählten Schema die 

Durchführung und Finanzierung der landwirtschaftlicher Beratung in Niedersachsen 

dargestellt.   
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Abbildung 10: Beratungsstruktur und Finanzierung de r landwirtschaftlichen 
Beratung in Niedersachsen (Thomas & Ehlers 2005) 
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3.2.2.2 WRRL-Beratung in Niedersachsen 

Vor allem vor dem Hintergrund der Unterschiede in der allgemeinen landwirtschaftli-

chen Beratungsstruktur in Niedersachsen im Vergleich zu Nordrhein-Westfalen wurde 

hier ein anderer Ansatz zur Umsetzung der WRRL-Beratung gewählt.  

Zur Festlegung der Zielkulisse für die WRRL-Beratung wurden in Niedersachsen die 

Grundwasserkörper, die hinsichtlich ihres chemischen Zustandes als in nicht gutem 

Zustand klassifiziert wurden, in Typflächen mit ähnlichen hydrogeologischen, hydrody-

namischen, hydrochemischen und bodenkundlichen Eigenschaften unterteilt. U. a. 

mittels der Messwerte aus dem Überblicksmessnetz der Grundwassermessstellen 

wurden sie bezüglich ihrer tatsächlichen Gefährdung bewertet und auf dieser Basis die 

Zielkulisse der WRRL-Beratung festgelegt (siehe Abbildung 11). Auf dieser Basis 

wurden neun Beratungsgebiete  mit einer Gesamtgröße von ca. 12.700 km2 festgelegt 

(Abbildung 12). Bei ca. 7.000 km2 hiervon handelt es sich um landwirtschaftliche Nutz-

fläche von denen wiederum ca. 1.000 km2 in Trinkwassergewinnungsgebieten liegen 

(Krüger 2012). In dieser WRRL-Beratungskulisse wirtschaften ca. 18.000 land- und 

gartenbauliche Betriebe (Berger 2011). 

Zur Umsetzung des WRRL-Beratungsauftrages innerhalb dieser neun Beratungsge-

biete wurden im Rahmen einer EU-weiten Ausschreibung die Beratungsaufträge an 

vier private Ingenieurbüros sowie die Landwirtschaftskammer Niedersachsen mit einer 

Laufzeit von zunächst 2010 – 2012 vergeben, wobei die LWK gleichberechtigt an dem 

Ausschreibungsverfahren teilgenommen hat. Die Auftragsvergabe sowie die weitere 

Betreuung der Umsetzung der Beratungsaufgaben (Ausschreibung, Auftragsvergabe, 

Betreuung der Berater, Öffentlichkeitsarbeit etc.) erfolgt(e) durch den NLWKN Nieder-

sächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz. Die Krite-

rien zur Auftragsvergabe orientierten sich an der fachlichen Kompetenz und Erfahrung 

der Anbieter und der Güte des vorgelegten Arbeitsprogrammes. Da die Auftragssum-

me für das jeweilige Beratungsgebiet bereits in der Ausschreibung festgelegt war, war 

diese selbst kein Vergabekriterium, wohl aber das Maß der angebotenen Beratungsef-

fizienz, d. h. der Umfang der angebotenen Leistungen bei gegebenem finanziellem 

Rahmen (Krüger 2012). 
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Abbildung 11: WRRL-Zielkulisse für Nitratreduktion in Niedersachsen (Schültken 
& Hanning 2011) 

 
Abbildung 12: Maßnahmenkulisse Nitratreduktion in N iedersachsen (Schültken 

& Hanning 2011) 
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Der Beratungsschwerpunkt beschäftigt sich auch in Niedersachsen derzeit vor allem 

mit Fragestellungen zur Reduzierung diffuser Nitrateinträge in das Grundwasser, der 

sich nach Abschluss von Untersuchungen zu Belastungsschwerpunkten aber auch auf 

Pflanzenschutzmittel erweitern soll. Der Beratungsansatz folgt grundsätzlich dem Ko-

operationsgedanken, wobei wie in Nordrhein-Westfalen vergleichbare Unterschiede zu 

dem Modell der Trinkwasserschutzkooperationen bestehen. Wesentliche Aufgaben der 

Gebietskooperationen bestehen in der aktiven Mitwirkung an der Aufstellung von Maß-

nahmenprogrammen und im Informationsaustausch (Niedersächsisches Ministerium 

für Umwelt, Energie und Klimaschutz 2012). In ihrer räumlichen Erstreckung sind sie 

jedoch nicht deckungsgleich mit den neun ausgewiesenen Beratungsgebieten und 

sind daher weder von ihrem Zuständigkeitsbereich noch von ihrem Aufgabenspektrum 

mit diesen zu verwechseln.  

Innerhalb der einzelnen Beratungsgebiete werden die betroffenen Landwirte und Gärt-

ner aktiv von den zuständigen Beratern angesprochen. Die Teilnahme an den Bera-

tungsprogrammen ist für die Landwirte und Gärtner freiwillig und kostenfrei. Die in 

Trinkwasserschutz- bzw. –einzugsgebieten wirtschaftenden Landwirte und Gärtner 

sind von der WRRL-Beratung ausgenommen, da sie bereits über die zuständigen 

Trinkwasserschutzkooperationen erreicht werden. 

Je Beratungsgebiet stehen im Rahmen der vergebenen Beratungsaufträge ca. 1 – 2 

Berater zur Verfügung, die sich somit für die gesamte WRRL-Beratungsfläche in Nie-

dersachsen auf ca. 12 – 15 summieren. Die dadurch entstehenden Kosten belaufen 

sich auf 1,2 Mio €/a und werden zu 100 % vom Land aus Mitteln der Abwasserabgabe 

bestritten.   

Die methodische Umsetzung der Beratung ist formal zwar nicht so stark gegliedert wie 

in NRW (in Grund-, Regional- und Intensivberatung), in der praktischen Umsetzung 

aber strukturell vergleichbar. Auch in Niedersachsen kommen die klassischen metho-

dischen Instrumente in der Beratung zum Einsatz wie die der nordrhein-westfälischen 

Grundberatung vergleichbare grundlegende Öffentlichkeitsarbeit, Vorträge, Rundbrie-

fe, Veranstaltungen und die entsprechende Webpräsenz. Analog der Regionalbera-

tung in NRW werden Gruppenberatungen und Feldtage durchgeführt und vor allem 

über den Weg der Multiplikatoren (z. B. Landvolk als berufsständische Interessenver-

tretung) wird versucht, eine thematische Sensibilisierung von Landwirtschaft und Gar-

tenbau zu erzielen. Insbesondere die Einrichtung von bisher ca. 150 Modellbetrieben 

(Berger 2011) spielt hier eine große Rolle und ist in der Umsetzung deutlich weiter als 

in NRW. Intensivberatung, wie sie in NRW praktiziert wird, fokussiert sich in Nieder-
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sachsen insbesondere auf diese Modellbetriebe, unterstützt u. a. durch die Einführung 

von AUM auf diesen Betrieben bzw. durch die Einrichtung von Demonstrations- und 

Feldversuchen (auf einem Teil der Modellbetriebe). Die auf diesen Modellbetrieben 

erarbeiteten Erkenntnisse und Erfahrungen dienen als Datenbasis für abzuleitende 

Grundwasserschutzempfehlungen. Die Vermittlung dieser Erkenntnisse an andere 

landwirtschaftliche Betriebe soll insbesondere über die Multiplikatorfunktion der Mo-

dellbetriebe z. B. durch Feldbegehungen und Gruppenberatungen erfolgen. 

In der einzelbetriebliche Beratung (analog der Intensivberatung in Nordrhein-

Westfalen) werden ebenfalls vergleichbare Beratungsinstrumente eingesetzt wie die 

Nährstoffbilanzierung, Verbesserung der betrieblichen N-Effizienz, Düngeplanung, 

Bodenuntersuchung und Ableitung von Handlungsempfehlungen etc., wobei der Bera-

tungsschwerpunkt jedoch auf den Modellbetrieben liegt.  

Im Vergleich zu NRW wird die WRRL-Beratung jedoch durch ein teilweise anderes 

Spektrum an (finanziell geförderten) Agrarumweltmaßnahmen (AUM) unterstützt. Der-

zeit werden ergänzend zu den allgemeinen Agrarumweltmaßnahmen nach dem Nie-

dersächsischen/Bremer Agrar-Umweltprogramm (NAU/BAU) 4 sogenannte Wasser-

schutz-(W-)maßnahmen angeboten (NLWKN 2012, zu den Maßnahmendetails siehe 

auch http://www.lwk-niedersachsen.de): 

• W2 Zwischenfruchtanbau (winterhart); 

• W3 Verzicht auf Bodenbearbeitung nach Mais; 

• W 4 Verzicht auf Bodenbearbeitung nach Raps (Ausfallraps); 

• W 5 Anbau von Winterrübsen nach Wintergetreide. 

Die tatsächliche Inanspruchnahme dieser Fördermaßnahmen war in den Jahren 2010 

bzw. 2011 jedoch vergleichsweise niedrig und schöpfte in 2011 mit insgesamt ca. 

13.000 ha und einem Förderbetrag von ca. 500.000 € die verfügbaren Haushaltsmittel 

nur zu 3,6 % aus (Berger 2011). Die Finanzierung dieser Maßnahmen erfolgt über den 

Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 

und wird aus Landesmitteln aus der Abwasserabgabe kofinanziert (Krüger 2012). Die 

verfügbaren Haushaltsmittel berechnen sich nach den vorgenannten Angaben auf ca. 

14 Mio €/a. 

Zum Datenaustausch zwischen den Landesbehörden und der Wasserschutzberatung 

in Trinkwassergewinnungsgebieten und WRRL-Gebietskulisse einerseits sowie als 

Datengrundlage für die Berichts- und Kontrollpflichten gegenüber der EU ist in Nieder-
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sachsen das „Digitale Informationssystem Wasserschutz DIWA“ entwickelt worden. 

Das Programm „DIWA –Shuttle WRRL“ soll u. a. als Grundlage für landesweite Aus-

wertungen zu Wirksamkeit und Effizienz von Gewässerschutzmaßnahmen dienen und 

der Informationsvermittlung zu räumlich differenzierten Daten zum Wasserhaushalt 

(Gödecke 2011). 

3.2.3 Baden-Württemberg 

3.2.3.1 Allgemeine Beratungsstrukturen 

Die staatliche landwirtschaftliche Offizialberatung in Baden-Württemberg ist dem  Mi-

nisterium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (MLR) zugeordnet und erfolgt 

insbesondere durch die auf Landkreisebene in die Landratsämter eingeglíederten 35 

Unteren Landwirtschaftsbehörden (ULB), die wiederum den vier Regierungspräsidien 

als Mittelinstanz zugeordnet sind. Die Aufgabenbereiche der ULB setzen sich grund-

sätzlich aus Bildungs-, Beratungs- und Verwaltungsaufgaben zusammen.  

Teil der Agrarverwaltung sind weiterhin 11 Landesanstalten, die für das MLR Ent-

scheidungshilfen erarbeiten und den Unteren Landwirtschaftsbehörden Informationen 

und Arbeitsunterlagen zur Verfügung stellen (Thomas 2007).  

Neben den klassischen hoheitlichen Aufgaben der Unteren Landwirtschaftsbehörden 

(u. a. Unterstützung in EU-Antrags- und Förderverfahren, Aus- und Fortbildung, Fra-

gen der Landschaftsentwicklung und Agrarordnung etc.) erfolgt über die ULB`s auch 

eine einzelbetriebliche Beratung sowohl im sozio-ökonomischen Bereich als auch zu 

produktionstechnischen Fragen im Pflanzenbau, in der Tierproduktion oder im Was-

serschutz. Die durch die ULB`s in Anspruch genommene Beratung ist für die landwirt-

schaftlichen Betriebe kostenlos (MLR 2012). 

Darüber hinaus arbeiten in Baden-Württemberg 50 mit Beratungsringen vergleichbare 

Beratungsdienste, die 1989 zusätzlich zur Offizialberatung eingerichtet wurden. Als 

Mitglieder dieser Beratungsdienste sind die Landwirte an den entstehenden Kosten 

beteiligt und können dafür intensive Beratungen – insbesondere in produktionstechni-

schen Schwerpunkt – in Anspruch nehmen. Die Beratungsdienste haben ihren Dienst-

sitz ebenfalls in den Landratsämtern bei den Unteren Landwirtschaftsbehörden und 

werden bis zu 50 % aus öffentlichen Mitteln finanziert.  

Thomas & Ehlers (2005) ordnen Durchführung und Finanzierung der landwirtschaftli-

chen Beratung in Baden-Württemberg in ihrem Schema wie in Abbildung 13 dargestellt 

ein.  
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Abbildung 13: Beratungsstruktur und Finanzierung de r landwirtschaftlichen 
Beratung in Baden-Württemberg (Thomas & Ehlers 2005 ) 

3.2.3.2 WRRL-Beratung in Baden-Württemberg 

Im Rahmen der Bestandsaufnahme im Jahre 2004 wurde Baden-Württemberg in 37 

Grundwasserkörper unterteilt. 23 dieser Grundwasserkörper (= 18 % der Landesflä-

che) wurden wegen zu hoher Nitratgehalte (Herkunft Landwirtschaft) als gefährdete 

Grundwasserkörper (gGWK) eingestuft. Ein Grundwasserkörper wurde auf Basis der 

Monitoringergebnisse aus dem Jahr 2006 aus der Gruppe der gGWK gestrichen, so 

dass sich die Zahl der durch Nitrat gefährdeten Grundwasserkörper auf 22 (= 17,6 % 

der Landesfläche) reduzierte (Regierungspräsidium Freiburg 2009). Für acht dieser 

gefährdeten gGWK werden die bisher eingeleiteten Maßnahmen zur Reduzierung der 

Nitrateinträge als ausreichend angesehen, um bis 2015 den guten chemischen Zu-

stand zu erreichen. Für 14 gGWK wird dieser gute chemische Zustand bis 2015 vor-

aussichtlich nicht erreicht werden, so dass für diese Gebiet weitere ergänzende Maß-

nahmen für erforderlich gehalten werden. Weit überwiegend werden die Ursachen für 

diese voraussichtliche Verfehlung der Zielerreichung in 2015 auf ackerbauliche Flä-

chennutzungsverfahren zurückgeführt, in drei gGWK darüber hinaus auch auf den 

Weinbau (LTZ 2011).  

Darüber hinaus wurden auch in Baden-Württemberg die Problembereiche bzw. Prob-

lemgebiete identifiziert, die durch (erosionsbedingte) Phosphat- und/oder PBSM-

Einträge in Oberflächengewässer Maßnahmen zur Zielerreichung der WRRL-

Vorgaben notwendig machen (siehe z. B. LTZ 2011). Der Schwerpunkt der eingeleite-

ten Maßnahmen beschäftigt sich aber mit dem Thema Nitrateintrag in Grundwasser-

körper.  

Die Umsetzung von Maßnahmen zur Erreichung der WRRL-Ziele erfolgt in Baden-

Württemberg auf einem anderen Wege als in den anderen im Rahmen der hier vorge-

stellten Studie beschriebenen Ländermodellen. 
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Wesentliche Grundlage zur Umsetzung von Maßnahmen einer gewässerschonenden 

Landbewirtschaftung ist in Baden-Württemberg (wie in anderen deutschen Bundeslän-

dern auch) die Erfüllung von Mindestanforderungen landwirtschaftlicher Flächennut-

zung, wie sie sich aus dem EU-Recht bzw. dessen Umsetzung in nationales Recht 

ergibt (landwirtschaftliches Fachrecht, Cross Compliance), d. h. die Einhaltung der 

guten fachlichen Praxis. Die hier einzuhaltenden rechtlichen Vorgaben ergeben sich 

insbesondere aus dem Bundes-Bodenschutzgesetz bzw. der zugehörigen Verordnung, 

der Düngeverordnung, der Erosionsschutzverordnung, dem Pflanzenschutzgesetz, der 

Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung und der Pflanzenschutzmittelverordnung 

sowie den relevanten Gesetzen zur Regelung wasserrechtlicher Belange (Wasser-

haushaltsgesetz, Wassergesetz Baden-Württemberg, Grundwasserverordnung). 

Ergänzende Maßnahmen werden in Baden-Württemberg bereits seit 20 Jahren über 

die SchALVO (Schutzgebiets- und Ausgleichsverordnung für Wasserschutzgebiete) 

und das Agrarumweltprogramm MEKA (Marktentlastungs- und Kulturlandschaftsaus-

gleich, mittlerweile MEKA III) umgesetzt (MUNV 2010, MLR 2008). 

In Baden-Württemberg wurde zum Schutz der Gewässerressourcen in Trinkwasser-

einzugsgebieten nicht der Weg eines kooperativen Gewässerschutzes, wie z. B. in 

NRW oder Niedersachsen, gewählt, sondern über die SchALVO wurden zentral für alle 

Trinkwassergewinnungsgebiete Baden-Württembergs Bewirtschaftungsvorgaben fest-

gesetzt und der hierdurch Landwirten und Gärtnern entstehende Mehraufwand wird 

nach allgemein gültigen Sätzen zentral ausgeglichen. Für alle Wasserschutzgebiete 

(WSG) gelten demnach ein Grünlandumbruchsverbot, Einschränkungen beim Einsatz 

von Wirtschafts- und Sekundärrohstoffdüngern und der Weidenutzung und das Ein-

satzverbot der PSM-Wirkstoffe Terbuthylazin und Tolylfluanid. In WSG, die als Prob-

lem- und Sanierungsgebiete mit hoher bzw. erhöhter Nitratbelastung im Grundwasser 

ausgewiesen sind, kommt es darüber hinaus zu weiteren, verpflichtenden Vorgaben 

zur Stickstoffdüngung im Frühjahr und Herbst, zu Begrünungsgeboten und ihrer Um-

setzung sowie zu Bewässerungs- und Bodenbearbeitungsverfahren (MUNV 2010, LTZ 

2011). Trinkwasserschutzkooperationen wie in anderen Bundesländern existieren 

somit in Baden-Württemberg nicht. Zur Umsetzung der SchALVO-Vorgaben wurde bei 

den zuständigen Unteren Landwirtschaftsämtern zusätzliche Personalkapazitäten für 

eine Gewässerschutzberatung aufgebaut, die sich auf 43 AK belaufen, wobei diese W-

Berater auch in anderen, dem Fachgebiet nahen Aufgabenfeldern tätig sind (Landtag 

von Baden-Württemberg 2008a). 
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Neben den Vorgaben und Auflagen der SchALVO, die sich verpflichtend auf die land-

wirtschaftliche Flächennutzung in Wasserschutzgebieten (bzw. Gebieten, die dafür 

vorgesehen sind) beziehen, hat das Agrarumweltprogramm MEKA (III)-Programm 

einen flächendeckenden und freiwilligen Ansatz. Die Maßnahmen werden daher lan-

desweit angeboten und dienen u. a. sowohl dem Schutz der Oberflächengewässer als 

auch des Grundwassers. Wesentliche wasserschutzrelevante MEKA-Maßnahmen sind 

der Tabelle 5 zu entnehmen. 

Tabelle 5: Wasserschutzrelevante Maßnahmen des Agra rumweltprogramms 
MEKA III (LTZ 2011) 

 
Die Akzeptanz der angebotenen MEKA-Maßnahmen kann nach Landtag von Baden-

Württemberg (2008a) als gut eingestuft werden. Von der landwirtschaftlichen Nutzflä-

che Baden-Württembergs (1,44 Mio ha) wurden in 2007 ca. 70 % mit mindestens einer 

MEKA-Maßnahme bewirtschaftet.  

Allerdings ist auch der finanzielle Aufwand zur Finanzierung der SchALVO bzw. der 

MEKA-Programme erheblich und wird für wasserbezogene landwirtschaftliche Maß-

nahmen für die Förderperiode bis 2013 mit insgesamt 75 Mio € (MEKA) bzw. ca. 22 

Mio € (SchALVO) pro Jahr angegeben (Landtag von Baden-Württemberg 2008. 

Die durch die SchALVO entstehenden Kosten werden in Baden-Württemberg aus dem 

auch hier erhobenen Wasserentnahmeentgelt finanziert, anteilig auch die Kosten der 
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Agrarumweltmaßnahmen nach dem MEKA, wobei dieses durch Bund und EU kofinan-

ziert wird. 

Wo diese grundlegenden und ergänzenden Maßnahmen voraussichtlich nicht ausrei-

chend sind, um die WRRL-Ziele bis zum Jahr 2015 zu erreichen, werden weitere Maß-

nahmen und Projekte zur Vermeidung von Nährstoffausträgen aus den Böden bzw. 

Nährstoff- und PBSM-Einträge in die Gewässer ergriffen bzw. initiiert, deren Umset-

zung durch entsprechende Beratungsleistungen durch die Unteren Landwirtschaftsbe-

hörden begleitet wird (LTZ 2011).  

Ergänzende Beratungskapazitäten zur Umsetzung des MEKA-Programmes oder wei-

terer ergänzender Maßnahmen wurden in Baden-Württemberg nicht geschaffen, son-

dern der Aufgabenbereich der ursprünglich nur für die Umsetzung der SchALVO in 

WSG zuständigen Gewässerschutzberater auf den Einzugsbereich der gefährdeten 

Wasserkörper erweitert. Z. T. werden die Berater hierbei unterstützt durch die bei den 

Unteren Landwirtschaftsbehörden angesiedelten „klassischen“ produktionstechnischen 

Berater (vornehmlich aus dem Schwerpunkt Pflanzenbau). Ebenso wie die Teilnahme 

an den MEKA-Ausgleichsprogrammen erfolgt auch die Inanspruchnahme einer ergän-

zenden Beratung durch Landwirte und Gärtner im Einzugsbereich der gefährdeten 

Wasserkörper auf freiwilliger Basis (Finck 2012). 

3.2.4 Thüringen 

3.2.4.1 Allgemeine Beratungsstrukturen 

Die produktionstechnische und betriebswirtschaftliche landwirtschaftliche Beratung 

wurde in Thüringen 1998 privatisiert. Es gründeten sich Beratungsunternehmen unter-

schiedlicher Rechtsform, die für einen Übergangszeitraum vom Land Thüringen finan-

ziell gefördert wurden. Seit 2003 wurden jedoch öffentliche Zuwendungen für die Bera-

tung vollständig eingestellt. Die bis 2003 von den Landwirtschaftsämtern (derzeit noch 

7) in Thüringen angebotene kostenlose Offizialberatung wurde in der Folge stark redu-

ziert und beschränkt sich seither auf die unmittelbar zu den Hoheitsaufgaben gehören-

den Themen. Neben der Informationsvermittlung zu Förderprogrammen und Richtli-

nien gehören hierzu Themen wie Sozio-Ökonomie, Pflanzenschutz, nachwachsende 

Rohstoffe, Tiergesundheit oder Umwelt (Thomas & Ehlers 2005). Insbesondere im 

Bereich der Tierzucht und –haltung findet auch eine (über Mitgliedsbeiträge finanzier-

te) Ringberatung statt (siehe auch z. B. http://www.thueringen.de/de/tmlfun 

/themen/lawi/ oder http://www.thueringen.de/de/thueringenagrar/lwa/). 
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Thomas & Ehlers (2005) ordnen Finanzierung und Durchführung der landwirtschaftli-

chen Beratung in Thüringen schematisch wie in Abbildung 14 dargestellt ein. 
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Abbildung 14: Beratungsstruktur und Finanzierung de r landwirtschaftlichen 
Beratung in Thüringen (Thomas & Ehlers 2005) 

3.2.4.2 WRRL-Beratung in Thüringen 

Die nachfolgenden Ausführungen zur Umsetzung der landwirtschaftlichen WRRL-

Beratung in Thüringen beruhen – soweit durch Zitate nicht anders kenntlich gemacht - 

auf Informationen, die freundlicherweise von Herrn Andreas Cott und Herrn Rolf Bud-

nick, Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz 

(TMLFUN) zur Verfügung gestellt wurden (Cott & Budnick 2011). 

Spezielle Beratungsaktivitäten zur Umsetzung der WRRL im landwirtschaftlichen Be-

reich erfolgen in Thüringen seit 2009. Zu diesem Zweck wurden mittlerweile drei Maß-

nahmenräume ausgewiesen und hier jeweils eine Kooperation gegründet (Nordthürin-

gen: Landkreise Kyffhäuser, Nordhausen; Mittelthüringen: Landkreise Sömmerda, 

Weimarer Land; Ostthüringen: Landkreise Altenburger Land, Greiz). Die Auswahl der 

Kooperationsräume erfolgte auf Basis der bereits festgesetzten Maßnahmenkulissen 

für die seit 2008 angebotenen Agrarumweltmaßnahmen (AUM) nach dem Thüringer 

Programm zur Förderung von umweltgerechter Landwirtschaft, Erhaltung der Kultur-

landschaft, Naturschutz und Landschaftspflege in Thüringen (KULAP) (siehe auch 

Freistaat Thueringen 2012a). Zur Ausweisung dieser Maßnahmenkulisse wurden in 

Thüringen sogenannte Nährstoffüberschussgebiete ausgewiesen, und zwar: 

• N-Nährstoffüberschussgebiete (N-NÜG 1) für die Umsetzung von Maßnahmen 

zur Erreichung des guten chemischen Zustandes (Nitrat) für Oberflächenwasser- 

und Grundwasserkörper; 

• P-Nährstoffüberschussgebiete (P-NÜG) zur Erreichung des guten ökologischen 

Zustandes von Oberflächenwasserkörpern;  
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• N-Nährstoffüberschussgebiete (N-NÜG 2) für die Erreichung des guten ökologi-

schen Zustandes von Küstengewässern. 

Sofern in diesen ausgewiesenen Nährstoffüberschussgebieten die Zielerreichung der 

WRRL gefährdet war, wurden sie in die KULAP-Maßnahmenkulisse aufgenommen, 

wobei jedoch noch weitere fachliche bzw. administrative Auswahlkriterien berücksich-

tigt wurden, wie 

• geringe Maßnahmenakzeptanz der freiwilligen AUM-Gewässerschutzmaß-

nahmen in den ersten Antragsjahren; 

• Konzentrationen als besonders gefährdet ausgewiesener Flächen bzw. Gebiete; 

• erhöhte Bilanzsalden gemäß den Nährstoffvergleichen nach Düngeverordnung; 

• Zuständigkeitsgrenzen der Thüringer Landwirtschaftsämter sowie der maßgebli-

chen Berufsstandvertretung (Thüringer Bauernverband e.V.). 

Ab 2010 ergibt sich für die jeweiligen Nährstoffüberschussgebiete eine Förderkulisse 

von folgender Größenordnung (Freistaat Thüringen 2012a): 

• N-NÜG:  518.746 ha Ackerland; 

• P-NÜG:  180.368 ha Ackerland. 

Als Fördermaßnahmen stehen im KULAP Angebote zur Absenkung der Stickstoffsal-

den (W1), zum Zwischenfruchtanbau (W21), zur konservierenden Bodenbearbeitung 

(W 22) und zur Extensivierung von Uferrandstreifen (L 33) zur Verfügung (siehe auch 

Freistaat Thüringen 2012a).  

Kartographische Darstellungen zur räumlichen Verbreitung der Nährstoffüberschuss-

gebiete in Thüringen sind ebenfalls unter Freistaat Thüringen (2012a) einzusehen. 

Auch in Thüringen wird somit ein kooperativer Ansatz zur Umsetzung der WRRL-Ziele 

gewählt, wobei unter „Kooperation“ ein Gremium der Kommunikation, Information, 

Motivation, Innovation und Koordination verstanden wird. Mitglieder der einzelnen 

Kooperationen sind neben landwirtschaftlichen Betrieben auch die zuständigen Unte-

ren Wasserbehörden, Landwirtschaftsämter, Forstämter, der Kreisbauernverband 

sowie Gewässerunterhaltspflichtige (Freistaat Thüringen 2012b). 

Die Mitarbeit landwirtschaftlicher Betriebe in einer Kooperation ist freiwillig und unab-

hängig von ihrer Lage in einem Trinkwassereinzugsgebiet.  
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Die bisherigen Beratungsaufträge wurden durch die Thüringer Landesanstalt für 

Landwirtschaft (TLL) nach Ausschreibung an zwei vom Freistaat Thüringen anerkann-

te private Beratungsunternehmen sowie den Thüringer Bauernverband e. V. mit seinen 

regionalen Kreisbauernverbänden vergeben. Diese zusätzlichen Beratungsaufgaben 

werden seit 2010 mit ca. 100.000 €/a durch die Wasserwirtschaftsverwaltung finan-

ziert, mittel- bis langfristig ist jedoch eine Finanzierung der Beratung über das ELER-

Programm vorgesehen. 

In den drei bisherigen Kooperationen werden insbesondere die Themen betrieblicher 

Erosionsschutz (Reduzierung der Phosphor-Einträge; Kooperation Nord- bzw. Ostthü-

ringen) und Verbesserung des N-Düngungsmanagements (Kooperation Nord- bzw. 

Mittelthüringen) bearbeitet. Einzelbetriebliche Beratungen werden (in Abhängigkeit von 

den regionalen Problemschwerpunkten) vor allem zur Ermittlung des Erosionsschutz-

Status sowie durch Analysen zum N-Düngungsmanagement auf der Grundlage von 

Nährstoffvergleichen und entsprechenden Maßnahmenempfehlungen durchgeführt. 

Auf überbetrieblicher Ebene werden Feldtage und Informationsveranstaltungen durch-

geführt sowie auf der Management-Ebene der Beratung Verbesserungen der theoreti-

schen Beratungsgrundlagen erarbeitet.  

Im Vergleich zu den weiter oben ausgewiesenen Größenordnungen der Förderkulisse 

in den jeweiligen Nährstoffüberschussgebieten ist die Zahl bisher erreichter Betriebe 

mit Beratungsschwerpunkten zum Thema Stickstoff (19 Betriebe, 25.000 ha) bzw. zum 

Thema Phosphor/Erosion (40 Betriebe, 47.000 ha) vergleichsweise gering. Wie in den 

Beratungsmodellen anderer Bundesländer wird auch in Thüringen die Schwierigkeit 

gesehen, mit dem nach dem Prinzip der Freiwilligkeit gewählten Beratungsansatz 

problematische Betriebe zu erreichen.  

Ein grundsätzlicher Unterschied zu den Beratungsansätzen in den alten Bundeslän-

dern ergibt sich nicht zuletzt aus den agrarstrukturellen Gegebenheiten in Thüringen. 

So weisen die bisher mit Beratungsangeboten erreichten 20 – 40 Betriebe durch-

schnittliche Betriebsgrößen von > 1.000 ha auf. 

3.2.5 Zusammenfassung 

Der Vergleich des WRRL-Beratungsmodells in NRW mit denen der Bundesländer 

Hessen, Niedersachsen, Baden-Württemberg und Thüringen zeigt, dass auch in die-

sen betrachteten Ländern der wesentliche Schwerpunkt zur Umsetzung der WRRL-

Vorgaben auf eine ergänzende landwirtschaftliche Beratung gelegt wird. Das jeweils 

gewählte Beratungsmodell orientiert sich an den bereits vorhandenen und etablierten 
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landwirtschaftlichen Beratungsstrukturen. Während Thüringen die WRRL-Beratung 

vollständig über private Anbieter abdeckt, sind in Hessen und Niedersachsen sowohl 

private als auch öffentliche Institutionen (Landwirtschaftskammer Niedersachsen, LLH 

Hessen) mit Beratungsaufgaben betraut. Baden-Württemberg wickelt die WRRL-

Beratung vollständig über die Offizialberatung ab.  

Hessen, Niedersachsen und Thüringen verfolgen in der Struktur des jeweiligen Bera-

tungsmodells - auch vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit Trinkwasserschutzko-

operationen - einen kooperativen Ansatz, der sich aber wie in NRW deutlich weniger 

durchstrukturiert zeigt als in den Trinkwasserschutzkooperationen. Baden-

Württemberg hat bereits in den Trinkwassergewinnungsgebieten anstelle des dezent-

ralen Ansatzes des Kooperationsgedankens über die SchALVO den zentralisierten 

Ansatz des Ordnungsrechtes verfolgt. Entsprechend ist auch das Beratungsmodell zur 

Umsetzung der WRRL eher eine „Verlängerung“ bzw. räumliche Erweiterung der in-

nerhalb der Trinkwassergewinnungsgebiete umgesetzten SchALVO-Beratung. In allen 

betrachteten Bundesländern ist die zusätzliche Beratung kostenfrei, die Inanspruch-

nahme, sei es als Angebots- oder Nachfrageberatung, ist freiwillig. 

Die verwendeten Beratungsinstrumente in den einzelnen Bundesländern orientieren 

wie in NRW stark an den wesentlichen Belastungsursachen und fokussieren insbe-

sondere auf den thematischen Schwerpunkt des Nitrateintrages in das Grundwasser. 

Die Beratungsinstrumente bzw. Beratungsthemen sind daher grundsätzlich vergleich-

bar (Nährstoffbilanzen, Düngeplanung, Nmin-Programme, Wirtschaftsdüngerma-

nagement etc.). Insbesondere in Niedersachsen hat die Einrichtung von Modellbetrie-

ben (ca. 150) einen hohen Stellenwert, die auf einer vergleichsweise kleinen räumli-

chen Skalenebene Demonstrationscharakter haben. 

Vor allem in Hessen und in Niedersachsen stehen zur Unterstützung der Beratung, zur 

Aus- und Bewertung der eingeleiteten Maßnahmen sowie zur Unterstützung des In-

formationsflusses auf verschiedenen räumlichen Skalenebenen (von lokal bis landes-

weit) Datenbanksysteme zur Verfügung bzw. werden gerade eingeführt. Neben einer 

Unterstützung der Beratung vor Ort dienen diese Programme insbesondere dem In-

formationsaustausch, dem Berichtswesen sowie der Analyse und Dokumentation einer 

Effizienzbewertung. Erfasst werden mit unterschiedlicher Ausprägung sowohl Daten 

zur Flächennutzung, zum Wasserhaushalt oder zur Maßnahmenumsetzung.  

In allen Bundesländern werden zur Unterstützung der Beratungstätigkeiten Agrarum-

weltmaßnahmen (AUM) angeboten, die sich zumindest tw. in ihrer Ausprägung von 

Bundesland zu Bundesland unterscheiden. Zum Teil sind diese an die Zielkulisse der 
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WRRL gebunden, tw. stehen sie auch flächendeckend zur Verfügung. Hinsichtlich der 

verfügbaren Maßnahmen ist das in Baden-Württemberg (flächendeckend) angebotene 

MEKA III-Programm das umfangreichste. Die Inanspruchnahme der Agrarumweltmaß-

nahmen ist in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich. Während in Baden-

Württemberg z. B. von einer insgesamt guten Teilnahme an dem Programm berichtet 

wird, ist die Nachfrage in Niedersachsen oder Thüringen eher gering bis mäßig.  

Die Finanzierung der zusätzlichen WRRL-Beratung erfolgt in den einzelnen Bundes-

ländern entweder aus den Aufkommen eines erhobenen Wasserentnahmeentgeltes 

oder aus der Abwasserabgabe. Im Vergleich der für Beratungsaufgaben zur Verfü-

gung gestellten Mittel liegt NRW im oberen Bereich.  

3.3 Vergleich der Beratungsmodelle in der WRRL-Gebi etskulisse 
und Trinkwasserschutzkooperationen in NRW  

Im Folgenden werden die wesentlichen Unterschiede und Gemeinsamkeiten der bei-

den Beratungsmodelle in NRW beleuchtet. In Tabelle 6 sind die nachfolgenden Aus-

führungen zusammengefasst.  

Grundsätzlich sind beide Gewässerschutzmodelle am Kooperationsgedanken orien-

tiert, wobei die positiven Erfahrungen mit dem Kooperationsmodell der Trinkwasser-

schutzberatung Pate gestanden haben für die Umsetzung der WRRL. In der Praxis 

ergeben sich jedoch einige signifikante Unterschiede. 

• Laufzeit : Als ein wesentlicher Unterschied ist zunächst die Laufzeit der beiden 

Beratungsmodelle zu nennen. Während die WRRL-Beratung ein vergleichsweise 

junges Beratungsmodell mit einer Laufzeit von knapp zwei Jahren ist, kann die 

Trinkwasserschutzberatung mittlerweile auf eine Laufzeit von ca. 20 Jahren zu-

rückblicken. 

• (formaler) Rahmen: Den übergeordneten Rahmen der Trinkwasserschutzkoope-

rationen stellen das 1989 vom MUNLV NRW initiierte „12-Punkteprogramm“ dar 

sowie die Rahmenvereinbarung zwischen dem Bundesverband der deutschen 

Gas- und Wasserwirtschaft e.V. – Landesgruppe NRW und der Landwirtschafts-

kammer Rheinland sowie der Landwirtschaftskammer Westfalen vom 14.11.1991, 

in der insbesondere die Finanzierung zusätzlicher bei der Landwirtschaftskammer 

angesiedelter Beratungskräfte durch die betroffenen Wasserversorgungsunter-

nehmen empfohlen bzw. geregelt wird. 

Trinkwasserschutzkooperationen haben in aller Regel einen regional sehr scharf 

abgegrenzten räumlichen Geltungsbereich. Dies gilt insbesondere für Gebiete, in 
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denen die Trinkwassergewinnung aus Grundwasservorräten erfolgt. Abgegrenzte 

räumliche Einheit der Kooperation ist in diesen Fällen in aller Regel das ausgewie-

sene Wasserschutzgebiet bzw. das Wassereinzugsgebiet. Ebenfalls scharf be-

grenzt, allerdings auf einer etwas größeren räumlichen Skalenebene sind die Ko-

operationsgebiete in Oberflächenwassereinzugsgebieten bzw. bei den kreisweiten 

Kooperationen. Trinkwasserschutzkooperationen sind auch in ihrer organisatori-

schen Struktur scharf abgegrenzte Gebilde mit einer detaillierten Satzung, die so-

wohl die Ziele der Kooperation als auch die Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder 

beschreibt. Kooperationspartner sind insbesondere das oder die betroffenen Was-

serversorgungsunternehmen, die im Kooperationsgebiet wirtschaftenden Landwirte 

und Gärtner sowie die zuständigen Interessenverbände von Landwirtschaft und 

Gartenbau und die zuständige Kreisstelle der Landwirtschaftskammer. Die indivi-

duelle Mitgliedschaft eines Landwirtes in einer Trinkwasserschutz-Kooperation er-

höht die Identifikation mit ihren Zielen. 

Der Kooperationsrahmen zur Umsetzung der WRRL wird über die Rahmenverein-

barung zwischen den Landwirtschaftsverbänden NRW, der Landwirtschaftskam-

mer NRW, der Arbeitsgemeinschaft der Wasser- und Bodenverbände Westfalen-

Lippe, dem Arbeitskreis für Hochwasserschutz und Gewässer in NRW e. V. und 

dem MKULNV NRW über „Grundsätze zur Umsetzung der EG-

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) in Nordrhein-Westfalen vom 28. April 2008 ge-

steckt. Vergleichbare individuelle und räumlich und organisatorisch scharf abge-

grenzte Einheiten wie die Trinkwasserschutzkooperationen gibt es im Rahmen des 

WRRL-Kooperationsmodelles nicht. Mit der Umsetzung der zur Zielerreichung der 

WRRL notwendigen Beratungsaufgaben wurde am 12.3.2009 die Landwirtschafts-

kammer NRW durch das MKULNV NRW beauftragt. 

• Mitarbeit der Landwirtschaft:  Die Mitgliedschaft für einen Landwirt/Gärtner in der 

Trinkwasserschutzkooperation ist ebenso wie die Mitarbeit eines Landwirtes / 

Gärtners innerhalb des WRRL-Beratungskonzeptes bzw. die Teilnahme an einer 

Fördermaßnahme freiwillig. Innerhalb der Trinkwasserschutzkooperation ergibt 

sich auf die Landwirtschaft aber aus verschiedenen Gründen ein höherer Druck zu 

ihrer aktiven Teilnahme. Ordnungsrechtlich leitet sich dieser Druck – zumindest in 

Wasserschutzgebieten mit jüngeren WSG-Verordnungen aus dem „Vorrang-

Prinzip der Kooperation“ ab, wonach Kooperationsmitglieder von einzelnen Ge- 

und Verboten der WSZ-VO ausgenommen sind, sofern die entsprechenden Tatbe-

stände innerhalb der Kooperationsarbeit gewässerverträglich geregelt werden. 
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Zumindest potenziell ergibt sich in Trinkwassergewinnungsgebieten für die Land-

wirtschaft ein erhöhter Druck zur aktiven Mitarbeit in einer Kooperation auch durch 

einen erhöhten Druck der regionalen Öffentlichkeit. Dies gilt insbesondere, wenn 

relevante Gewässergüteprobleme der Trinkwasserressourcen im jeweiligen Gebiet 

vorhanden und bekannt sind. Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass auch 

aus der Gruppe der (landwirtschaftlichen) Kooperationsmitglieder ein erhöhter 

Gruppendruck sowohl auf (landwirtschaftliche) Nichtmitglieder zur Teilnahme aus-

geht als auch auf Kooperationsmitglieder, die gegen Kooperationsauflagen versto-

ßen oder besonders risikoreiche Bewirtschaftungsverfahren praktizieren. Dies gilt 

insbesondere, wenn der Erfolgszwang der Kooperation durch bekannte Gewässer-

güteprobleme und ihre Diskussion in der Öffentlichkeit hoch ist.  

• Finanzierung der Beratung : Während die Finanzierung der land- und gartenbau-

lichen Beratung zur Umsetzung der WRRL durch das Land NRW erfolgt, werden 

die Gewässerschutzberater innerhalb der Trinkwasserschutzkooperationen durch 

die betroffenen Wasserversorgungsunternehmen finanziert (allerdings seit 2004 

mit weitgehender Refinanzierung über das Wasserentnahmeentgeltgesetz NRW). 

Für die Trinkwasserschutzberatung stehen in NRW derzeit 54 Berater zur Verfü-

gung, für die WRRL-Beratung 30. Daraus ergibt sich eine deutlich höhere Bera-

tungsdichte in den Trinkwasserschutzkooperationen (Anzahl Berater je Betrieb 

bzw. je ha LN).  

• Maßnahmenfinanzierung : Eines der wesentlichsten Unterscheidungsmerkmale 

der beiden Beratungsmodelle ist jedoch, dass die Mitglieder in den Trinkwasser-

schutzkooperationen ein Arbeits- und Maßnahmenprogramm vereinbaren, das in-

dividuell auf die Problemlage des jeweiligen Wassereinzugsgebietes zugeschnitten 

ist. Da eventuelle Mehraufwände bzw. Ertragseinbußen, die den beteiligten Land-

wirten durch diese Maßnahmen entstehen, in aller Regeln nach ebenfalls einver-

nehmlich festgesetzten Ausgleichsbeträgen durch das beteiligte Wasserversor-

gungsunternehmen ausgeglichen werden (ebenfalls mit Refinanzierungsmöglich-

keiten nach dem Wasserentnahmeentgeltgesetz NRW), ist das Volumen an finan-

ziellen Mitteln zur Förderung von gewässerschützenden Maßnahmen in den Trink-

wasserschutzkooperationen in aller Regel deutlich größer als im Zuge der WRRL-

Beratung. Neben der Möglichkeit, mit diesen Mitteln individuell auf die Probleme im 

jeweiligen Wassergewinnungsgebiet einzugehen, eröffnen sich hierdurch auch er-

weiterte Beratungsstrategien. Letzteres gilt nicht zuletzt auch für die Umsetzung 

von Mess- oder Kontrollprogrammen zur Effizienzkontrolle der eingeleiteten Maß-
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nahmen, die von wesentlicher Bedeutung für die weitere Maßnahmensteuerung 

sind.  

• Datengrundlage : In vielen Kooperationsgebieten ist die Datengrundlage, auf de-

ren Basis eine landwirtschaftliche Beratung erfolgen kann, fundierter. Das betrifft 

insbesondere die Kenntnisse über die hydrochemische Beschaffenheit der Was-

serressourcen und ihre Entwicklung, da die betroffenen Wasserversorgungsunter-

nehmen hier in aller Regel ein zeitlich und räumlich relativ engmaschiges Überwa-

chungsnetz betreiben. Für viele weitere Wassergewinnungsgebiete liegen darüber 

hinaus Gutachten in kleinräumiger Auflösung zur Analyse der einflussnehmenden 

Standortfaktoren (Hydrogeologie, Boden, Klima) vor, die auch eine vergleichsweise 

kleinräumige Steuerung von Beratungs- und Maßnahmenschwerpunkten erlauben. 

• Beratungsstruktur : Sowohl die Kooperationsberater als auch WRRL-Berater sind 

in die Beratungsstruktur der Landwirtschaftskammer NRW integriert. Grundsätzli-

che Unterschiede zwischen diesen beiden Beratergruppen hinsichtlich Qualifikati-

on, Motivation oder auch der zur Verfügung stehenden und zur Anwendung kom-

menden Beratungswerkzeuge sind nicht zu erkennen. Allerdings ergeben sich bei 

genauerer Betrachtung einige Unterschiede bzw. sind zumindest graduelle Unter-

schiede zu vermuten: 

- Beratungsschwerpunkte : Bisher liegt der thematische Schwerpunkt der WRRL-

Beratung – insbesondere in der Intensivberatung - eindeutig auf der Verminde-

rung diffuser Stoffeinträge (insbesondere Stickstoff) in das Grundwasser; die 

thematischen Beratungsschwerpunkte in der Kooperationsberatung werden in 

Abhängigkeit von den tatsächlich vor Ort anstehenden Gewässergüteproblemen 

festgesetzt und erstrecken sich somit derzeit zumindest in bestimmten Gebieten 

(auch) auf die Vermeidung von punktuellen Stoffeinträgen in die Gewässer (ins-

besondere PSM, aber auch hygienisch relevante Stoffeinträge); durch das (der-

zeit noch) thematisch breitere Problemspektrum, mit dem sich die Kooperations-

beratung beschäftigen muss, ergibt sich potenziell auch ein breiterer Beratungs-

ansatz auf einzelbetrieblicher Ebene, der sich verschiedenen Produktionssträn-

gen widmet und in der Folge den Betrieb „als Ganzes“ besser durchleuchten 

(muss) und damit beraten kann; letztlich wird sich dieser Aspekt zukünftig aber 

relativieren, wenn auch die weiteren WRRL-relevanten Problembereiche in die 

Beratungsschwerpunkte aufgenommen werden, wird aber seine Grenzen auch in 

den verfügbaren Beratungskapazitäten finden. 
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- Beratungswerkzeuge  (z. B. Nmin-Beprobungen, Düngeplanung, Nährstoffver-

gleiche, Wirtschaftsdüngermanagement etc.): Die zur Vermeidung diffuser Stof-

feinträge zur Anwendung kommenden (einzelbetrieblichen) Beratungswerkzeuge 

sind im Wesentlichen vergleichbar, kommen jedoch auf Grund der höheren Bera-

tungsdichte bzw. besseren finanziellen Ausstattung in den Trinkwasserkooperati-

onsgebieten vermutlich mit höherer Intensität zum Einsatz 

- Motivation: Grundsätzlich ist nicht davon auszugehen, dass es zu Unterschie-

den in der Motivationslage zwischen den beiden Beratergruppen kommt; aller-

dings kann angenommen werden, dass die höhere Beratungsdichte, die bessere 

finanzielle Ausstattung für Gewässerschutzmaßnahmen, ggf. eine differenzierte-

re Kenntnis der standörtlichen Rahmenbedingungen und der tatsächlichen Ge-

wässergüteprobleme und ihrer Entwicklung innerhalb der Trinkwasserschutzko-

operationen zu erhöhten Erfolgspotenzialen bei der Minderung von Gewässergü-

teproblemen führt, die sich in der Folge auch motivationsfördernd auswirkt; um-

gekehrt kann ein subjektiv oder objektiv wahrgenommener Mangel an Beratungs-

ressourcen (Personal, Finanzen..) und ein in der Folge geringer eingeschätztes 

Erfolgspotenzial auch motivationshemmend wirken.  

- Erfolgsdruck:  Die ggf. bessere personelle und finanzielle Ausstattung in der 

Trinkwasserkooperationen sowie das „de facto-Arbeitsverhältnis“ zum finanzie-

renden Wasserversorgungsunternehmen kann allerdings auch zu einem erhöh-

ten Erfolgsdruck auf den jeweiligen Berater führen, in dessen Folge sich auch 

das Verhältnis zu den beratenen Landwirten anspannen kann. 

- Beratungsakzeptanz:  Die Akzeptanz der Beratung kann in beiden Beratungs-

modellen (siehe auch Ergebnisse der Auswertung der Fragebogenaktion, 

Kap. 4.2) als gut bewertet werden, wobei diese innerhalb der Trinkwasserschutz-

kooperationen auf Grund ihrer höheren Intensität vermutlich besser abschneidet. 

• Effizienz : Während zur Effizienz der WRRL-Beratung im Hinblick auf eine Verbes-

serung der Gewässerressourcen noch keine Kenntnisse vorliegen, gibt es aus den 

Trinkwasserschutzkooperationen eine Reihe von Berichten, die reduzierte Nähr-

stoffausträge aus dem Oberboden und/oder eine verbesserte hydrochemische 

Gewässerbeschaffenheit als Folge der Kooperationsarbeit ausweisen. IWW (2006) 

konnte in einer umfangreichen Auswertung am Beispiel von 21 Trinkwassergewin-

nungsgebieten nachweisen, dass in einer Reihe von Untersuchungsgebieten als 

Folge der Kooperationsarbeit herbstliche Nmin-Restwerte und/oder Nitratkonzent-
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rationen im Grund- und Rohwasser zurückgegangen waren, wenn auch nicht un-

bedingt unterhalb eines Wertes von 50 mg/l NO3. Allerdings gab es auch eine Rei-

he von Untersuchungsgebieten, in denen trotz langjähriger Kooperationsarbeit und 

unter hydrogeologischen Bedingungen, die den Nachweis erster Effekte hätten er-

warten lassen, entsprechende Konzentrations- oder Frachtminderungen nicht fest-

zustellen waren. Diese Ergebnisse erlauben eine durchaus kritische Einschätzung, 

ob auf dem derzeitigen Intensitätsniveau der Arbeiten zur Umsetzung der WRRL 

ihre Ziele zur erreichen sind. Eine einheitliche Methodik zur Erfassung von Effi-

zienzparametern bzw. deren (überregionale) Auswertung kommt jedoch auch in 

den Trinkwasserschutzkooperationen nicht zur Anwendung.    

• Ordnungsrecht : Hinsichtlich der ordnungsrechtlichen Rahmenbedingungen inner-

halb des landwirtschaftlichen Fachrechtes arbeiten weitgehend beide Beratungs-

modelle unter denselben Bedingungen, wobei die ordnungsrechtlichen Vorgaben 

für Trinkwassergewinnungsgebiete (v. a. bei ausgewiesenen Wasserschutzgebie-

ten) z. B. über die WSZ-VO oder sonstigen rechtlichen Vorgaben tendenziell höher 

sind.  

Fazit:  WRRL-und Trinkwasserschutzberatung sind hinsichtlich ihres Aufbaus und ihrer 

Werkzeuge insbesondere durch die Integration in die Beratungsstruktur der 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen in vielen Bereichen vergleichbar. 

Unterschiede ergeben sich insbesondere dort, wo der finanzielle Rahmen die 

Ausprägung der Beratungsressourcen beeinflusst. Soweit sich Vorteile der 

Trinkwasserschutzberatung aus diesen höheren finanziellen Ressourcen erge-

ben, lässt sich derzeit nicht erkennen, wie sich diese ohne eine Aufstockung 

des finanziellen Rahmens auch auf die WRRL-Beratung übertragen lassen. Als 

weiterer deutlicher Vorteil der Trinkwasserschutzkooperationen wird die Orga-

nisation in einzelnen Kooperationen/Arbeitskreisen gesehen, die durch ihre 

räumlich und organisatorische scharfe Abgrenzung sowie durch die Notwendig-

keit einer expliziten Mitgliedschaft der einzelnen Landwirte/Gärtner in der Regel 

zu einem höheren Maß an Identifikation mit den satzungsgemäß formulierten 

Gewässerschutzzielen führen.  
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Tabelle 6: Gegenüberstellung von Unterschieden und Gemeinsamkeiten der 
WRRL- und Trinkwasserschutzberatung in NRW 

WRRL-Beratung Trinkwasserschutz-Beratung
Laufzeit 2 Jahre ca. 20 Jahre

Mitgliedschaft freiwillig

grundsätzl. freiwillig, jedoch erhöhter 
Druck auf Mitgliedschaft durch 
Kooperationsvorrang in WSG-VO (wenn 
formuliert), Erfolgszwang durch 
öffentliche Meinung, Gruppendruck

Modellstruktur offene Kooperation geschlossene Kooperation

Datengrundlage potenziell zu gering

im Allgem. deutlich besser weil 
engmaschigere hydrochem. Daten, 
häufig detailliertere gutachterliche 
Untersuchung der Stanortverhältnisse 
und Problemevaluierung

Beraterfinanzierung Land NRW
betroffene WVU (mit Refinanzierung 
durch WaSEG)

Beraterdichte gering deutlich höher
Beraterqualifikation vergleichbar vergleichbar
Beratungsansprache passiv, in Kerngebieten aktiv aktiv

Beratermotivation vergleichbar hoch

vergleichbar hoch, höhere 
Erfolgspotenziale potenziell 
motivationssteigernd (wg. Beraterdichte, 
Fördervolumen für Maßnahmen, 
Datengrundlage…)

Beratungswerkzeuge vergleichbar
vergleichbar, mit höherer Intensität 
umsetzbar

Erfolgsdruck f. Berater grundsätzl. vergleichbar

grundsätzl. vergleichbar, aber in 
Trinkwasserschutzberatung 
unmittelbarer, da direkterer 
Erfolgszwang gegenüber "Arbeitgeber", 
i. d. F. auch höhere Konfliktpotenziale 
zu Landwirten und WVU

Finanzvolumen für 
Maßnahmen

gering deutlich höher

Maßnahmen
wenige, Umsetzung 
pauschal

breites Spektrum, Umsetzung problem- 
und standortorientiert

Akzeptanz
gut (siehe 
Fragebogenauswertung)

gut, potenziell aber besser weil 
intensiverer Kontakt

Effizienz unbekannt
in vielen Gebieten nachweisbare, aber 
nicht immer ausreichende Erfolge

Effizienzkontrollen mangels Finanzmittel gering
umfangreich (Nmin, Analytik, 
Gutachten…)

Ordnungsrecht allgemein
z. T. erhöhte Anforderungen wenn WSG-
VO

Ordnungsrecht-
kontrollen

allgemein
potenziell erhöht auf Grund eines 
höheren Stellenwertes der Ressource 
Trinkwasser   
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3.4 Beratungsinstrumente in anderen Wirtschaftsbere ichen (exemp-
larisch)  

Neben dem Vergleich der WRRL-Gewässerschutzberatung durch die LWK in NRW mit 

anderen Ländermodellen wird der komparative Ansatz der Evaluation durch einen 

Vergleich mit Beratungsinstrumenten außerhalb der Landwirtschaft ergänzt. Dabei lag 

es für den Vergleich nahe Beratungsangebote in NRW auszuwählen, die einerseits auf 

einem öffentlichen Beratungsauftrag basieren und andererseits ebenfalls einen be-

trieblichen Adressaten haben. Der Vergleich mit den Beratungstools der Effizienz-

Agentur NRW und der Energieagentur NRW war bereits Bestandteil der Ausschrei-

bung der Evaluation. 

3.4.1 Effizienz-Agentur NRW 

Aufgabe der Effizienz-Agentur NRW (EFA NRW) ist die Beratung zum Produktionsin-

tegrierten Umweltschutz und zur Ressourceneffizienz im mittelständischen produzie-

renden Gewerbe in NRW. Im Zentrum der Beratung stehen die Reduzierung von Res-

sourceneinsatz, Durchlaufzeiten, Emissionen und Ausschüssen sowie die Verbesse-

rung der Produktqualität. Das Selbstverständnis ist das eines kompetenten, verlässli-

chen und neutralen Partners für den Mittelstand, der als leistungsfähige Schnittstelle 

zwischen Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit agiert.  

Die EFA NRW ist Teil der prisma consult GmbH und ist ausschließlich im Auftrag des 

MKULNV NRW tätig, mit dem die fachliche Abstimmung des Auftrages vom Grundsatz 

her und operativ erfolgt. Sie ist 1998 eingerichtet worden, der Auftrag verlängert sich 

seitdem jährlich. Die Effizienz-Agentur hat insgesamt 25 Mitarbeiter/innen in der Zent-

rale und in sechs Außenstellen. Etwa 15 sind Berater/innen im funktionalen Sinne an 

der Kundenschnittstelle, die anderen arbeiten im Rahmen von Netzwerken, der Öffent-

lichkeitsarbeit und im Back-Office. Eins der zentralen Beratungstools ist der PIUS®-

Check („ProduktionsIntegrierter Umweltschutz“). Die weiteren Beratungstools sind 

spezifische Beratungsmethoden z. B. für das Handwerk oder z. B. das Tool RKR zur 

Ressourcenkostenrechnung. Im Einzelnen werden die folgenden Beratungsinstrumen-

te eingesetzt. 
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Die EFA-Toolbox - Beratung mit Mehrwert  

 

Prozessorientierte Stoff-
stromanalyse zur Steigerung 
der Ressourceneffizienz 

 

Optimierung des betriebli-
chen Ressourceneinsatzes 
im Handwerk  

 

Ressourceneffizienz durch 
verbessertes Instandhal-
tungsmanagement 

 

Produktentwicklung im Sinne 
der Umweltgerechten Pro-
duktgestaltung 

 

Betriebswirtschaftliche Er-
fassung der ressourcenbe-
zogenen Kostensenkungspo-
tenziale 

 

Aufzeigen attraktiver Finan-
zierungsmöglichkeiten zur 
Umsetzung von Ressour-
ceneffizienz-Maßnahmen 

Der PIUS®-Check stellt die zentrale Säule der Beratung dar. Er ist 1999 pilotiert und 

weiterentwickelt worden, 2001 in den Regelbetrieb gegangen. Der PIUS®-Check ist 

ein vom VDI empfohlenes Instrument des Stoffstrommanagements. Seit 2001 ist der 

PIUS®-Check in NRW ca. 570 mal durchgeführt worden. Insgesamt und bezogen auf 

alle Beratungstools hat die EFA seit 2001 rund 1.400 Betriebsberatungen durchge-

führt. Das Kundenpotenzial liegt NRW-weit bei etwa 10.000 produzierenden Unter-

nehmen des Mittelstands (ohne Handwerksbetriebe). 

Das Beratungskonzept der EFA NRW weist eine Besonderheit auf. Die PIUS®-Check-

Beratung erfolgt wie auch die Beratung im Kontext der anderen Tools in Zusammenar-

beit zwischen einer/m EFA-Berater/in und einer/m externen Berater/in. Diese/r ist in 

Abhängigkeit vom Beratungsgegenstand Spezialist für eine Branche, eine spezifische 

Produktions- bzw. Prozesstechnik, ein Verfahren u.a.m. Die externen Berater, fachlich 

zumeist Ingenieure oder Betriebswirte, sind Spezialisten aus Ingenieurbüros, Fach-

hochschulen, Universitäten und anderen Dienstleistungsunternehmen. Sie kommen 

aus dem ganzen Bundesgebiet, die EFA hat über die Jahre hinweg einen umfangrei-

chen Beraterpool aufgebaut.  

Das Konzept leitet sich u. a. daraus ab, dass sich das Beratungsangebot der EFA 

NRW auf alle Branchen des produzierenden Gewerbes mit ihren jeweiligen produkt-, 
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produktions- und verfahrensspezifischen Besonderheiten bezieht. Die/der EFA-

Berater/in führt die sogenannte Initialberatung durch und steuert das Verfahren, der 

externe Berater wird als Spezialist hinzugezogen. Die EFA NRW setzt beim PIUS®-

Check pro Beratungsfall etwa fünf und der externe Berater bis zu 15 Beratertage ein, 

in der Summe also etwa 20 Beratertage. Beim Tool „Öko-Effizienz-Check Handwerk“ 

werden in der Summe etwa zehn Beratertage, beim Tool Ressourcenkostenrechnung 

können insgesamt bis zu 40 Beratertage aufgewendet werden.  

Dabei wird der Beratungsanteil, der von der EFA NRW eingebracht wird, durch das 

Land NRW finanziert, während die Beratungskosten des externen Beraters vom bera-

tenen Unternehmen selbst getragen werden, wobei diese Beratungskosten bei Vorlage 

entsprechender Voraussetzungen durch öffentliche Förderprogramme anteilig unter-

stützt werden können. Der Leistungsaustausch wird fachlich, prozessual und finanziell 

von der EFA NRW gemanagt. 

Die Beratung wird bei allen Tools in standardisierten Verfahren umgesetzt, das z. B. 

bei der PIUS®-Check-Beratung in ca. 3 - 4 Monaten abläuft und aus folgenden Pro-

zessschritten besteht: 

- Initialberatung; 

- Makroanalyse; 

- Mikroanalyse; 

- Maßnahmenentwicklung/-umsetzung; 

- Evaluierung. 

Bei der Evaluierung wird mit dem Unternehmenskunden ein Feedback über die Ergeb-

nisse der Beratung, den Beratungsprozess, die Maßnahmenentwicklung und den 

Stand der Umsetzung hergestellt. Als Ergebnis wird die verbesserte Ressourcen- und 

Kosteneffizienz begriffen. Außerdem ist ein Dienstleister damit beauftragt, nach Ab-

schluss der Beratung eine telefonische Zufriedenheitsbefragung bei den Kunden 

durchzuführen, die mit 30 – 45 Minuten Dauer ausführlich ist. Die EFA NRW wendet 

kein spezielles QM-System an. Die externen Berater werden vor ihrem ersten Einsatz 

je nach angewandter Methode qualifiziert. 

Der Kundenkontakt kommt in der Regel nachfrageorientiert zustande. Er ist zumeist 

Konsequenz der Öffentlichkeitsarbeit (Veranstaltungen, Messen, etc.) oder der     

Empfehlung von Netzwerkpartnern der EFA NRW an die Unternehmen, z. B. von 

kommunalen Wirtschaftsförderungsgesellschaften, Kammern oder Branchenverbän-
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den. Die Beratung der Unternehmen ist das Kerngeschäft der Agentur. Weitere dar-

über hinaus gehende Dienstleistungen sind die Betreuung von einigen (zumeist) regio-

nalisierten themenfokussierten Unternehmensnetzwerken, Politikberatung wie auch 

Begleitung internationaler Projekte 

Bei der Beratung gibt es auf der betrieblichen Ebene immer wieder Berührungspunkte 

mit einschlägigen Rechtsmaterien wie z. B. Arbeitsschutzgesetz oder Bundesimmissi-

onsschutzgesetz, diese sind aber weder als solche noch bezogen auf die Umsetzung 

originärer Beratungsgegenstand. 

Zusammenfassung und Vergleich 

Die Effizienz-Agentur NRW ist eine Beratungseinrichtung, die gemessen an der Mitar-

beiterzahl eine der WRRL-Gewässerschutzberatung durch die LWK NRW vergleichba-

re Größe aufweist. Auch die Funktion, nämlich die Beratung von in NRW ansässigen 

Unternehmen, eröffnet Vergleichsmöglichkeiten. Allerdings ist die EFA NRW bran-

chenübergreifend auf das mittelständische produzierende Gewerbe ausgerichtet, hat 

also anders als die LWK keinen speziellen Branchenfokus. Der Themenfokus (Res-

sourceneffizienz) ist vergleichsweise breiter gefasst als der des Gewässerschutzes. 

Weitere wichtige Unterschiede liegen zum einen in der Beratungsintensität und zum 

anderen im Beratungskonzept. Die Intensität der Beratung durch die EFA NRW ist bei 

allen Tools höher, z. T. sogar erheblich höher als bei der Intensivberatung der LWK, 

dabei sind allerdings die Betriebsgröße und die Fallzahlen zu berücksichtigen. Das 

Beratungskonzept sieht hier eine kombinierte Beratung durch die Agentur selbst unter 

Beteiligung externer Beratungsspezialisten unterschiedlicher Fachausrichtung vor.  

Die Kernprozesse der Beratung sind in vergleichbarer Weise definiert und strukturiert. 

Die Kundenbeziehungen sind in beiden „Fällen“ kooperativ. Bei der Kundenansprache 

ist zu berücksichtigen, dass der WRRL-Gewässerschutz angebotsorientiert, die Bera-

tung der EFA NRW nachfrageorientiert erfolgen, allerdings hat die EFA in ihrer Bera-

tung keinen der WRRL vergleichbaren Rechtsbezug. Funktional ist sie eher mit der 

Produktionsberatung der LWK NRW vergleichbar.  

Das Prozessmanagement lässt keine Niveauunterschiede der Beratung erkennen. Die 

Unterschiede in der Beratung sind den Unterschieden zwischen den Kunden, den 

Gegenständen der Beratung und letztlich dem Beratungsauftrag inklusive Rechts-

grundlage zuzuschreiben. Das Beratungskonzept der EFA NRW weist mit der Einbe-

ziehung externer Berater ein Element auf, das für die LWK NRW von Interesse sein 
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könnte, wenn sich im Einzelfall einer Intensivberatung spezifische fachliche Anforde-

rungen stellen, die so nicht im fachlichen Beratungsportfolio der LWK NRW vorhanden 

sind. 

3.4.2 Energieagentur NRW 

Aufgabe der Energieagentur NRW ist die Information und Motivierung von mittelstän-

dischen Unternehmen in NRW einerseits und Kommunen und Verwaltungen anderer-

seits, ihre Effizienz- und Einsparpotenziale bei der Energieanwendung zu nutzen. Auch 

wenn es dabei unterschiedliche Akzentuierungen gibt, die sich aus der Produktions- 

und Marktorientierung der Unternehmen bzw. der Gebäude- und Infrastruktur-

orientierung der Kommunen ableiten, so unterscheidet sich die Umsetzung der Aufga-

be im Hinblick auf die beiden Zielgruppen nicht grundsätzlich, wobei die Beratung das 

zentrale Instrument ist.  

Die Energieagentur NRW (EANRW), die wie die Effizienz-Agentur NRW zur prisma 

consult GmbH gehört, ist 1990 gegründet worden. Sie ressortiert beim MKULNV NRW, 

war bis zum Ende der 14. Legislaturperiode (2010) fachlich dem Wirtschaftsministeri-

um zugeordnet. Vertragliche Grundlage ist ein Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen 

MKULNV NRW und der prisma consult GmbH, der aktuell eine Laufzeit bis zum 

31.12.2013 hat.  

Die EANRW hat insgesamt 88 Mitarbeiter/innen (2012), davon sind 20 Mitarbei-

ter/innen der Abteilung „Energieberatung“ zugeordnet und mit Beratungsaufgaben der 

Unternehmen und Kommunen befasst. Weitere Kernaufgaben der Agentur sind ge-

genwärtig die Qualifizierung und Weiterbildung (z. B. von Architekten und Institutionen 

des Wissenstransfers), insbesondere das Clustermanagement der „Landesinitiative 

Zukunftsenergien“ und sich daraus ableitender Projekte in Bereichen wie Photovol-

taik, Elektromobilität, Wärmepumpen u.a.m., sowie die Organisation des European 

Energy Awards in NRW. Die Energieagentur ist Regionalpartner der KfW. 

Die Finanzierung der EANRW erfolgt allein über öffentliche Mittel, überwiegend durch 

das Land NRW. Die Beratung ist für die Unternehmen und Kommunen kostenfrei. 

Markenzeichen ist die neutrale, produkt- und technologieunabhängige Beratung, um 

das Optimum für den Kunden erschließen zu können. Es werden keine Dienstleistun-

gen erbracht, die auch von Unternehmen (z. B. Ingenieurbüros) am Markt angeboten 

werden. Die Beratung ist nachfrageorientiert. 
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Die Kernprozesse der Beratung von Unternehmen und Kommunen sind von der 

EANRW wie folgt definiert: 

1. Kurzberatung   

Diese erfolgt grundsätzlich auf telefonischem Wege, geht aber systematisch über eine 

reine Serviceanfrage (z. B. Zusendung von Informationsmaterial) hinaus. Seitens des 

Kunden wird ein Beratungsanliegen formuliert, das im Telefonat aufgegriffen und im 

Dialog lösungsorientiert bearbeitet wird. Dies erfolgt grundsätzlich mit Eintrag in der 

Projektdatenbank zum Unternehmen bzw. zur Kommune, zum Beratungsanliegen und 

Ansprechpartner. Ein gegenwärtig häufig nachgefragtes Thema sind bspw. Windkraft-

anlagen. Durch die Eintragung in der Projektdatenbank ist gewährleistet, dass die 

unternehmens- und kommunalspezifischen Beratungsleistungen dokumentiert sind 

und die Beratungsgenese bei Folgeanfragen nachvollzogen werden kann. Kurzbera-

tungen dieser Art mit Eintragungen in der Projektdatenbank erfolgen ca. 2.000 pro 

Jahr. 

2. Initialberatung 

Die Initial- und Potenzialberatung von Unternehmen und Kommunen ist das zentrale 

und standardmäßige Beratungsinstrument der EANRW und in methodischer Hinsicht 

vergleichbar mit der Intensivberatung im Rahmen der WRRL-Gewässerschutzberatung 

durch die LWK NRW. Nach der Kontaktaufnahme durch das Unternehmen ist der 

Beratungsprozess wie folgt strukturiert: 

- Zusendung eines Erhebungsbogens (Daten / Basisinformationen) an 

das Unternehmen bzw. die Kommune, damit diese ihre Energiewerte er-

fassen und vorbereitet in den Beratungsprozess starten; 

- Vor-Ort-Termin der Beraterin / des Beraters zur Aufnahme Ist-Situation; 

- Ist-Analyse auf Basis von Erhebungsbogen, Vor-Ort-Termin und fachli-

chen Recherchen; 

- Verfassen eines Maßnahmenberichtes mit Empfehlungen inklusive 

Grobkalkulation der Maßnahmenkosten; 

- Feedback mit Unternehmen bzw. Kommune in zwei Stufen (1. Anspra-

che nach ca. 1 Monat im Hinblick auf Maßnahme- und Investitionsent-

scheidungen, 2. Ansprache ca. 6 Monate danach: Realisierung / Um-

setzung). 
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Die EANRW führt ca. 1.000 Initialberatungen nach diesem Modus pro Jahr durch. 

Hinzu kommen für die Berater/innen viele Publikationstätigkeiten und Vorträge auf 

Veranstaltungen. Jenseits der Beratung sind von der Abteilung „Energieberatung“ 

auch Serviceanliegen zu bedienen (Versand von Broschüren etc.).  

Die Initialberatung beinhaltet einen fallbezogenen Beratungsaufwand von bis zu fünf 

Arbeitstagen. Eine darüber hinaus gehende Beratung ist konzeptionell ebenso wenig 

vorgesehen wie die Beteiligung externer Berater. Die Beratung ist auf die Initiierung 

von Investitionsmaßnahmen durch Unternehmen und Kommunen gerichtet, die diese 

dann selbständig am Markt mit spezialisierten Partnern (Planern, Lieferanten, etc.) 

umsetzen. Im Fokus der Energieberatung durch die EANRW für Unternehmen stehen 

Basistechnologien wie Gebäude, Hüllen und Trägerkonstruktionen. Beratung zu spezi-

ellen Produktions- und Verfahrenstechnologien steht nicht im Fokus und würde eine 

Spezialisierung erfordern, die nicht dem Beratungsauftrag der Agentur entspricht. 

Auch bei der Beratung von Kommunen geht es zentral um energetische Gebäudesan-

ierung und Neubauprojekte im Rahmen des Immobilienmanagements. 

Die Umsetzung der Ergebnisse wird im Rahmen des Feedbacks mit Unternehmen und 

Kommunen nachverfolgt. Sie ist von vielen Faktoren abhängig, insbesondere von den 

ökonomischen Kalkülen der Unternehmen. Beratungsempfehlungen müssen bei Um-

setzung in den Unternehmen zur schnellen Amortisation von Investitionen führen (max. 

vier Jahre). Die Wirksamkeit der Beratung lässt sich nicht unmittelbar messen, weil sie 

lediglich ein Faktor im Entscheidungshorizont der Unternehmen ist. Darüber hinaus 

intervenieren insbesondere öffentliche Förderprogramme und -konditionen (Kredite, 

Zuschüsse, Steuererleichterungen), gegenwärtig z. B. der KfW-Sonderfonds „Energie-

effizienz“. 

Fort- und Weiterbildung der Berater/innen haben einen hohen Stellenwert. Die 

EANRW wendet kein spezielles QM-System an. In einem eigenständig erarbeiteten 

QM-Handbuch sind die oben im Überblick dargestellten Kernprozesse der Beratung 

definiert.  

Im Laufe von zwei Jahrzehnten hat sich die Arbeit der Energieagentur kontinuierlich 

weiterentwickelt. 1990 lag der Schwerpunkt der Beratung auf der Informationsarbeit, 

gegenwärtig auf der Initialberatung. Perspektivisch werden Anforderungen wie das 

Management von (Unternehmens-)Netzwerken und Energiedialogen an Bedeutung 

gewinnen, so die interne Sicht. Fachlich könnte die Einführung verbindlicher Ener-

giemanagementsysteme für die gewerbliche Wirtschaft die Beratungsanforderungen 

verändern. 
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Zusammenfassung und Vergleich 

Die Energieagentur NRW ist eine Beratungseinrichtung, die gemessen an der Mitar-

beiterzahl eine der WRRL-Gewässerschutzberatung durch die LWK NRW vergleichba-

re Größe aufweist. Auch die Funktion, nämlich die Beratung von in NRW ansässigen 

Unternehmen, eröffnet Vergleichsmöglichkeiten. Allerdings ist die EANRW branchen-

übergreifend auf mittelständische Unternehmen und aus Kommunen bzw. Verwaltun-

gen ausgerichtet, hat also anders als die LWK einen übergreifenden Fokus auf die 

gewerbliche Wirtschaft und den öffentlichen Dienst in NRW. Der Themenfokus (Ener-

gieeinsparung) ist vergleichbar dem Gewässerschutz konkret. 

Auch in der Beratungsintensität und beim Beratungskonzept gibt es Ähnlichkeiten. Die 

Intensität der Initialberatung durch die EANRW entspricht in etwa der Intensivberatung 

der WRRL-Gewässerschutzberatung durch die LWK. Das Beratungskonzept sieht 

ebenfalls keine Beteiligung externer Berater/innen vor und ist fachlich auf Basistechno-

logien bezogen. Spezifische Produktionsanlagen stehen mit ihren Anforderungen nicht 

im Fokus der Beratung. 

Die Kernprozesse der Beratung - Initial- und Intensivberatung - sind in vergleichbarer 

Weise definiert und strukturiert. Das Prozessmanagement lässt keine Niveauunter-

schiede der Beratung erkennen. Die Kundenbeziehungen sind bei beiden Beratungs-

institutionen auf die gemeinsame Identifizierung von geeigneten Lösungen ausgerich-

tet. Bei der Kundenansprache ist zu berücksichtigen, dass der WRRL-Gewässerschutz 

angebotsorientiert, die Beratung der EANRW nachfrageorientiert erfolgen, allerdings 

hat die EANRW in ihrer Beratung keinen der WRRL vergleichbaren Rechtsbezug. Die 

Einführung verbindlicher Energiemanagementsysteme für gewerbliche Unternehmen 

würde diesbezüglich zu Veränderungen führen. 

Mit der telefonischen Kurzberatung weist die EANRW darüber hinaus in ihrem Bera-

tungsportfolio ein Spezifikum auf. Das Arbeiten in Netzwerken und Aufgaben wie das 

Management von Energiedialogen bieten interessante Anhaltspunkte für Verände-

rungsprozesse, mit denen sich die professionelle Beratung von Unternehmen, Betrie-

ben und öffentlichen Institutionen auseinanderzusetzen hat. 
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4 Empirische Ergebnisse der Evaluation 

Die Evaluation der WRRL-Gewässerschutzberatung stützt sich jenseits der Vergleiche 

mit anderen Beratungsmodellen zentral auf eine empirische Bestandsaufnahme und 

Expertengespräche sowie die Befragung der Landwirte und Gartenbaubetriebe. Inhalt-

lich werden vier Themen behandelt: die Einführung des Beratungsangebotes, die 

Kernprozesse, das Management und die Ergebnisse. 

4.1 Bestandsaufnahme  

Im Folgenden werden die Ergebnisse aus den mit den verschiedenen Expertengrup-

pen im Rahmen dieser Studie geführten Gesprächen zusammengefasst und hinsicht-

lich ihrer Bewertung verglichen und gegenübergestellt. Zusammengefasst wurden 

dabei die wesentlichen Aussagen der interviewten Berater und Beraterinnen der LWK 

bzw. ihrer Leitungsebene einerseits (interne Perspektive) sowie die Interviewergebnis-

se der in der projektbegleitenden Arbeitsgruppe vertretenen Behördenvertreter, der 

landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Berufsverbände, der Wasserversorger und 

des Wassernetz NRW andererseits (externe Perspektive).  

Auf einer zweiten Differenzierungsebene lassen sich die Expertengespräche auch 

unter dem Kriterium des primären fachlichen Bezugssystems, Landwirtschaft oder 

Wasserwirtschaft unterscheiden. Die Interviewergebnisse der Vertreter der Landwirt-

schafts- und Gartenbauverbände lassen sich mit denen der Landwirtschaftskammer 

zur „Gruppe Landwirtschaft“ gruppieren, andere Ergebnisse lassen sich der „Gruppe 

Wasserwirtschaft“ zuordnen. 

Die Ergebnisse der Expertengespräche werden vor dem Hintergrund einschlägiger 

Dokumente, Materialien und Daten der LWK NRW zur WRRL-

Gewässerschutzberatung ausgewertet. 

4.1.1 Einführung und Konzept der WRRL-Gewässerschut zberatung 

Eine Evaluation der WRRL-Gewässerschutzberatung hat zu vergegenwärtigen, dass 

diese erst vor drei Jahren (Erlass vom 12.3.2009) initiiert und auf den Weg gebracht 

worden ist, also eine erst junge Geschichte aufweist. Wird weiterhin berücksichtigt, 

dass praktische Beratungstätigkeit ein Konzept, eine Institutionalisierung, Personal 

und Prozessmanagement voraussetzt, dann wird deutlich, dass sich die WRRL-

Gewässerschutzberatung bis zum Jahr 2011 – dem Bezugsjahr der Evaluation – noch 

in einem Einführungsstadium („under construction“) befunden hat.  
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Das Jahr 2009 stand dabei im Zeichen der Konzeptentwicklung (Grund-, Regional- und 

Intensivberatung) und der Institutionalisierung (Organisation, Personal und Infrastruk-

tur) auf zentraler und dezentraler Ebene (Beratungsregionen/Kreisstellen). Im Jahr 

2010 ist die Beratung als Angebot in die Fläche gebracht und den landwirtschaftlichen 

Betrieben bzw. den Gartenbaubetrieben vorgestellt worden. Hierbei war auch eine 

Kaskade von der Grund-, über die Regional- hin zur Intensivberatung zu vollziehen. 

Somit war das Jahr 2011 das erste Jahr, in dem die Beratungsprozesse vollständig 

angeboten und umgesetzt werden konnten. Dies ist insbesondere auch im Hinblick auf 

die Intensivberatung wichtig, die in der Umsetzung eng an das landwirtschaftliche 

Wirtschaftsjahr gekoppelt ist.  

Die Einführung der Grundstruktur der WRRL-Gewässerschutzberatung kann als pro-

zessgerecht und erfolgreich im Sinne der Zielsetzung des „kooperativen Beratungsan-

satzes“ bewertet werden. Dies legen die Vergleiche mit anderen Einführungsprozes-

sen und die Aussagen der Experten nahe. Der Blick auf den Einführungsprozess der 

Kooperationsberatung, der WRRL-Gewässerschutzberatung in anderen Bundeslän-

dern und nicht-landwirtschaftlicher Beratungsangebote zeigt, dass ein Zeitraum von 

zwei oder drei Jahren für die Einführung eines Beratungssystems normal ist. Die LWK 

und ihre Berater/innen selbst können dabei darauf verweisen, dass die Implementie-

rung der Kernprozesse gut bewältigt worden ist. Von Seiten der externen Experten gab 

es keine Hinweise darauf, dass bezogen auf den WRRL-Gewässerschutz Beratungs-

module mit geringer Professionalität umgesetzt worden wären. Die Einführung ist 

schrittweise und systematisch erfolgt. 

Bei der Einführung der WRRL-Gewässerschutzberatung musste vielfältigen Detailan-

forderungen Genüge getan werden, die zu Entscheidungen über erste Schwerpunkte 

(der Intensivberatung), die Beratungskulisse (der Regionalberatung) und die Integrati-

on von Instrumenten (z. B. Zwischenfruchtförderung) geführt haben. Diese Entschei-

dungen haben zu Ergebnissen geführt, die nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund 

dieser Evaluation ausgewertet werden und zu Anpassungen führen. Ein Beratungssys-

tem ist im positiven Sinne dadurch gekennzeichnet, dass die beteiligten Akteure  dazu 

in der Lage sind, gemeinsame Lernprozesse zu durchlaufen und bei Bedarf Anpas-

sungen am Beratungssystem vorzunehmen. 

Die WRRL-Gewässerschutzberatung wird sich deshalb konzeptionell und operativ 

weiter entwickeln. In Abstimmung mit dem MKULNV NRW ist der thematische Bera-

tungsschwerpunkt bislang auf die Grundwasserbelastung durch Nitrat (NO3) gelegt 

worden. Die Intensivberatung ist fast vollumfänglich (nach Schätzungen zu 90 %) auf 
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dieses Thema gerichtet. In geringerem Umfang bezieht sie sich in einzelnen Regionen 

auch auf PBSM und Phosphat. Perspektivisch wird die Beratung auch auf das Thema 

Erosion und Oberflächengewässer ausgeweitet. In fachlicher Perspektive erfolgt zur 

Zeit zwischen MKULNV NRW, LANUV und LWK die Kulissenabstimmung zum Erosi-

onsschutz. Für die praktische Durchführung der Beratung wird dann auch seitens der 

LWK ein Organisationskonzept zu entwickeln und umzusetzen sein, das mit dem bis-

herigen Beratungsschwerpunkt Nitrat u. a. auch unter Kapazitätsgesichtspunkten ab-

gestimmt ist. 

Als ein zweites Themenfeld jenseits der Beratungsschwerpunkte wird die Eingrenzung 

der Regionalkulissen für die Beratung weiter bearbeitet. Hierbei geht es um die weitere 

Eingrenzung von „wassersensiblen Gebieten“, die auf verschiedenen Ebenen ange-

siedelt ist. Die grundsätzliche Definition spielt dabei eine Rolle, die Generierung und 

Interpretation von Messdaten, insbesondere aber die räumliche Handlungsorientierung 

der Beratung (Schlag, Betrieb, örtliche/regionale Eingrenzung, Gruppendynamik) und 

ihre Wirksamkeit. 

4.1.2 Die Kernprozesse der Beratung 

Wie in Kap. 3.1.2.1 bereits vorgestellt worden ist, weist die Grundstruktur des WRRL-

Beratungskonzeptes mit der Grund-, Regional- und Intensivberatung drei Beratungs-

formen aus, die im Sinne eines Regelkreislaufs miteinander verkoppelt sind (siehe 

Abbildung 3). Diese Beratungsformen werden im nächsten Schritt auf dem Hintergrund 

der Expertengespräche und der Auswertung von Dokumenten separat betrachtet. 

Wesentliche Grundlageninformationen und -daten sind bereits in Kapitel 3.1 vermittelt 

worden und werden hier vorausgesetzt. 

4.1.2.1 Die Grundberatung 

Die Grundberatung stützt sich auf die Medien Internetportal, schriftliche Informations-

angebote und Veranstaltungen. 

Das Internetportal zur Wasserschutzberatung ist seit 2010 verfügbar und gilt auch den 

Experten als handwerklich gut gemachtes Instrument, über das vielfältige Daten und 

Informationen zum Gewässerschutz komfortabel abgerufen werden können. 2010 gab 

es nach der Statistik der LWK 25.000 Seitenaufrufe pro Jahr. Das Portal hat seine 

Nutzerinnen und Nutzer, auch wenn über die Anteile verschiedener Nutzergruppen 

keine Informationen vorliegen. Weiterhin unterhält die LWK den Informationsdienst 
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„Nmin-NRW“ (http://www.nmin.de/nminnrw/) u. a. zur Bereitstellung von Nmin-

Richtwerten mit 55.000 Seitenaufrufen/Jahr.  

Die LWK führt die Grundberatung des Weiteren mit einem breiten Spektrum an schrift-

lichen Informationsmaterialien durch, die Flyer, Poster, Nitratdienst, Pflanzenbauratge-

ber, Infobriefe und -faxe, Fachartikel z. B. in den landwirtschaftlichen Wochenblättern, 

Merkblätter u.a.m. umfassen. Die möglichen Wege, die medial zur Information der 

Landwirte und der Gartenbaubetriebe über den WRRL-Gewässerschutz offenstehen, 

werden auch genutzt. 

Schließlich werden Informationsveranstaltungen in den Beratungsregionen durchge-

führt. Im Jahr 2010 waren dies 43 Veranstaltungen mit 3.600 Teilnehmern, in denen 

über die WRRL und die Bedeutung für die Landwirtschaft, den Zusammenhang von 

Düngung und Nitrat im Grundwasser, über das Verhältnis von WRRL-

Gewässerschutzberatung und Kooperationsberatung und schließlich über die Umset-

zung in konkreten Beratungsangeboten, über die Zwischenfruchtförderung u.a.m. 

informiert worden ist. Durchschnittlich hatten die Veranstaltungen also etwas mehr als 

80 Teilnehmerinnen und Teilnehmer (analoge Zahlen für 2011 siehe Tabelle 2).  

Die Grundberatung dient funktional im Wesentlichen der Information über das Grund-

anliegen des WRRL-Gewässerschutzes und die Instrumente des kooperativen Bera-

tungsansatzes. Sie öffnet den Landwirten und den Gartenbaubetrieben einen nieder-

schwelligen Zugang zum Themenkomplex der Grundwasserbelastung durch das Dün-

geverhalten der Landwirtschaft. Die Instrumente sind im Sinne der Informationsvermitt-

lung professionell ausgerichtet und wirksam. Legt man zu Grunde, dass sich die Bera-

tungskulisse aus 27.000 landwirtschaftlichen Betrieben zusammensetzt, dann ist da-

von auszugehen, dass diese seit der Aufnahme der WRRL-Gewässerschutzberatung 

informationell auch annähernd vollständig erreicht worden sind. Der Beratungseffekt 

sollte jedoch nicht überhöht bewertet werden. Aus der Grundberatung allein dürften 

noch keine wesentlichen, an den Zielen der Wasserrahmenrichtlinie orientierten Ver-

änderungen der praktizierten Bewirtschaftungsverfahren resultieren. Sie vermittelt 

handlungsrelevante Informationen, aber verhaltensändernde Effekte gehen von Infor-

mationsveranstaltungen in der Regel nicht aus.  Dies soll das Instrument der Intensiv-

beratung leisten. 

4.1.2.2 Die Intensivberatung 

Die Intensivberatung ist das derzeit wesentliche Instrument der WRRL-

Gewässerschutzberatung in NRW. Dies gilt konzeptionell und für die praktische Arbeit 
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der Beraterinnen und Berater in den Beratungsregionen und Kreisstellen. Die Intensiv-

beratung steht auch vom Arbeitsumfang im Mittelpunkt der operativen Beratungstätig-

keit. 

Die Intensivberatung ist in den Beratungsregionen im Jahr 2010 auf den Weg gebracht 

worden und wird seit dem Jahr 2011 als den Landwirt und den Gartenbaubetrieb über 

das Wirtschaftsjahr hinweg systematisch begleitendes Instrument genutzt. Die Berate-

rinnen und Berater sprechen die Betriebe in den wassersensiblen Gebieten auf dem 

Hintergrund der Herstellung von Kontakten bei der Regionalberatung (vgl. Kap. 

4.1.2.3) gezielt an und zeigen die Möglichkeiten der Gewässerschutzberatung auf. In 

der Regel werden die jeweiligen Betriebe aktiv von den Berater/innen angesprochen.  

Dabei ist wie bei intensiven Beratungstätigkeiten generell der Aufbau eines Vertrau-

ensverhältnisses Voraussetzung für einen kontinuierlichen Beratungsprozess. Die 

WRRL-Gewässerschutzberaterinnen und -berater der LWK haben in den Expertenge-

sprächen eine systematische Vorgehensweise vermittelt, die im Hinblick auf den ein-

zelnen Betrieb und agrarstrukturelle Besonderheiten in Regionen variiert, aber im Kern 

nach einem erprobten Muster erfolgt. Dieses hat auf den Erfahrungen des kooperati-

ven Gewässerschutzes aufbauen können. Das operative Beratungsvorgehen unter-

scheidet sich zwischen den beiden Beratungsangeboten nicht. 

Die Beratung setzt fachlich auf und bringt die produktionstechnische Sicht in einen 

Zusammenhang mit den realen und vermeintlichen Erfordernissen der jeweiligen Be-

wirtschaftungsverfahren sowie den Folgewirkungen für das Grundwasser. Die Bera-

tung ist als Lernprozess angelegt, der von den Beraterinnen und Beratern der LWK 

systematisch beschritten wird. Zum einen folgt er dem Grundsatz des exemplarischen 

Lernens, insofern z. B. veränderte Düngungsstrategien und ihre Auswirkungen z. B.  

auf Nmin-Werte auf einzelnen Schlägen und für konkrete Anbaukulturen umgesetzt 

werden. Die Effekte werden dann von Berater und Landwirt oder Betriebsleiter spezi-

fisch ausgewertet und im Hinblick auf die Übertragung auf andere Schläge und die 

gesamte Betriebsfläche bewertet. Zum anderen kommen anerkannte und dem Stand 

moderner Betriebsführung entsprechende Instrumente und Methoden wie betriebsbe-

zogene Nährstoffbilanzen zum Einsatz. Im Ergebnis steht das Gespräch über Erfor-

dernisse des Gewässerschutzes, der guten landwirtschaftlichen Praxis und der be-

triebswirtschaftlichen Chancen grundlegender Veränderungen im Düngeverhalten 

sowie die Integrierbarkeit von Fördermaßnahmen (z. Z. nur Zwischenfruchtförderung). 

Die sich daran anschließende betriebliche Praxis muss sich nicht automatisch und 

linear in dieser Richtung weiterbewegen, aber das Kriterium des Gewässerschutzes 
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wird über die Beratung als Teilziel der produktionstechnischen Planung verankert, 

verbunden mit Qualifizierung und Empowerment auf Seiten des Landwirts bzw. Leiters 

des Gartenbaubetriebs.  

Die Expertengespräche mit den Beraterinnen und Beratern der LWK und anderen 

Fachleuten haben plausibel gemacht, dass die so angelegte und umgesetzte Intensiv-

beratung im konkreten Beratungsfall die Ziele zu realisieren vermag, die mit dem ko-

operativen Beratungsansatz verfolgt worden sind und werden. Unabhängig von der 

Frage, in welchem Umfang die Nitrateinträge ins Grundwasser reduziert werden und 

welche Annäherung an die WRRL-Ziele stattfindet, kann davon ausgegangen werden, 

dass die Intensivberatung zu einem Prozess der Reduzierung von Einträgen führt. Das 

Beratungskonzept der WRRL-Gewässerschutzberatung in NRW ist auf der einzelbe-

trieblichen Ebene wirksam. Die Beratung wird – bei gegebenem ordnungsrechtlichen 

Rahmen – als das wesentliche Instrument zur Optimierung landwirtschaftlicher Produk-

tionsverfahren im Sinnes des Gewässerschutzes gesehen, so die Bewertung letztlich 

aller befragten Experten. 

Die Intensivberatung begleitet den Landwirt oder Gartenbaubetrieb im Idealfall wäh-

rend des gesamten Wirtschaftsjahres. Nach dem Erstkontakt (zumeist mit Feldbege-

hung) setzt der oben beschriebene, aber ansonsten nicht standardisierbare Prozess 

der Nährstoffbilanzierung, Düngeplanung, Nmin-Beprobung sowie der begleitenden 

Beratungsgespräche ein, die je nach betriebsspezifischen Gegebenheiten vielfältige 

Themen (Wirtschaftsdüngermanagement, Zwischenfruchtanbau, Anbauplanung, 

Pflanzenschutz u.a.m) einbeziehen können. Dabei kommt es für die Beraterin und den 

Berater darauf an, ein auf fachlicher Kompetenz basierendes Vertrauensverhältnis 

aufzubauen. Zwar genießt die Landwirtschaftskammer unter den Landwirten und Gar-

tenbaubetrieben institutionelle Akzeptanz, doch muss in der Regel immer auch eine 

persönliche Vertrauensbasis geschaffen werden. 

Die Beraterinnen und Berater der LWK gehen davon aus, dass eine Intensivberatung 

zu durchschnittlich etwa fünf über das Jahr verteilten persönlichen Beratungskontakten 

führt, hinzu kommen Telefonate, Mails etc. In allen Expertengesprächen auf Berater-

ebene ist die Zahl möglicher Intensivberatungsbetriebe pro Vollzeitberater mit 40 bis 

50 angegeben worden. Im Wirtschaftsjahr 2010/11 hat die LWK NRW nach eigenen 

Angaben rund 960 Intensivberatungen durchgeführt, im Herbst/Winter 2011/12 sind 

weitere 446 Betriebe in neuen Intensivberatungsgebieten ohne den bisherigen Mess-

stellenbezug hinzugekommen. Diese liegen in den wassersensiblen Gebieten und 

wurden unter Berücksichtigung von speziellen Bewirtschaftungs- (hohe Viehbesatz-
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dichten, kritische Produktionsverfahren) und Standortrisiken (hohes Stoffaustragspo-

tenzial) festgesetzt. Das Mengengerüst und die durchschnittlichen Fallzahlen können 

als realistisch eingeschätzt werden. Angesichts der Zahl von 13.000 landwirtschaftli-

chen Betrieben in den „wassersensiblen Gebieten“ wird allerdings auch deutlich, dass 

die Intensivberatung allein nicht ausreicht, um die WRRL-Ziele zu erreichen. Hier 

kommt der Regionalberatung eine große Bedeutung zu.  

4.1.2.3 Die Regionalberatung 

Wie oben bereits umrissen wurde, stellt die Regionalberatung mit ihren auf regionaler 

Ebene angesiedelten Informations- und Weiterbildungsveranstaltungen, Workshops, 

Seminaren und Gruppentreffen eine Vertiefung der Grundberatung dar. Die räumliche 

Eingrenzung (Kulissenbildung) ist dabei 2009 von den Bezirksregierungen vorgenom-

men, die Kriterien zur Ausweisung dieser Kulissengebiete waren jedoch nicht vollstän-

dig vereinheitlicht. Mit 94 Veranstaltungen sind im Jahr 2011 insgesamt 4.919 Teil-

nehmer/innen aus landwirtschaftlichen Betrieben und Gartenbaubetrieben erreicht 

worden, das sind durchschnittlich rund 52 Teilnehmer/innen pro Veranstaltung. 64 

Gruppentreffen und Feldbegehungen hatten 1.487 Teilnehmer/innen, das sind durch-

schnittlich 23.  

Eine kursorische Sichtung von Einladungsschreiben, Programmen und Dokumentatio-

nen hat ergeben, dass diese Veranstaltungen wie die der Grundberatung sorgfältig 

geplant und gut durchgeführt werden. Doch ist das Spektrum an Veranstaltungstypen, 

die unter dem Begriff Regionalberatung firmieren, recht breit und reicht von der Vor-

tragsveranstaltung bis hin zur Feldbegehung in Gruppen. Beratung ist auf die Initiie-

rung von Lernprozessen gerichtet. Lerngruppen mit einer Größe von 20 Personen sind 

vorstellbar, gelten allerdings in der Gruppenpädagogik als groß. 50 Teilnehmern/innen 

entsprechen jedoch nicht mehr den didaktischen und gruppendynamischen Anforde-

rungen an Lerngruppen. Soll die Regionalberatung die Intensivberatung systematisch 

flankieren, dann sollte der Typus der Gruppentreffen (mit und ohne Feldbegehungen) 

ausgebaut und vertieft werden, sollten gemeinsame Arbeits-, Erprobungs- und Erfah-

rungsprozesse auf dezentraler Ebene initiiert werden. 

Anders als bei den Intensivberatungen, bei denen keine besonderen konzeptionellen 

Unterschiede (außer agrarstrukturell bedingten) zwischen den Beratungsregionen 

deutlich geworden sind, hat es bei den Expertengesprächen mit den Beraterinnen und 

Beratern zwar keine grundlegend verschiedenen, aber doch unterschiedliche Akzent-

setzungen im Hinblick auf Gruppenveranstaltungen im Rahmen der Regionalberatung 
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gegeben. Diese beziehen sich auf folgende Aspekte, die bei der zukünftigen konzepti-

onellen Ausrichtung der Regionalberatung einbezogen werden sollten: 

- Kleinräumigere Schwerpunktsetzung bei der Regionalberatung; 

- Orientierung auf überschaubare Gruppengrößen; 

- exemplarisches Lernen an konkreten Beispielen mit Handlungsorientie-

rung; 

- gruppendynamisches Selbstverständnis; 

- gezielte Einbeziehung der Ortsbauernvertreter. 

Die Regionalberatung ist aktuell bereits gut auf die Vermittlungsfunktion von der 

Grundberatung zur Intensivberatung ausgerichtet. Sie könnte zukünftig noch stärker 

auf die in den Intensivberatungen thematisierten Fragen, die Ausgangsbedingungen 

und Lösungsmöglichkeiten für den Betriebsmitteleinsatz in einzelnen landwirtschaftli-

chen Betrieben, bereits praktizierte gute Lösungen und die örtlichen Gegebenheiten 

eingestellt werden und diese zum Gegenstand von Erörterungen und Lernprozessen 

machen. Die betriebsindividuelle Mitgliedschaft in und die damit verbundenen größeren 

Identifikationspotenziale mit den Zielen und Aufgaben der Trinkwasserschutzkoopera-

tionen könnte hierfür eine Orientierungsfolie bieten.  

Ein Baustein auf dem Weg zu mehr lokaler, kleinräumiger Identität und Handlungsori-

entierung könnten Modellbetriebe sein, die auch originäres konzeptionelles Element 

des kooperativen WRRL-Gewässerschutzes in Nordrhein-Westfalen sind, allerdings 

bislang - nicht zuletzt auch mit dem Verweis auf diese Evaluation - noch nicht einge-

richtet worden sind. Als Modell- und Demonstrationsbetriebe können sie Ausgangs-

punkt für die Erprobung und exemplarische Umsetzung von im Sinne des Gewässer-

schutzes optimierten Bewirtschaftungsverfahren werden, Lernprozesse ermöglichen 

und die Herausbildung des Selbstverständnisses landwirtschaftlichen Gewässerschut-

zes stärken. Eine Projektskizze zur Zielsetzung sowie zu Aufgaben und Finanzierung 

dieser Modellbetriebe wurde von der Landwirtschaftskammer NRW entwickelt 

(Dunajtschik 2011b; siehe auch Kap. 4.4.4). 

4.1.3 Management der Beratung in der Landwirtschaft skammer 

Für die WRRL-Gewässerschutzberatung der Landwirte und Gartenbaubetriebe in 

NRW sind neben der zielgruppenorientierten Ausgestaltung der Kernprozesse (Inten-

siv-, Regional- und Grundberatung) auch interne Faktoren des Managements der 
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Beratungsdienstleistungen in der Landwirtschaftskammer NRW von Belang. Im einzel-

nen sind dies das Personal und die Mitarbeiterressourcen, die Organisation der 

WRRL-Gewässerschutzberatung und die interne Steuerung.  

4.1.3.1 Personal und Mitarbeiterressourcen 

Die WRRL-Gewässerschutzberatung in NRW wird von ca. 30 Beraterinnen und Bera-

tern der LWK durchgeführt. Für die Aufgabe sind teilweise Mitarbeiter/innen neu ein-

gestellt worden, überwiegend sind sie jedoch aus anderen Bereichen der LWK, im 

Besonderen aus der Kooperations- und aus der Produktionsberatung rekrutiert wor-

den. Ein Teil der Berater/innen sind Beamte, der größere Teil Angestellte, 8 Beschäf-

tigte haben einen befristeten Arbeitsvertrag. 

Die Mitarbeiter/innen weisen eine der Aufgabe angemessene Qualifikationsstruktur 

auf. Fünf Mitarbeiter/innen sind staatlich geprüfte Landwirte / Techniker / Meister, 18 

haben ein Fachhochschulstudium absolviert und sieben ein Hochschulstudium. Die 

fachliche und die kommunikativ bzw. methodische Kompetenz der Berater/innen findet 

allgemein positive Würdigung, wenngleich vereinzelt die Besetzung einer WRRL-

Beratungsstelle als suboptimal bewertet wurde. Letztlich wurden jedoch keine relevan-

ten Zweifel daran geäußert, dass die Berater/innen für ihr Aufgabe qualifiziert seien. 

Die Kompetenz findet allgemein Bestätigung. 

Die LWK engagiert sich sehr stark im Hinblick auf Fort- und Weiterbildungsangebote 

für die WRRL-Gewässerschutzberater/innen. Das Fort- und Weiterbildungsangebot ist 

differenziert und umfasst neben den fachlichen Weiterbildungselementen auch viele 

Fortbildungsangebote im kommunikativen und methodischen Bereich. In einem Ge-

spräch ist darauf verwiesen worden, dass originär wasserwirtschaftliche Themen ver-

stärkt angeboten werden sollten. 

Es bleibt zu konstatieren, dass die LWK die Entwicklung der Mitarbeiterressourcen in 

der WRRL-Gewässerschutzberatung systematisch auf hohem Niveau betreibt. 

4.1.3.2 Organisation 

Die WRRL-Gewässerschutzberatung, insbesondere die Regional- und Intensivbera-

tung wird in und von den Beratungsregionen bzw. Kreisstellen der LWK NRW getra-

gen, sie wird dabei zentral und systematisch gesteuert. Operativ ist die Zentrale dar-

über hinaus für die Leistungen im Kontext der Grundberatung zuständig. 
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Die Zentrale hat die Kernprozesse definiert, verfolgt die Umsetzung von Standards und 

lässt den Beraterinnen und Beratern auf Regional- bzw. Kreisstellenebene dabei die 

erforderliche Flexibilität zur Anpassung von Beratungsangeboten gemäß der jeweiligen 

agrarstrukturellen Voraussetzungen und der Bewertung der Auftreffsituation bei den 

landwirtschaftlichen Betrieben bzw. den Gartenbaubetrieben. In den Expertengesprä-

chen auf dezentraler Ebene haben die Beraterinnen und Berater dargelegt, sowohl 

über Zielvereinbarungen mit Orientierungscharakter als auch über Möglichkeiten zur 

Handlungsdisposition gemäß der jeweiligen wasser- und landwirtschaftlichen Bedin-

gungen zu verfügen. Das operative Beratungsgeschäft wird aktiv koordiniert. 

In den Beratungsregionen und in den Kreisstellen der LWK NRW ist die WRRL-

Gewässerschutzberatung in angemessener Weise in die allgemeinen Beratungsstruk-

turen eingebunden, wenn zu Grunde gelegt wird, dass sie einerseits einem konkreten 

wasserökologischen Beratungsauftrag des Landes NRW nachzukommen hat, bei dem 

es um die Einhaltung von rechtlichen Vorgaben geht, dabei andererseits die Stellung 

der LWK im Land und in der Landwirtschaft nutzen soll. Die WRRL-

Gewässerschutzberatung ist in eigenständigen Organisationseinheiten konzentriert, 

die nur hierfür zuständig sind. Die Schnittstellen zu anderen Organisations- und Funk-

tionsbereichen der LWK, einmal zur Gewässerschutzberatung in den Kooperationen 

und zur landwirtschaftlichen Produktionsberatung, werden vor Ort systematisch ge-

nutzt. Dabei bleibt die Zielorientierung der WRRL gewahrt.  

Grundsätzlich ist es sogar auch als förderlicher Effekt zu bewerten, dass die WRRL-

Gewässerschutzberatung personell und institutionell in der Nähe der Produktionsbera-

tung der LWK etabliert worden ist und in diese Richtung ausstrahlen kann. Die Ge-

wässerschutzberatung (WRRL und Kooperationen) ist mittlerweile innerhalb der LWK 

NRW die quantitativ größte Beratergruppe. Der methodischen Qualität der Beratung 

wird auch organisatorisch Rechnung getragen, z.B. durch die Beratungsleiterinnen und 

Leiter in den Beratungsregionen. Gute Erfahrungen sind in einer Beratungsregion mit 

Supervision gemacht worden. Auch in den Teamsitzungen, zum einen denen der 

WRRL-Berater/innen und zum anderen in den übergreifenden Teambesprechungen 

aller Berater/innen in den Regionen und Kreisstellen, erfolgt kontinuierlich die Ausei-

nandersetzung mit dem Thema methodischer und kommunikativer Beratungskompe-

tenz. Die fachliche WRRL-Beratungsarbeit wird in der LWK gut unterstützt. Die Berate-

rinnen und Berater können auf eine angemessene Verwaltungsinfrastruktur und stüt-

zende Instrumente und Werkzeuge wie fachlich angemessene DV-Strukturen und für 

den Beratungszweck relevante Datenbestände etc. zugreifen.  
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4.1.3.3 Interne Steuerung der WRRL-Gewässerschutzbe ratung 

Die WRRL-Gewässerschutzberatung wird LWK-intern stringent von der zuständigen 

Organisationseinheit gesteuert. Dies gilt konzeptionell, fachlich und prozessual. Die 

WRRL-Beratungseinheiten in den Regionen haben den konzeptionellen Ansatz inter-

nalisiert. Im Einführungsprozess der Beratung ist es gelungen, eine auch zwischen 

den Regionen konsistente Vorgehensweise zu etablieren. Vorhandene Unterschiede 

wie z. B. in der Regionalberatung werden thematisiert und zum Ausgangspunkt für 

methodische Abstimmungen gemacht. Mögliche Veränderungen wie z. B. die Einfüh-

rung von Demonstrationsbetrieben werden langfristig vorbereitet. 

Die interne Steuerung erfolgt zwischen der zentral zuständigen Organisationseinheit in 

der LWK und den Beratungsteams in den Regionen auf den Elementen teambezoge-

ner und individueller Zielvereinbarungen. Die Ergebnisse werden erfasst, bewertet und 

finden Eingang in Feedback-Gespräche. Die Steuerung erfolgt innerhalb der WRRL-

Gewässerschutzberatung. In der Abstimmung mit und in der Linienorganisation der 

LWK ist es nur punktuell zu Reibungsverlusten gekommen. Die WRRL-Beraterinnen 

und Berater könnten effektiver arbeiten, wenn sie bei ihrer Beratungstätigkeit – z.B. 

der Regionalberatung – in stärkerer Weise vorhandenes Datenmaterial präsentieren 

könnten. Diesem Ansinnen stehen fallweise datenschutzrechtliche Bedenken entge-

gen. 

Die LWK NRW ist nach ISO 9001:2008 zertifiziert und unterzieht sich regelmäßigen 

Audits. Für die Beratung insgesamt ist ein QM-System eingeführt, an dem sich auch 

die WRRL-Gewässerschutzberatung orientiert. Ein Fallmanagementsystem (Adito) 

wird als Instrument zur Planung und Dokumentation der einzelbetrieblichen Beratun-

gen genutzt, wobei alle Daten (Produktionsberatung und Gewässerschutzberatung) 

eingehen. Es ist vorgesehen, das bereits in der Produktionsberatung eingeführte In-

strument des Jahreskundengesprächs für die WRRL-Intensivberatung zu adaptieren. 

Das Jahreskundengespräch ist ein Feedbackgespräch mit intensiv beratenen Landwir-

ten, das fachliche Rückkoppelung herstellt und die Kundenzufriedenheit abbildet. 

Das Fazit der Betrachtung des internen Managements der WRRL-

Gewässerschutzberatung im Hinblick auf Personal, Organisation und Steuerung lautet, 

dass es systematisch, umfassend und weitgehend integriert erfolgt. 
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4.1.3.4 Zusammenarbeit mit Partnern und externe Kom munikation 

Die WRRL-Gewässerschutzberatung, mit deren Durchführung die LWK NRW vom 

MKULNV NRW beauftragt ist, kann nur in enger Abstimmung mit weiteren Akteuren 

und Institutionen der Wasserwirtschaft und Landwirtschaft durchgeführt werden. Mit 

folgender Grafik bildet die LWK NRW diese Kooperationsbeziehungen ab. 

 

Abbildung 15: Partner- und Kommunikationsmodell der  WRRL-Gewässerschutz-
beratung (LWK NRW 2011) 

Die Arbeitsbeziehungen mit den genannten Institutionen bewegen sich auf unter-

schiedlichen Ebenen. Die erste Ebene bildet die fachliche Abstimmung mit dem 

MKULNV NRW als Auftraggeber. Diese erfolgt in regelmäßigen Abstimmungsgesprä-

chen mit den zuständigen Organisationseinheiten. Sie erfolgt außerdem in der AG 

Monitoring GW / Beratung, die vom MKULNV NRW eingerichtet und mit der Funktion 

der Entwicklung eines Monitoring-Konzeptes betraut worden ist. Die Steuerung des 

Auftraggeber - Auftragnehmer - Verhältnisses vollzieht sich gemäß üblicher Standards. 

Die zweite Ebene  bildet die Kooperation der WRRL-Gewässerschutzberatung mit 

Stakeholdern, die spezifische gesellschaftliche Interessen und Perspektiven in den 

Themenkomplex Gewässerschutz und Landwirtschaft einbringen. Hierzu gehören 
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insbesondere zwei Gruppen, zum Einen die landwirtschaftlichen und gartenbaulichen 

Berufsverbände und zum anderen die Umweltverbände, die vom Wassernetz NRW 

vertreten werden. Mit beiden Stakeholdern unterhält die für die WRRL-

Gewässerschutzberatung zuständige Organisationseinheit der LWK einen kontinuierli-

chen Informations- und Kommunikationsprozess. Sie nimmt darüber hinaus regelmä-

ßig an Veranstaltungen teil. Mit und von beiden Stakeholdern wird die Kooperation 

jeweils aktiv verfolgt. Dabei wird mit dem Sachverhalt, dass die Arbeitsbeziehungen 

der LWK NRW zu den landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Verbänden auf einem 

breiten fachlichen und interessengetragenen Fundament stehen, während die Umwelt-

verbände die Perspektive von Umweltzielen von außen einbringt, angemessen umge-

gangen. Angemessen bedeutet, dass die besondere interessenpolitische Konstellation 

transparent und reflexiv gemanagt wird. 

Auf der dritten Ebene  stehen die fachlichen Dienstleistungsbeziehungen. Bei der 

WRRL-Gewässerschutzberatung erhält die LWK Unterstützung vom LANUV und vom 

Geologischen Dienst, indem Daten und Messdaten geliefert werden. 

Auf der vierten Ebene  erfolgt die Abstimmung der landwirtschaftlichen WRRL-

Gewässerschutzberatung mit den Bezirksregierungen als oberen Wasserbehörden 

und den Kreisen als unteren Wasserbehörden. Mit den Bezirksregierungen in Nord-

rhein-Westfalen als den oberen Wasserbehörden erfolgt eine enge und fachlich bei-

derseits positiv bewertete Zusammenarbeit. Seitens der Bezirksregierungen wird an-

gemerkt, dass sie mehr agrarwissenschaftliche Fachqualifikationen bräuchten, um 

einzelne Zusammenhänge zwischen Gewässerschutz und landwirtschaftlicher Produk-

tion besser bewerten zu können. Ein wichtiges Instrument zur Abstimmung der WRRL-

Aufgaben ist die bei jeder Bezirksregierung eingerichtete AG Wasserqualität. Dieses 

Instrument wird bislang unterschiedlich ausgerichtet und genutzt. Die AGs könnten – 

so die Einschätzung einzelner Teilnehmer/innen – insgesamt neben der Information 

stärker zur kritischen Diskussion, Erörterung und Perspektivierung der Themen land-

wirtschaftliche WRRL-Gewässerschutzberatung genutzt werden. 

Die Zusammenarbeit mit den Kreisen als unteren Wasserbehörden wird ebenfalls 

beiderseits positiv bewertet. Die Kreise sind funktional recht nah an den landwirtschaft-

lichen Betrieben ausgerichtet, nicht zuletzt aufgrund von einzelbetrieblichen Interaktio-

nen. Über das Baurecht (z. B. im Hinblick auf notwendige Lagerkapazitäten für Wirt-

schaftsdünger) oder das Bundesimmissionsschutzrecht ergeben sich zum einen ope-

rative Schnittstellen zu landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Betrieben, zum ande-

ren geht das Thema Landschaftsgestaltung/Landwirtschaft/Umwelt generell ein in die 
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Kreisplanung und die entsprechenden politischen Diskussionen. Mit der LWK erfolgen 

Abstimmungen eher dezentral (Kreisstellen / Beratungsregionen). Keine Funktion (mit 

Ausnahme von in Wasserschutzzonenverordnungen formulierten Ge- und Verboten) 

haben die Kreise im Hinblick auf die Überwachung der Gülleausbringung und die 

Sanktionierung von Verstößen Ordnungsrechtlich liegt diese Funktion nach Düngever-

ordnung beim Direktor der Landwirtschaftskammer als Landesbeauftragtem.  

Die WRRL-Gewässerschutzberatung erfolgt eingebunden in ein Netzwerk, das sowohl 

öffentlich-rechtliche, subsidiäre, funktionale und auch interessenpolitische Steuerungs-

stränge beinhaltet und verbindet. Die Kooperationsbeziehungen werden von allen 

Beteiligten positiv bewertet. 

Gleichwohl wird insbesondere von Seiten wasserwirtschaftlicher Akteure angemahnt, 

das bestehende Netzwerk bzw. das Steuerungssystem noch stärker auf die von der 

WRRL vorgegebene Zielerreichung auszurichten. „Die WRRL-

Gewässerschutzberatung ist gut und unverzichtbar, aber bezogen auf die WRRL-Ziele 

noch nicht hinreichend“, so könnte der Tenor der wasserwirtschaftlichen Akteure zu-

sammengefasst werden. Damit wird der Zusammenhang von Beratung, Ordnungs- 

und Fachrecht, ökologischer und ökonomischer Ausrichtung der landwirtschaftlichen 

und gartenbaulichen Produktion im Hinblick auf die Realisierung der WRRL-Ziele the-

matisiert, der nun in den folgenden Abschnitten aufgegriffen wird. 

4.2 Befragung von Landwirten und Gärtnern  

Neben den verschiedenen Vergleichsstudien und der Bestandsaufnahme mit den 

Expertengesprächen, Datenauswertungen und Dokumentenanalysen ist die Befragung 

der von der Gewässerschutzberatung adressierten Landwirtschafts- und Gartenbaube-

triebe das dritte zentrale Instrument der Evaluation. Die Evaluation von Beratungspro-

zessen erlangt durch die Einbeziehung der Zielgruppe und ihrer Wahrnehmung sowie 

ihrer Bewertung der Beratung ein wichtiges empirisches Fundament. Die Befragung 

sollte einerseits Aussagen über die Akzeptanz der Beratung und andererseits Aussa-

gen über die Konsequenzen, also Verhaltensänderungen ermöglichen. Die Ergebnisse 

der Befragung werden im Folgenden auf beiden Ebenen skizziert. Es folgen dann noch 

einige ergänzende Hinweise auf agrarstrukturelle und methodische Aspekte. 

Vorweg geschickt werden kann, dass die Befragung mit einer Rücklaufquote von 

30,19 % oder in absoluten Zahlen mit der Beteiligung von 359 Betrieben aus Landwirt-

schaft (N=305) und Gartenbau (N=48) - einige wenige Betriebe (N=6) haben keine 
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Angaben zum Betriebstyp gemacht - eine als sehr gut einzustufende Mitwirkung der 

Beratenen erreicht hat. Den Befragten wurde strikte Anonymität zugesichert. 

Im Folgenden werden die Betriebstypenstrukturen für Landwirtschaft und Gartenbau 

abgebildet (Abbildung 16). Zu berücksichtigen ist, dass die Gruppe der Gartenbaube-

triebe mit N=48 relativ klein ist. 

 

Abbildung 16: Betriebstypenstruktur der Stichprobe 

Die Verteilung der Betriebe auf die verschiedenen Beratungsregionen gibt Abbildung 

17 wieder. 

 

Abbildung 17: Verteilung der Betriebe auf Beratungs regionen 

Die Grundgesamtheit der befragten Betriebe beläuft sich auf 1.189. Dies sind diejeni-

gen Betriebe, denen von der LWK NRW in den belasteten Grundwassergebieten eine 
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Intensivberatung angeboten wurde. 960 Betriebe haben dieses Beratungsangebot 

schließlich angenommen. In die Befragung sind aber auch die 229 Betriebe einbezo-

gen worden, bei denen letztlich keine Intensivberatung stattgefunden hat, wobei hierfür 

unterschiedliche Anlässe oder Gründe bestanden haben können. Da einer dieser 

Gründe auch in einer eingeschränkten Akzeptanz der WRRL oder der Gewässer-

schutzberatung gelegen haben könnte, sind auch diese Betriebe angesprochen und 

berücksichtigt worden.  

Mit den Landwirten bzw. Betriebsleitern, die sich an der Befragung beteiligt haben, 

sind im Durchschnitt von den WRRL-Gewässerschutzberatern etwas mehr als 3 per-

sönliche Beratungsgespräche geführt worden. Nicht auszuschließen ist, dass die Be-

triebe ihre Angaben auf ein Wirtschaftsjahr beschränkt haben. Die Fragestellung war 

bewusst auf die persönliche Beratung abgestellt, um diese von anderen Kontakten mit 

dem Berater wie z.B. Telefonaten oder Probenahmen im technischen Sinne abzugren-

zen. Relevant ist die Frage, weil mit der Befragung auch die konkrete Umsetzung der 

Intensivberatung erfasst werden sollte. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass 57 

Betriebe oder 16 % der Stichprobe eingegangen sind, die keinen oder lediglich einen 

Beratungskontakt angegeben haben. Diese haben das Angebot der Intensivberatung 

entweder nicht oder nach dem 1. Beratungskontakt nicht weiter wahrgenommen, we-

gen fehlender Anreize, aus Akzeptanzgründen oder aus sonstigen Gründen. Betrach-

tet man nur die Betriebe, die 2x oder häufiger beraten worden sind und an der Inten-

sivberatung tatsächlich teilgenommen haben, liegt der Mittelwert bei 3,48 persönlichen 

Beratungskontakten (N=300). 

4.2.1 Zur Akzeptanz der WRRL-Gewässerschutzberatung  in NRW 

Ein erster die Akzeptanz und die Verhaltensänderung beeinflussender Faktor sind die 

Kenntnis und die Bewertung der Wasserrahmenrichtlinie (Abbildung 18). Deshalb ist 

bei der Befragung zuerst nach der Kenntnis (differenziert nach allgemeiner Kenntnis 

und Kenntnis der Bedeutung für den eigenen Betrieb) und der Bewertung des Gewäs-

serschutzes und der WRRL gefragt worden.  

Die Ergebnisse erlauben die Feststellung, dass sich die Landwirte und Gartenbaube-

triebe gut über die WRRL informiert sehen, wobei die Werte im Hinblick auf die Bedeu-

tung der WRRL für den eigenen Betrieb noch höher ausfallen als der Kenntnisstand 

über die Bedeutung der WRRL für die Landwirtschaft allgemein. Dies unterstreicht 

sowohl den Informationscharakter der Gewässerschutzberatung insgesamt als auch 

den Einzelfallbezug der Intensivberatung.  
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Die Zustimmung zu den Zielen der WRRL überwiegt in der Stichprobe die Ablehnung 

eindeutig. Lediglich 10,5 % der befragten Betriebe erachten die Ziele der WRRL auf 

der 5er-Skala (tendenziell) als nicht sinnvoll, 57,4 % erachten sie als sinnvoll, 31,2 % 

signalisieren keine Tendenz.  

Wenn der Informationsstand als gut eingeschätzt wird und die Ziele der WRRL mit 

deutlichem Überwiegen zustimmend angenommen werden, so sind dies positive Vor-

zeichen für die Akzeptanz der und mögliche Verhaltensänderungen durch die WRRL-

Gewässerschutzberatung.  
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Abbildung 18: Kenntnis des Gewässerschutzes und Bew ertung der WRRL 

 

Themen der Beratung 

Neben der Intensität der Beratung sind die Landwirte und Gartenbaubetriebe auch 

nach den Themen befragt worden, die bei der Gewässerschutzberatung behandelt 

worden sind. Die Befragung hat hier das nachfolgende Bild zur Reihenfolge und zum 

quantitativen Umfang ergeben, mit dem die einzelnen Themen bei der Intensivbera-

tung behandelt worden sind (Abbildung 19). 

Zu erkennen ist die bisherige Schwerpunktbildung der WRRL-

Gewässerschutzberatung im Bereich der Düngung und Nitratbelastungen. In rund 
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80 % der befragten Betriebe sind Nährstoffvergleiche und in annähernd 70 % der Be-

triebe sind Düngeplanungen vorgenommen, in rund 65 % der Betriebe Nmin-Proben 

gezogen worden. Wirtschaftsdüngermanagement wurde in der Beratung besonders 

häufig in den Regionen Westmünsterland und Südwestfalen und insbesondere beim 

Futterbau behandelt. Pflanzenschutz hingegen war nur in rund 28 % der Betriebe ein 

Thema, letztlich auch weil die Beratungskulisse hier kleinräumig zugeschnitten war. 

Empirisch lässt sich eine besondere Bedeutung des Themas in der Beratungsregion 

Ostwestfalen ausweisen. Hier war der Pflanzenschutz in 32 % der Intensivberatungen 

Beratungsthema. 

 

Abbildung 19: Beratungsthemen bei % der Betriebe in  der Intensivberatung  

Zufriedenheit mit der Beratung 

Bei der Befragung ist auf dem Hintergrund dieser thematischen Einleitung im nächsten 

Fragenkomplex die Zufriedenheit der Landwirte und Gartenbaubetriebe mit der WRRL-

Gewässerschutzberatung abgefragt worden (Abbildung 20). In einem ersten Themen-

komplex mit vier Items ging es um die Bewertung der Zufriedenheit mit dem Berater 

bzw. der Beraterin. Folgende Ergebnisse sind zu verzeichnen: 
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Das Ergebnis ist deutlich: 84 – 90 % der Antworten weisen Zufriedenheit und hohe 

Zufriedenheit bei den Items Freundlichkeit, Einsatzbereitschaft, Fachwissen und Ver-

ständlichkeit der Berater/innen aus. Bis auf die „Verständlichkeit“ liegt der Anteil der 

ambivalent oder negativ bewerteten Zufriedenheitsitems unter 10 %.  

Gültig Voll und ganz zufrieden

2,00
3,00
4,00
Überhaupt nicht zufrieden
Gesamt

Fehlend keine Angabe

55,4

33,4
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0,6
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2,8

… das Fachwissen
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2,8 3,3 3,1

7,2

,3 ,3 ,6
97,2 96,7 96,9

7,0 11,4
0,8 1,4 0,8

…die Freundlichkeit
… die 

Einsatzbereitschaft
… die Verständlichkeit

Prozent Prozent Prozent

"Wie zufrieden sind Sie mit 
dem Berater/der Beraterin im 

Hinblick auf …

63,2 58,8 44,3

25,6 29,2 39,8

 

Abbildung 20: Zufriedenheit mit der/m Berater/in 

In einem zweiten Themenkomplex mit drei Items ging es um die Bewertung der Zufrie-

denheit mit den Beratungsempfehlungen und damit letztlich um die Bewertung der 

fachlichen Qualität. Hier sind die Ergebnisse wie in Abbildung 21 dargestellt. 
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Abbildung 21: Zufriedenheit mit den Beratungsempfeh lungen 

Auch wenn die Werte geringfügig unter denen der persönlichen Zufriedenheit liegen, 

so wird doch auch die Zufriedenheit mit den Beratungsempfehlungen von rund ¾ der 

antwortenden Betriebe als hoch bis sehr hoch bezeichnet. Der Anteil derjenigen, die 

ihre Zufriedenheit als ambivalent angeben, liegt mit 17,5 bis knapp 19 % höher als im 

Bereich der persönlichen Zufriedenheit. Der Anteil der weniger bzw. nicht Zufriedenen 

liegt unter 5 %. 

Summa summarum äußern die Landwirte und Gartenbaubetriebe sowohl in 

persönlicher als auch in fachlicher Perspektive eine hohe Zufriedenheit mit der WRRL-

Gewässerschutzberatung der LWK NRW. Die auf sieben Items basierende Frage nach 

der Zufriedenheit mit der WRRL-Gewässerschutzberatung war als wichtiger Indikator 

für die Akzeptanz der Beratung definiert. Auf Grundlage der Ergebnisse kann 

festgestellt werden, dass die Beratung hohe bis sehr hohe Akzeptanz genießt.  

Der hohe Zufriedenheitsgrad gilt auch für die einzelnen Beratungsregionen. Um diese 

zu berechnen, haben IWW und RISP für jeden Befragten einen Durchschnittswert für 

die sieben Items zur Zufriedenheitsermittlung der Beratung gebildet. Anschließend 

wurde aus diesen Durchschnittswerten für die einzelnen Beratungsregionen ein 

Mittelwert errechnet. Generell lässt sich festhalten, dass im Mittel die allgemeine 

Zufriedenheit auch im Regionenvergleich jeweils besser als der Wert zwei (zufrieden) 

auf der 5er-Skala ist. Es lassen sich zwischen den Regionen nur geringe Unterschiede 

(im Maximum 0,43 % bei der Stichprobe insgesamt sowie 0,53 % bei den Landwirten) 
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feststellen. Eine weitergehende Ausweisung regionalisierter Daten bietet sich aufgrund 

der unterschiedlichen und z. T. geringen Fallzahlen in den Regionen im Hinblick auf 

die Zufriedenheit nicht als zielführend an.  

Nutzung sonstiger Beratungsdienstleistungen 

Da die Landwirte und Gartenbautriebe auch andere Beratungsdienstleistungen in 

Anspruch nehmen, sind auch diese in der Befragung thematisiert worden. Einerseits 

werden weitere Beratungsdienstleistungen der LWK NRW in Abspruch genommen. 

Dabei werden die Beratungsleistungen zur Pflanzenproduktion von 33,4 % der 

Betriebe häufig bzw. von 45,4 % gelegentlich genutzt. Die Beratungsleistungen zur 

Tierproduktion werden von 19,5 % der Betriebe häufig und von 34,8 % gelegentlich 

abgerufen. Die Zahlen für die Inanspruchnahme der Unternehmensberatung durch die 

LWK NRW lauten: 16,7 % häufig und 47,6 % gelegentlich. Auf die Frage, ob diese 

Beratungsempfehlungen mit denen der Gewässerschutzberatung abgestimmt seien, 

lautet die Antwort rund der Hälfte „ja“, während immerhin 37,9 % mit „weiss nicht“ und 

12,8 % mit „nein“ antworten. Experten der Projektbegleitenden Arbeitsgruppe haben 

angesichts des hohen Wertes von fast 38 % „weiss nicht“-Antworten darauf verwiesen, 

dass seitens der Betriebsleiter bei der Antwort möglicherweise nicht auf die fachliche 

Verzahnung der Beratungsaussagen sondern auf die Abstimmung zwischen den 

verschiedenen beteiligten Beratern abgestellt worden sein könnte. Zumindest in der 

Verdeutlichung der praktischen Abstimmung zwischen Gewässerschutz-, Produktions- 

und Unternehmensberatung nach außen, möglicherweise aber auch in der faktischen 

Abstimmung zwischen den Beratungsangeboten kann noch ein 

Verbesserungspotenzial gesehen werden.  

Zum anderen gibt es eine ganze Reihe weiterer Institutionen, die 

Beratungsdienstleistungen für Landwirtschaft und Gartenbau in NRW erbringen. 

Hervor sticht insbesondere der Landhandel, dessen Beratung von 38,7 % der 

Befragten häufig und von 46,8 % gelegentlich genutzt wird. Alle weiteren in Anspruch 

genommenen Beratungsleistungen werden weniger intensiv genutzt. Insgesamt kann 

festeghalten werden, dass die landwirtschaftliche Produktions- bzw. Betriebsberatung 

in Nordrhein-Westfalen weit überwiegend von den Angeboten der 

Landwirtschaftskammer gepägt ist. Zu den Angaben der Inanspruchnahme von 

„Beratungsleistungen“ von Landhandel oder weiteren Betriebsmittelvertretern 

(Pflanzenschutz, Dünge- oder Futtermittel) kann festgehalten werde, dass es sich hier 

im Kern nicht um eigentliche „Beratung“ handelt, sofern man diese so definiert, dass 

sie im Beratungsprozess ergebnisoffen sein muss. Hier wird die Beratungsempfehlung 
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sicher maßgeblich vom Gedanken des Produktvertriebs geprägt. Nichtsdestotrotz 

ergeben sich gerade vor diesem Hintergrund Konfliktpotenziale zu den Ansprüchen 

des Gewässerschutzes, wenn z. B. aus Vertriebsgründen Empfehlungen zu einem 

nicht angepassten Betriebsmitteleinsatz, sei es in der Menge (z. B. von Düngemitteln) 

oder im empfohlenen Mittel (z. B. Pflanzenschutzmittel), gegeben werden.  

Vergleichsweise hoch sind die Angaben zu Beratungen durch Anbauverbände (17,5 % 

gelegentlich, 5 % häufig) und durch private Berater (20,6 % gelegentlich, 12,5 % 

häufig). Konfliktpotenziale zu Gewässerschutzaspekten in den Beratungsaussagen 

dieser beiden Beratungsgruppen sind grundsätzlich zu vermuten. In Anbauverbänden 

werden die Beratungsempfehlungen sicher ganz wesentlich von den Ansprüchen der 

angestrebten Produktqualität geprägt, denen sich aus Vermarktungsgründen andere 

Aspekte unterzuordnen haben. Bei der (kostenpflichtigen) Inanspruchnahme von 

privaten Beratern kann unterstellt werden, dass ein Beratungserfolg wesentlich an 

ökonomischen Kriterien gemessen wird und damit Gewässerschutzaspekte ebenfalls 

nur nachgeordnet von Bedeutung sind. 

Ein quantifizierbarer Überblick über das Beratungsgeschehen in NRW außerhalb der 

LWK oder ein tiefergehender qualifizierbarer Überblick über die tatsächlichen 

Beratungsaussagen existiert jedoch nicht. 

4.2.2 Verhaltensänderungen der Landwirte und Garten baubetriebe 

Die Umsetzung der im Beratungsprozess zwischen Berater/in und Beratenem 

identifizierten Handlungsoptionen ist die zentrale Aufgabe von Beratung, denn die 

Akzeptanz von Berater/in und sachlicher Beratungsempfehlung führt nicht automatisch 

zu Verhaltensänderungen des Beratenen. Hier intervenieren viele Kontextfaktoren, die 

im Hinblick auf den WRRL-bezogenen Gewässerschutz in diesem 

Evaluationsgutachten angesprochen werden. Die Befragung der Akteure kann wichtige 

Einblicke in die Umsetzung von Beratungsergebnissen erbringen. 

Der zweite Komplex der Befragung war deshalb auf die praktischen Konsequenzen der 

WRRL-Gewässerschutzberatung aus der Sicht der Beratenen gerichtet. Gefragt 

worden ist nach den produktionstechnischen Anpassungen in verschiedenen 

gewässerschutzrelevanten Bereichen als Ergebnis der Beratungsempfehlungen. 287 

Betriebe, dies sind etwas mehr als 80 % der Stichprobe haben angegeben, dass sie 

produktionstechnische Anpassungen in einem oder mehren Bereichen vorgenommen 

haben (Abbildung 22). 
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nein

ja
Gesamt

Fehlend keine Angabe

nein

ja
Gesamt

Fehlend keine Angabe

Gültig 58,2 66,3 77,2

40,7 32,6

Ausweitung des 
Zwischenfruchtanbaus

Maßnahmen zur 
Erosionsvermeidung

Anpassungen in der 
Anbauplanung / 

Fruchtfolge

Prozent Prozent Prozent

98,9 98,9 98,9
1,1 1,1 1,1 1,1

Gültig 45,5 46,8 37,3 79,7

52,4 52,1 61,6 19,2
98,9

konsequente 
Düngeplanung

Ersatz kritischer 
Pflanzenschutzmittel

Prozent Prozent Prozent Prozent

ausgeglichenere 
Nährstoffbilanzen

optimierte 
Wirtschaftsdüngenutzung

1,1 1,1 1,1

"Die Beratungsempfehlungen haben in meinem Betrieb bereits in folgenden Bereichen zu 
produktionstechnischen Anpassungen geführt:"

21,7
98,9 98,9 98,9

 

Abbildung 22: Produktionstechnische Anpassungen 

Es lässt sich dabei ein Zusammenhang zwischen den bisherigen Schwerpunkten der 

WRRL-Gewässerschutzberatung und produktionstechnischen Anpassungen erkennen. 

In 61,6 % der Betriebe hat – nach ihren eigenen Angaben - eine Optimierung der Dün-

geplanung stattgefunden, in 52,4 % der landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Be-

triebe sind ausgeglichenere Nährstoffbilanzen erzielt worden und in 52,1 % der Betrie-

be ist die Wirtschaftsdüngernutzung optimiert worden. Diese Bereiche lassen sich dem 

bisherigen fachlichen Beratungsschwerpunkt der „Nitratbelastung des Grundwassers“ 

zuordnen. Dass sie seitens der beratenen Betriebe auch explizit als Bereiche fachli-

cher Produktionsanpassung  genannt werden, bestätigt die strategische Umsetzungs-

orientierung des anfänglich definierten Beratungskonzeptes. 

Die beratenen Betriebe verdeutlichen mit den Antworten in diesem Fragenkomplex, 

dass sie aus der Beratung Konsequenzen ziehen und produktionstechnische Anpas-
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sungen vornehmen. Bezogen auf den bisherigen Beratungsschwerpunkt „Nitrat“ ist der 

Anteil der Betriebe, die Anpassungen vollzogen haben, höher als der Anteil, der „noch 

keine produktionstechnische Anpassung vollzogen“ hat.  

Es sei hierbei darauf verwiesen, dass die Angaben jedoch keine Rückschlüsse auf die 

quantitative Ausprägung der Anpassung, auf deren Umfang und auf die konkreten 

wasserwirtschaftlichen Effekte ermöglichen. 

Beim Zwischenfruchtanbau (Nennung von 40,7 % der Betriebe) lässt sich eine über-

proportionale Ausweitung im Westmünsterland, Rheinland Nord und Münsterland 

Nordost aufzeigen. Die Ausweitung steigt im Übrigen in signifikanter Weise mit der 

Betriebsgröße.  

Die Umsetzungsorientierung bei den „Anpassungen in der Anbauplanung/Fruchtfolge“ 

ist mit 21,7 % sehr beschränkt. Der „Ersatz kritischer Pflanzenschutzmittel“ (Nennung 

von 19,2 % der Betriebe) und die „Maßnahmen zur Erosionsvermeidung“ (32,6 % der 

Betriebe) standen beratungsseitig (bislang) nur in wenigen Beratungsregionen im 

Fokus. 

Summa summarum kann fest gehalten werden: Die WRRL-Gewässerschutzberatung 

hat bislang zu produktionstechnischen Anpassungen in mehr als 80 % der Betriebe 

geführt, die an der Befragung teilgenommen haben. Die konkret ausgewiesenen An-

passungen spiegeln den bisherigen Beratungsschwerpunkt „Nitrat“ wieder. 

Statistisch ausgewertet worden sind auch diejenigen Betriebe, die bei der Befragung 

geantwortet haben, dass bislang keine produktionstechnischen Anpassungen nötig 

waren. Dies waren 62 Betriebe, 17,5 % der Stichprobe. Hier konnten jedoch keine 

signifikanten Zusammenhänge mit der Region, mit dem Betriebstypus, der Be-

triebsgröße oder mit dem Alter des Betriebsleiters ausgewiesen werden. 

Verbesserungsmöglichkeiten der WRRL-Gewässerschutzb eratung 

Ein weiterer Themenblock der Befragung bezieht sich auf die von den Betrieben gese-

henen Verbesserungsmöglichkeiten der WRRL-Gewässerschutzberatung (Abbildung 

23). Konkret gefragt worden ist nach vier Items und ihrem möglichen Beitrag zur Ziel-

erreichung der WRRL. Dabei haben sich zwei Items auf die Gewässerschutzberatung 

im engeren Sinne bezogen (Ausweitung der Beratung/Einführung von Modellbetrie-

ben), die beiden anderen Items haben sich auf finanzielle Anreize bzw. das landwirt-

schaftliche Fachrecht bezogen. 

 



  
  

77 
 

Gültig Stimme voll und ganz zu
2,00
3,00
4,00
Stimme überhaupt nicht zu
Gesamt
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Demonstrations-betrieben
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finanzieller Anreize für 
gewässerschützende 

Maßnahmen

Striktere Überprüfung 
der Einhaltung des 
landwirtschaftlichen 
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Prozent Prozent Prozent Prozent

"Was könnte Ihres Erachtens 
dazu beitragen, dass die Ziele 
der WRRL erreicht werden?"

Die Ausweitung der 
landwirtschaftlichen 
Gewässerschutz-

beratung

 

Abbildung 23: mögliche Beiträge zur Zielerreichung der WRRL 

Den höchsten Grad an Zustimmung hat - nicht unerwartet - „Die Ausweitung finanziel-

ler Anreize für gewässerschützende Maßnahmen“ erhalten. 76,6 % der Betriebe stim-

men dem zu, sogar 47,4 % der Betriebe voll und ganz. „Die Ausweitung der landwirt-

schaftlichen Gewässerschutzberatung“ findet bei 57,1 % der Betriebe eindeutige Zu-

stimmung, dabei von 30,1 % der Betriebe voll und ganz. „Die Einrichtung von Modell- 

und Demonstrationsbetrieben“ findet mit 37,9 % der Betriebe weniger Zustimmung, 

hier sind es nur 19,5 % der Betriebe, die dem voll und ganz zustimmen. Eine Ableh-

nungstendenz findet sich bei etwa 1/3 der Unternehmen. Da die Modell- und Demonst-

rationsbetriebe in verschiedenen zukunftsorientierten Beratungskonzepten des Ge-

wässerschutzes eine wichtige Rolle spielen, sollte Ihnen in ihrer Funktion und bei de-

ren Vermittlung im Rahmen dieser Konzepte eine hohe Aufmerksamkeit gewidmet 

werden.  

Die „Striktere Überprüfung der Einhaltung des landwirtschaftlichen Fachrechts“ hat mit 

21,7 % die geringste Zustimmung und mit 47,1 % die höchste Ablehnung der Betriebe 

erfahren. Mit 27,6 % ist aber auch die Gruppe der ambivalent eingestellten Betriebe zu 

berücksichtigen. Es sind auf dem Hintergrund der quantitativen Ergebnisse zwei quali-

tative Auswertungsperspektiven möglich. In einer ersten würde dieser Option mit dem 

Verweis auf die vglw. geringe Zustimmung keine Bedeutung beigemessen. In einer 

zweiten Auswertungsperspektive würde darauf verwiesen, dass dieser Option einer 

strikteren Anwendung des Fachrechts etwa die Hälfte der befragten Betriebe nicht 

grundsätzlich ablehnend gegenüber steht. Der Wert ist in dieser Ausprägung in den 

Expertengesprächen nicht antizipiert worden und ist unter der Berücksichtigung von 
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Prozessen des Agenda-Settings in der Landwirtschaft durchaus interessant. Als eine 

mögliche Ursache für diese Werte wurden in der Projektbegleitenden Arbeitsgruppe 

die Konkurrenzeffekte diskutiert, die vor Ort die aufnehmenden Betriebe bei erhöhten 

Gewässerbelastungspotenzialen begünstigen bzw. nicht aufnehmende Betriebe be-

nachteiligen.   

4.2.3 Agrarstrukturelle Aspekte der Befragungsergeb nisse 

Im Folgenden werden die Befragungsergebnisse noch einmal im Hinblick auf einige 

agrarstrukturelle Zusammenhänge dargestellt. Es sei aber voraus geschickt, dass die 

Befragung keine signifikanten Zusammenhänge zwischen agrarstrukturellen Parame-

tern und den produktionstechnischen Anpassungen im Kontext der Gewässerschutz-

beratung ausweisen kann. 

Die Betriebe, die sich an der Befragung beteiligt haben (82 % Haupterwerb, 18 % 

Nebenerwerb), weisen im Hinblick auf die landwirtschaftliche Nutzfläche folgende 

Betriebsgrößenstruktur auf: 

 

Abbildung 24: Größe der befragten Betriebe 

Mit steigender Betriebsgröße nimmt die Intensität der produktionstechnischen Anpas-

sungen leicht zu. Auf dem Hintergrund des Additiven Index zu den produktionstechni-

schen Anpassungen steigt die Zahl der Anpassungen von durchschnittlich 2,35 bei 

Betrieben kleiner 30 ha auf eine Zahl von durchschnittlich 3,15 Anpassungen bei Be-
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trieben größer 200 ha an. Der Mittelwert liegt bei 2,79 Anpassungen. Die Berechnung 

von Pearsons R – einem statistischen Zusammenhangsmaß - ergibt jedoch keine 

signifikanten Ergebnisse. Die Betriebsgröße hat also Einfluss, kann aber nicht als ein 

zentraler Einflussfaktor ausgewiesen werden.  

Bezogen auf das Alter und die Qualifikation des Betriebsleiters ergeben sich für die 

Stichprobe folgende Strukturen. 

 

Abbildung 25: Alter und Qualifikation der Betriebsl eiter 

Die berechneten Mittelwerte für die verschiedenen Altersgruppen im Hinblick auf die 

Häufigkeit produktionstechnischer Umsetzungen liegen sehr nah beieinander, es lässt 

sich danach nicht vom Alter des Betriebsleiters auf die Intensität produktionstechni-

scher Umsetzungen schließen. Demgegenüber hat die Qualifikation des Betriebsleiters  

Einfluss.  

Betriebsleiter, die staatlich geprüfter Landwirt, landwirtschaftlicher Meister sind oder 

eine landwirtschaftlicher Ausbildung haben, nehmen danach in größerem Umfang 

produktionstechnische Anpassungen vor als Betriebsleiter mit Fachhoch- oder Hoch-

schulabschluss. 

Bei der Auswertung der Daten sind darüber hinaus weitergehende Zusammenhänge 

überprüft worden, z.B. der Zusammenhang zwischen der Zustimmung zu den Zielen 

der WRRL und der Intensität produktionstechnischer Anpassungen. Es konnte jedoch 

kein signifikanter Zusammenhang identifiziert werden.  
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Qualifikation des Betriebslei-
ters / der Betriebsleiterin 

Mittelwert N Standardabweichung 

landwirtschaftliche Ausbildung 3,0159 63 1,68955 

staatlich geprüfter Landwirt / 
landwirtschaftlicher Meister 2,8462 169 1,8452 

Fach-/Hochschulabschluss 2,2281 57 1,48826 

Andere… 2,8333 30 1,31525 

Insgesamt 2,768 319 1,72371 

Abbildung 26: Anpassungsorientierung nach Qualifika tion des Betriebsleiters 

Schließlich ist überprüft worden, inwieweit es eine Gruppe von Betrieben gibt, die 

durchgehend eine Haltung der Nichtzustimmung einnimmt. Hierfür wurden die Antwor-

ten auf drei Fragen (Frage 1: Kenntnis und Bewertung des Gewässerschutzes und der 

WRRL, Frage 6: Verbesserungsmöglichkeiten der WRRL-Umsetzung, Frage 8: die 

Situation der Landwirtschaft) mit insgesamt 10 Items heran gezogen.  

Die Auswertung hat erbracht, dass 92 Betriebsleiter, eine Gruppe von etwa 25 % der 

Stichprobe, bei allen zehn Items nicht zugestimmt haben (gewertet wurden die Ant-

wortmöglichkeiten vier (stimme eher nicht zu) und fünf (stimme überhaupt nicht zu)). 

Die entsprechenden Betriebsleiter kommen (gemessen an der Stichprobe insgesamt) 

überproportional aus den kleineren Betrieben (unter 30 ha und zwischen 30  -55 ha). 

4.2.4 Fazit der Befragung 

Die Befragung hat ein deutliches Bild ergeben: Die Fragen zum Informationsstand, zur 

Zielzustimmung und zur Beratungszufriedenheit sollten über die Akzeptanz der WRRL-

Gewässerschutzberatung Auskunft geben. Die Befragungsergebnisse weisen demge-

mäß eine hohe Akzeptanz auf. Konsequenz aus der Beratung sind Produktionsanpas-

sungen der Betriebe, darauf verweisen die Befragungsergebnisse ebenfalls für eine 

deutliche Mehrheit. Also konnten im Kontext der Beratung auch Verhaltensänderungen 

auf den land- und gartenbaulichen Betrieben  initiiert werden. Auf die Reichweite der 

Verhaltensänderungen und insbesondere auch auf die Wirksamkeit im Hinblick auf die 

Erreichung der WRRL-Zielwerte kann mit den Befragungsergebnissen nicht ge-

schlussfolgert werden. 
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4.3 Experteninterviews 

Aufgrund der hydrogeologischen Voraussetzungen und der Verlagerungszeiträume 

treten die Veränderungen der Grundwasserbeschaffenheit eher langfristig ein und 

werden sich erst in einem Jahrzehnt valide messen lassen. Vor diesem Hintergrund 

müssen sich Aussagen zu den Ergebnissen und zur Wirksamkeit der WRRL-

Gewässerschutzberatung auf andere Daten, Informationen, Erfahrungen und Bewer-

tungen als auf Analysen der aktuellen Grundwasserbeschaffenheit stützen. 

Die Intensivberatung ist als ein gemeinsamer Umsetzungsprozess von Landwirt bzw. 

Gartenbaubetrieb und WRRL-Berater mit dem Ziel angelegt, die Nährstoffeinträge zu 

reduzieren. Die Beraterinnen und Berater der LWK NRW gehen davon aus, dass die 

Intensivberatung der Landwirte und der Gartenbaubetriebe und die sie begleitenden 

Instrumente der Nmin-Beprobung, Düngeplanung und der Nährstoffbilanzen in der 

Regel zu positiven Umsetzungsergebnissen und Lerneffekten führen. Diese Einschät-

zung variiiert leicht im Hinblick auf den Betriebstyp und verschiedene Anbaufrüchte. 

Die Zwischenfruchtförderung wird als wirksame Intervention bewertet, auch wenn 

partielle Mitnahmeeffekte gesehen werden.  

Der angesprochene Lerneffekt wird dahingehend charakterisiert, dass die Vorteile 

optimierter Düngungsstrategien erkannt werden und als Kriterium mit neuer Gewich-

tung in die Anbauplanung einbezogen werden. Das fachliche Handlungsrepertoire der 

Landwirte bzw. Gartenbaubetriebe wird verbreitert. Agrarstrukturelle Faktoren haben 

dabei Bedeutung. Haupterwerbsbetriebe, die ihre ökonomischen Perspektiven gut 

einschätzen, lassen sich auf Erprobungs- und Lernprozesse eher ein als Betriebe mit 

sehr eng gestecktem ökonomischem Handlungsspielraum, so die Wahrnehmung der 

Beraterinnen und Berater. Bei der Abwägung der verschiedenen Kriterien der Produk-

tionsplanung und ihrer wirtschaftlichen Effekte spielen aber auch die gegenwärtigen 

Bestimmungen der Düngeverordnung und des Gülleimports aus den Niederlanden 

eine Rolle, wie unten noch weiter zu betrachten sein wird.  

Befragt im Hinblick auf die vollständige Erreichbarkeit der WRRL-Ziele, äußern die 

Beraterinnen und Berater der LWK Skepsis. Die Realisierbarkeit des „guten chemi-

schen Zustands“ für die Grundwasserkörper im Hinblick auf Nitrat mit Hilfe der Gewäs-

serschutzberatung allein wird nur in Ausnahmefällen für möglich erachtet. Als realisti-

sche Minimalzielperspektive gilt die Einhaltung des Verschlechterungsverbots. Der 

Erwartungshorizont wird aber durchaus weiter gesteckt. Für die einzelnen Grundwas-

serkörper wird eine deutliche Reduzierung der Nitrateinträge als durchaus erreichbar 
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erachtet. Pessimistischer sind die Einschätzungen jedoch dahingehend, dass mit den 

vorhandenen Instrumenten  die hoch belasteten Grundwasserkörper in den Zielbereich 

der WRRL von < 50 mg/l Nitrat geführt werden könnten.  

Die Fachleute außerhalb der LWK kommen mit Ausnahme der Landwirtschaftsverbän-

de zu vergleichbaren Bewertungen. Aus der Sicht dieser Experten (Vertreter/innen der 

oberen und unteren Wasserbehörden, der Trinkwasserschutzkooperationen, des 

Wassernetzes NRW) gibt es Anhaltspunkte dafür, dass sich durch die WRRL-

Gewässerschutzberatung klein- und großflächige Verbesserungen der Wasserqualität 

erzielen lassen, die allerdings zumindest in den landwirtschaftlichen Intensivgebieten 

deutlich hinter den Zielen und Zielwerten der WRRL zurück bleiben. Durch die öffentli-

che Thematisierung der WRRL und durch den kooperativen Beratungsansatz gelingt 

es danach die Spitzen pflanzenbaulich unangemessener Düngungsstrategien zu kap-

pen sowie einen Prozess der Verhaltensänderung einzuleiten. Darüber hinaus sind von 

einzelnen Fachleuten drei weitere Anhaltspunkte zur Abschätzung der Wirksamkeit der 

Beratung gegeben worden: danach 

- würden sich die Effekte der WRRL-Gewässerschutzberatung voraus-

sichtlich ähnlich den Anfangserfolgen der Kooperationsberatung entwi-

ckeln, 

- könnten darüber hinaus gehende Effekte im Sinne der WRRL nur im 

Kontext des beratungsergänzenden landwirtschaftlichen Fach- und 

Ordnungsrechtsrechts 

-  und/oder einer Orientierung an der ökologischen Landwirtschaft erzielt 

werden. 

Ein höheres Maß an Wirksamkeit der Gewässerschutzberatung im Hinblick auf die 

WRRL-Ziele wird dieser allerdings durch den Landwirtschaftsverband Rheinland und 

den Landwirtschaftsverband Westfalen beigemessen. Hier werden die Potenziale einer 

Beratung, die sich sehr gezielt mit Aktionen auf regionale Schwerpunktbereiche und 

konkrete Anbaukulturen ausrichtet, als größer erachtet. Aus dieser Perspektive könnte 

durch die Intensivierung der Beratung und die Spezifizierung gezielter Aktionen ein 

hohes Maß an WRRL-Zielannäherung erreicht werden. Durch eine stärkere Bündelung 

und Fokussierung der Beratungskapazitäten auf identifizierte Problembereiche, z. B. 

die Wirtschaftsdüngerimporte aus den Niederlanden, müssten sich die dadurch ent-

stehenden Risikopotenziale minimieren lassen, so die Vertreter der beiden Landwirt-

schaftsverbände in NRW. 
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Die Mehrzahl der im Rahmen der Evaluation befragten Experten/innen erachtet die 

Anpassung der Düngeverordnung und hier insbesondere eine Erweiterung der Aus-

bringungssperrfristen für Wirtschaftsdünger als wichtiges Stützelement der Wirksam-

keit der WRRL-Gewässerschutzberatung, weiterhin wird v. a. eine Lösung der Gülle-

importproblematik aus den Niederlanden gefordert (siehe auch Kap. 4.4.1). 

Einvernehmlich wird den Modellbetrieben von den externen Fachleuten ein hohes 

Leistungspotenzial im Hinblick auf gewässerschonende Anbauverfahren und Bewirt-

schaftungsformen beigemessen. Sie würden die Regionalberatung vor Ort durch De-

monstrationen, technische Verfahrenserprobungen und als Lernplattform sinnvoll un-

terlegen. Dabei wird unterstrichen, dass die Modellbetriebe auch zur (Weiter-

)Entwicklung und Erprobung von Messverfahren zur Effizienzbewertung beitragen 

könnten, die quantitative Indikatoren zur Bewertung reduzierter Belastungspotenziale 

auch bereits oberhalb der Grundwasserebene bereit stellen.  

Abschließend werden die Ergebnisse aus den mit den verschiedenen Expertengrup-

pen im Rahmen dieser Studie geführten Gespräche zusammengefasst und hinsichtlich 

ihrer Bewertung einander gegenübergestellt. Zusammengefasst zu einer Gruppenaus-

sage wurden dabei jeweils die wesentlichen Aussagen der interviewten Berater und 

Beraterinnen der LWK bzw. ihrer Leitungsebene einerseits („Gruppe Landwirtschaft“ 

sowie die Interviewergebnisse der in der Projektbegleitenden Arbeitsgruppe vertrete-

nen Behördenvertreter (inkl. Wassernetz NRW) andererseits („Gruppe Wasserwirt-

schaft“). Die Interviewergebnisse der Vertreter der Landwirtschafts- und Gartenbau-

verbände sind ebenfalls in die „Gruppe Landwirtschaft“ integriert, soweit es hier zu 

deutlichen Abweichungen in der Einschätzung kam, sind die Aussagen der Verbands-

vertreter explizit gekennzeichnet. Die jeweiligen Aussagen wurden in verschiedene 

Themenblöcke gruppiert: 

Themenblock Vernetzung: 

• Die „Gruppe Landwirtschaft“ empfindet die Vernetzung mit den anderen 

Akteuren der WRRL als grundsätzlich gut, wobei hier insbesondere die 

(lokale) Zusammenarbeit mit den Unteren Wasserbehörden herausge-

stellt wird. Darüber hinaus wird das Thema Vernetzung hier auch weiter 

verstanden und insbesondere die interne Vernetzung in der Landwirt-

schaftskammer (zwischen den verschiedenen Aufgabenbereichen) so-

wie die zu den Landwirtschafts- und Gartenbauverbänden als gut be-

zeichnet bzw. wahrgenommen. 
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• Die „Gruppe Wasserwirtschaft“ bestätigt grundsätzlich den guten Kon-

takt zu den landwirtschaftlichen Akteuren (LWK, Verbandsvertreter, 

landwirtschaftlicher Berufsstand) auf den verschiedenen Ebenen. Tw. 

wird eine tiefergehende fachliche Diskussion in den AG`s gewünscht, 

was z. B. durch  (personelle) Erweiterung der agrarwissenschaftlichen 

Kompetenz auf Reg.-Bez.-Ebene gefördert werden könnte  

Themenblock Beratungsakzeptanz: 

• Gruppe Landwirtschaft: stellt eine hohe Akzeptanz der Beratung durch 

landwirtschaftliche Betriebe fest, die thematisch auch in hohem Maße 

sensibilisiert seien; die Umsetzung von Beratungsempfehlungen findet 

ihre Grenzen u. a. in den ökonomischen Rahmenbedingungen; umset-

zungsfördernd sind insbesondere gruppendynamische Prozesse inner-

halb der Gruppe von Landwirten und Gärtnern 

• Gruppe Wasserwirtschaft: Beratung wird im Sinne der WRRL grund-

sätzlich als zielführend und bei der Landwirtschaftskammer als richtig 

verortet angesehen; die ökonomischen Rahmenbedingungen als Gren-

zen von Beratungsakzeptanz /-umsetzung werden vergleichbar gese-

hen, können jedoch nicht als Begründung für eine dauerhafte Zielver-

fehlung gelten. 

Themenblock Beratungskonzept: 

• Gruppe Landwirtschaft: Das Beratungskonzept wird als zielführend und 

passend auf die WRRL-Ziele abgestimmt gesehen mit dem derzeitigen 

deutlichen Schwerpunkt Nitratbelastung der Grundwasserkörper; hin-

sichtlich der Ressourcen (Beraterzahl) seien die Kapazitäten jedoch be-

reits erreicht bzw. überschritten; bei aktueller Ressourcenlage kommt 

insbesondere der Regionalberatung ein hohes Maß an Bedeutung zu; 

• Gruppe Wasserwirtschaft: nimmt das Beratungskonzept ebenfalls als 

grundsätzlich zielführend und inhaltlich abgestimmt wahr, aber mit Kritik  

- an der Grundberatung, die keine Beratung im eigentlichen Sinne sei,  

- an der räumlichen Orientierung der Intensivberatung an kritischen 

Grundwassermessstellen („rote GWM“). 
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Beratung über private Beratungsanbieter wird grundsätzlich zwar als Al-

ternative gesehen, aber nicht von vornherein als die Bessere; darüber 

hinaus sei bei ihrer Einführung mit Reibungsverlusten zu rechnen, 

Teilweise wird der Wunsch geäußert, Untere und/oder Obere Wasser-

behörden stärker und unmittelbarer in den einzelbetrieblichen Bera-

tungsprozess zu integrieren.  

Themenblock Ordnungsrecht: 

• Gruppe Landwirtschaft: Ordnungsrecht ist wesentlicher Rahmen, inner-

halb dessen Beratung und weitere Maßnahmen erst wirksam werden 

können, wobei Beratung und Maßnahmen die größere Bedeutung zu-

kommt; es wird insgesamt als anpassungs- bzw. ausbaubedürftig ange-

sehen, insbesondere beim Thema Sperrfristen der Wirtschaftsdünger-

ausbringung (DüV), Nährstoffimporte (aus den Niederlanden), ggf auch 

im Baurecht (Fristvorgaben für Lagerhaltung von Gülle); als notwendig 

bzw. sinnvoll werden weiterhin die Schaffung bzw. Umsetzung von 

Sanktionsmöglichkeiten bei Zuwiderhandlungen sowie potenziell strin-

gentere, aber von der Beratung losgelöste Kontrollen gesehen; ggf. ist 

zu prüfen inwieweit die Umsetzung von WRRL-Maßnahmen in den 

Cross-Compliance-Prozess eingebaut werden können; allerdings werde 

hierdurch auch das Prinzip der „Freiwilligkeit“ zur Teilnahme an WRRL-

Maßnahmen unterlaufen und könne daher auch zu Blockadehaltungen 

in der Landwirtschaft führen; 

• Gruppe Wasserwirtschaft: sieht ordnungsrechtlichen Rahmen ebenfalls 

von zentraler Bedeutung für die erfolgreiche Umsetzung von WRRL-

Beratung und weiteren Maßnahmen; aber landwirtschaftliches Fach-

recht wird als zu schwerfällig, lückenhaft und mit zu vielen Interpretati-

onsspielräumen wahrgenommen; notwendige Anpassungen bestehen 

bei der Düngeverordnung (erweiterte Sperrfristen für die Ausbringung 

von Wirtschaftsdüngern und den max. über Wirtschaftsdünger auszu-

bringenden N-Mengen unter Einbeziehung der Gärreste), Wirtschafts-

düngerimporten (aus den Niederlanden), Randstreifenregelungen, dem 

EEG (Unterbindung einer Lenkungswirkung in bereits intensiv landwirt-

schaftlich genutzte Gebiete…); Eingriffs- und Vollzugsmöglichkeiten in 

das landwirtschaftliche Produktionsgeschehen werden außerhalb des 
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landwirtschaftlichen Fachrechtes auch im Baurecht (Lagerzeiträume für 

Gülle), BImschG, ggfs. auch durch Nutzung von Spielräumen auf Reg.-

Bez.-Ebene (Regionalpläne, LEP`s etc.) gesehen; Einbindung von 

WRRL-Maßnahmen in CC-Prozess wird als Potenzial gesehen; grund-

sätzlich wird eine intensivere Kontrolle des landwirtschaftlichen Fach-

rechtes gewünscht mit deutlicheren Sanktionierungsmöglichkeiten, teil-

weise wird hier die Ambivalenz der Aufgabenverteilung der LWK (ho-

heitliche Aufgaben und Aufgaben der landwirtschaftlichen Selbstverwal-

tung) als ein Reibungspunkt gesehen; grundsätzlich könnten ordnungs-

rechtliche Kontrollen auch bei anderen Vollzugsbehörden oberhalb der 

Kreisebene angesiedelt werden. 

Themenblock Effizienzkontrolle: 

• Gruppe Landwirtschaft: Es werden mehr Ressourcen zur Erfassung von 

Erfolgsparametern, z. B. auf Modellbetriebsebene gewünscht. 

• Gruppe Wasserwirtschaft: Eine stringentere und großräumige (landes-

weite) Effizienzkontrolle wird als notwendig erachtet, ebenso wie eine 

intensivere Erfassung, Auswertung und transparentere Vermittlung der 

Erfolgsparameter an Aufsichtsbehörden; bemängelt werden die daten-

schutzrechtlichen Einschränkungen, die häufig geltend gemacht wer-

den. 

Themenblock Maßnahmen: 

• Gruppe Landwirtschaft: gewünscht werden mehr (finanzielle) Ressour-

cen für Beratung und Maßnahmen, die Einführung von Modellbetrieben, 

Demonstrations- und Versuchsvorhaben sowie eine Flexibilisierung der 

Fördermaßnahmen (v. a. zur Förderung des Zwischenfruchtanbaus, 

insbesondere im Hinblick auf den 5-jährigen Verpflichtungszeitraum, der 

vielen Betriebe zu starr sei, um diese Fördermaßnahme in Anspruch zu 

nehmen ). 

• Gruppe Wasserwirtschaft: wünscht ebenfalls mehr und flexiblere AUM, 

die Einrichtung einer landesweiten Nährstoffbörse, die Förderung der 

Lagerhaltung von Wirtschaftsdüngern, die Einrichtung von Modellbetrie-

ben, mehr Beratungskapazitäten sowie ggf. Einrichtung gebietsscharfer 

„WRRL-Kooperationen“ (z. B. auf Basis der „wassersensiblen Gebiete“). 
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Themenblock Finanzierung: 

• Gruppe Landwirtschaft: vereinzelt wird eine zurückhaltende Finanzie-

rung von Förderprogrammen als vorteilhaft angesehen, um ein originä-

res Engagement auf Betriebsebene zu fördern;  

• Gruppe Wasserwirtschaft: eine Aufstockung der derzeitig vorhandenen 

Mittel im Bereich „Grundwasser“ mit Blick auf die Verhältnisse im Auf-

gabenbereich „Gewässermorphologie“ ist zu prüfen ebenso wie die in-

tensivere Nutzung von AUM mit EU-Finanzierung; geprüft werden sollte 

weiterhin die Finanzierung von WRRL-Aufgaben aus der Abwasserab-

gabe und/oder eine Beteiligung der Landwirtschaft an der Aufgabenfi-

nanzierung. 

Themenblock Zielerreichung: 

• Gruppe Landwirtschaft: Insgesamt wird eine vollständige Zielerreichung 

skeptisch bewertet, insbesondere in Intensivgebieten , zu erreichen sei-

en aber Verbesserungen der Grundwasserqualität, zumindest aber ihre 

weitere Verschlechterung; die Einschätzung der Landwirtschaftsverbän-

de ist hier optimistischer;  

• Gruppe Wasserwirtschaft: bewertet die Möglichkeiten der Zielerreichung 

grundsätzlich wie die „Gruppe Landwirtschaft“, hat aber Sorgen, dass 

das Verschlechterungsverbot für derzeit noch in gutem Zustand befind-

liche Grundwasserkörper nicht überall eingehalten werden kann. 

4.4 Ansatzpunkte zur Flankierung der WRRL-Beratung 

Die bisherigen Ergebnisse zur Evaluierung der WRRL-Beratung in NRW haben ge-

zeigt, dass die von der Beratung betroffenen oder mit ihrer Umsetzung befassten Ak-

teursgruppen das Beratungssystem als grundsätzlich zielorientiert betrachten und 

unter Berücksichtigung der aktuellen Rahmenbedingungen auch als angemessen 

umgesetzt. Eine zusammenfassende Bewertung des Beratungskonzeptes und den 

sich aus den Evaluationsergebnissen ableitenden Potenzialen und Möglichkeiten sei-

ner Entwicklung und Ausgestaltung findet sich in Kap. 5. Deutlich wurde in den bishe-

rigen Evaluationsergebnissen aber auch, dass landwirtschaftliche Beratung im Allge-

meinen und die WRRL-Beratung im Besonderen sowohl in ihrem Konzept, in ihrer 

Umsetzung als auch ihrer Effizienz maßgeblich von ihren Rahmenbedingungen ge-

prägt wird. Mit Bezug auf die bisherige WRRL-Beratung sind hier insbesondere die 
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Ausgestaltung des landwirtschaftlichen und ordnungsrechtlichen Fachrechtes zu nen-

nen sowie die finanziellen Ressourcen, die sowohl die personelle Beratungsdichte als 

auch den Umfang von Maßnahmen zur Förderung einer gewässerschonenden Land-

bewirtschaftung inklusive ihrer Effizienzkontrolle ermöglichen ,. Wie diese Rahmenbe-

dingungen weiter ausgestaltet werden können, damit sie die Beratung noch wirkungs-

voller flankieren können, ist Gegenstand dieses Kapitels. Dass dabei das Ordnungs-

recht, geeignete Fördermaßnahmen und Möglichkeiten ihrer Finanzierung die maß-

geblichen hier anzusprechenden Rahmenbedingungen sind, haben sowohl die Exper-

tengespräche, die Ländervergleiche als auch die Diskussionen in der Fachöffentlich-

keit wie z.B. im DVGW ergeben. 

4.4.1 Ordnungsrechtliche Aspekte zur Umsetzung der WRRL  

Unter Berücksichtigung der in den vorhergehenden Kapiteln formulierten Ausführun-

gen stellt sich die Frage, wie und in welcher Form der Rahmen ausgestaltet werden 

soll, innerhalb dessen die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie im vorgegebenen Zeitraum 

erreicht werden können. In Art. 11 der WRRL wird bei den einzuleitenden Maßnah-

menprogrammen unterschieden zwischen „grundlegenden“ und „ergänzenden“ Maß-

nahmen. Zu den grundlegenden Maßnahmen gehören insbesondere die ordnungs-

rechtlichen Ge- und Verbote im landwirtschaftlichen und wasserwirtschaftlichen Fach-

recht, deren Einhaltung bzw. Umsetzung die Basis zur Erreichung der gesteckten 

WRRL-Ziele darstellt (Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Union 

2000).  

Die Ergebnisse aus den geführten Experteninterviews (siehe auch Kap. 4.3) haben 

bestätigt, dass alle befragten Expertengruppen das Ordnungsrecht als wesentlichen 

Rahmen zur Umsetzung erfolgreicher Beratungsleistungen bewerten, fallweise aber 

auch Defizite oder Unschärfen im Fachrecht sehen, die einer Überarbeitung bedürfen. 

Einen Überblick über die vielfältige Regelungs- und Verordnungsdichte rechtlicher 

Rahmenbedingungen, die Einfluss auf das landwirtschaftliche Produktionsgeschehen 

nehmen, ist in Abbildung 27 dargestellt, während Abbildung 28 in Abhängigkeit von 

den Zielbereichen der WRRL eine weitere Differenzierung der verfügbaren umwelt-, 

agrar- und energiepolitischen Instrumente vornimmt.  
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Abbildung 27: Umwelt-, agrar- und energiepolitsche Instrumente mit Wirkung auf 
die landwirtschaftliche Flächennutzung (Osterburg 2 009) 

Zielbereich Instrumente

Stickstoff

Düngeverordnung, Cross Compliance, Wassergesetze, Agrarumweltmaßnahmen 

(incl. "Vertrags-Wasserschutz"), investive Förderung, (Güllelager, 

Aubringungstechnik, Ausgleichszahlungen in Wasserschutzgebieten, Beratung

Phosphat / 

Sedimenteinträge

(Düngeverordnung), Cross Compliance, Bodenschutzgesetz, 

Agrarumweltmaßnahmen, Beratung

Pflanzenschutzmittel
Pflanzenschutzmittelzulassung, Pflanzenschutzmittelgesetz, investive Förderung 

(abdriftarme Düsentechnik), Beratung

Uferrandstreifen / 

Gewässerrenaturierung

Abstandsauflagen (Düngeverordnung, Pflanzenschutzgesetz, 

Landeswassergesetze), Cross Compliance, Agrarumwetlmaßnahmen 

(Randstreifen), Landkauf und Flurneuordnung, Beratung  

Abbildung 28 Zielbereiche der WRRL und Rechtsinstru mente (nach Osterburg 
2009) 

Im Folgenden werden die in den Experteninterviews genannten Aspekte und Anregun-

gen zur Überarbeitung bzw. Anpassung des fachrechtlichen Rahmens aufgegriffen 

und in den wesentlichen Punkten konkretisiert. Betont werden soll allerdings an dieser 

Stelle, dass die nachfolgenden Vorschläge zur Anpassung des Ordnungsrechtes we-

der zu den einzelnen angesprochenen Aspekten noch in ihrer detaillierteren ggf. mit 

exakten Daten versehenen Ausgestaltung in der Gänze die Meinung aller interviewten 

Expertengruppen wiedergeben. Vielmehr werden hier lediglich Anregungen aus den 

Experteninterviews aufgegriffen und als Vorschlag für die weitere Vorgehensweise um 

Forderungen wasserwirtschaftlicher Interessengruppen, insbesondere des DVGW, 

ergänzt und konkretisiert.  
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� Düngeverordnung 

Beim Zielbereich Stickstoff, der vor allem im WRRL-Aufgabenbereich Grundwasser 

den thematischen Schwerpunkt darstellt, ist insbesondere die Düngeverordnung eines 

der zentralen ordnungsrechtlichen Instrumente zur Definition der guten landwirtschaft-

lichen fachlichen Praxis. U. a. im Zusammenhang mit der Umsetzung der WRRL wird 

auch von der Wasserwirtschaft Anpassungsbedarf von Teilen der DüV gesehen. Die 

nachfolgend aufgelisteten Punkte orientieren sich daher an den grundsätzlichen An-

merkungen der interviewten Expertengruppe.  

• Berücksichtigung von Gärresten aus der Biogasproduktion bei der Definition von 

Wirtschaftsdüngern;  

• Neuausrichtung der Höchstmengenregelung zur Ausbringung von N-Mengen 

über Wirtschaftsdünger tierischer und organischer Herkunft (max. 120 (Acker) 

bzw. 170 (Grünland) kg N/ha mind. für Wassereinzugsgebiete sowie Gebiete, in 

denen nach WHG und WRRL Maßnahmen zur Erreichung des guten chemi-

schen Zustands von Grundwasserkörpern erforderlich sind);; 

• Sperrfristveränderung für die Ausbringung von Wirtschaftsdüngern (keine Aus-

bringung nach Ernte der Hauptfrucht bis 28. 2. des Folgejahres bzw. auf Grün-

land in der Zeit vom 1.10. – 28.2.);  

• Einführung von Hoftorbilanzen als belastbare und aussagekräftige Grundlage 

von Nährstoffvergleichen (……Erstellung eines (Zitat) „betrieblichen Nähr-

stoffvergleichs für Stickstoff und Phosphor für das abgelaufene Düngejahr als 

Hoftorbilanz auf der Grundlage eines Nährstoffvergleiches über die gesamte Be-

triebsfläche …“);  

• Senkung der zulässigen Nährstoffüberschüsse für Stickstoff von 60 auf 40 kg N 

je ha und Jahr für den Durchschnitt der letzten drei Düngejahre; dies sollte ins-

besondere in Gebieten gelten, in denen Maßnahmen zur Reduzierung von Nit-

ratbelastungen in den Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen 

nach WRRL vorgesehen sind;  

• U. a. werden darüber hinaus vom DVGW auch weitere Anpassungen in der 

Düngemittelverordnung (DVGW 2011) bzw. im Düngemittelgesetz gefordert.  

• Ergänzend wurde verschiedentlich in den Experteninterviews eine stringentere 

Kontrolle der Vorgaben der Düngeverordnung (aber auch weiterer Fachrechtsbe-

reiche) gefordert sowie bei Verstößen eine zeitnahe und konsequente Ahndung. 
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Insbesondere die Kontrollaufgaben sind aber weitestgehend auch personell von 

den Beratungsaufgaben zu trennen, um evtl. Zielkonflikte bei den Beratungsauf-

gaben zu vermeiden.  

� Nährstoffimporte  

• Als ein zusätzliches Hindernis bei der Umsetzung der WRRL-Zielvorgaben wurde 

in den Experteninterviews die aktuelle Regelung zum Import von Wirtschafts-

düngern, insbesondere Gülle aus den Niederlanden benannt. Hier kam es insbe-

sondere in 2010 zum Import erheblicher zusätzlicher Nährstofffrachten aus den 

Niederlanden nach Nordrhein-Westfalen, vor allem ins Rheinland, der die Prob-

lematik von Nährstoffüberschüssen in vielen Gebieten verschärfte. Im Vergleich 

zu 2010 sind in 2011 diese importierten Nährstoffmengen zwar deutlich zurück-

gegangen (Schmitz 2012), dennoch besteht hier dringender Bedarf einer auch 

aus wasserwirtschaftlicher Sicht einvernehmlichen Regelung. So bedarf es hier 

u. a. einer Harmonisierung der unterschiedlichen Sperrfristen für die Ausbrin-

gung von Gülle, die in den Niederlanden z. B. ab dem 1.9. eines Jahres beginnt. 

Zumindest hinsichtlich Dokumentation und formalem Antragsverfahren wäre eine 

Rückkehr zu der Verfahrensweise aus dem Jahr 2010 von Vorteil, auf Grund EU-

rechtlicher Bewertungen ist das aber vermutlich ausgeschlossen. Da derzeit eine 

Kontrolle der eingeführten Nährstoffmengen im Sinne einer umfassenden Trans-

parenz bis zum aufnehmenden landwirtschaftlichen Betrieb kaum möglich ist, ist 

u. a. ein Zugriff auf die Exportdaten von Wirtschaftsdüngern aus den Niederlan-

den nach NRW notwendig inkl. der von den niederländischen Behörden erfass-

ten GPS-Daten der anliefernden Transportfahrzeuge. Mittels dieser Daten wäre 

zumindest im Nachgang eine Kontrolle der aufnehmenden Betriebe hinsichtlich 

der angelieferte N-Frachten und ihrer Verwendung möglich und auf diesem Weg 

eine Abstimmung mit den düngerechtlichen Vorgaben, vorausgesetzt es existie-

ren auch die personellen Kapazitäten für eine effiziente Kontrolle. Grundsätzlich 

stellt sich jedoch die Frage, ob insbesondere in den bereits intensiv genutzten 

landwirtschaftlichen Regionen wie dem Niederrhein, dem Münsterland oder auch 

den nordwestlichen und grenznahen Regionen Niedersachsens überhaupt ein 

weiterer Nährstoffbedarf existiert. Der aktuelle geltende ordnungsrechtliche 

Rahmen bzw. weitergehende ordnungsrechtliche Regulierungen – soweit diese 

möglich sind - , sollten grundsätzlich im Hinblick auf eine Minimierung von Nähr-

stoffimporten ausgelegt werden, zumindest für die Regionen, in denen bereits 

ein Nährstoffbilanzüberschuss besteht (siehe z. B. IBG 2011). 
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� JGS-Anlagen-Verordnung 

• U. a. in Folge der vorhergehend vorgeschlagenen Verlängerung von Sperrfristen 

für die Ausbringung von Wirtschaftsdüngern (inkl. Gärresten) bedarf es auch ei-

ner Verlängerung von Lagerkapazitäten für Gärreste und Wirtschaftsdünger von 

sechs auf z. B. neun Monate und der entsprechenden Anpassung in der JGS-

Anlagenverordnung bzw. der VAUwS (Verordnung über Anlagen zum Umgang 

mit wasserwirtschaftlichen Stoffen). Der DVGW beziffert die notwendigen Lager-

kapazitäten für Wirtschaftsdünger in seinem Arbeitsblatt W 104 in Abhängigkeit 

von der Betriebsstruktur mit 6 – 9 Monaten, bei Betrieben mit einem Maisanteil 

von > 70 in der Fruchtfolge auch mit > 9 Monaten.  

� Anpassung der Regelungen im EEG (Erneuerbare-Energi en-Gesetz)  

• Die bisherige Entwicklung des Ausbaus der Energieerzeugung aus regenerativen 

Energien hat zu einem sprunghaften Anstieg der Zahl von Biogasanlagen ge-

führt. Auf Grund der Ausführungen des EEG zum jeweiligen Zeitpunkt ist es zu 

einer Lenkungswirkung von Biogasanlagen insbesondere in Bereiche gekom-

men, die bereits intensiv landwirtschaftlich genutzt werden und hohe Viehbe-

satzdichten aufweisen (z. B. Münsterland oder die nordwestlichen Bereiche Nie-

dersachsens.) U. a. durch die Flächeninanspruchnahme für den Energiepflan-

zenbau und einer Ausweitung des (Energie-)Maisanbaus kam es in diesen Regi-

onen zu einer weiteren Intensivierung der Flächennutzung und durch die entste-

hende Flächenverknappung zu Grünlandumbrüchen in teilweise erheblichem 

Umfang. Mit der Novellierung des EEG in seiner ab dem 1.1.2012 geltenden 

Fassung bzw. der nordrhein-westfälischen Dauergrünlanderhaltungsverordnung 

vom 12.11.2011 hat der Gesetzgeber hierauf reagiert. Es ist jedoch fraglich, ob 

diese Anpassungen ausreichen, um die aktuellen Entwicklungen wirksam zu 

bremsen. 

• Die Ausnahmegenehmigungen zum Grünlandumbruchverbot, insbesondere die 

Formulierungen des § 2 Abs. 1 mit den Ersatzregelungen zur Neuanlage von 

Dauergrünland im selben Naturraum, garantieren jedoch nur den Flächenanteil 

von Dauergrünland im jeweiligen Naturraum, stellen jedoch im Hinblick auf den 

Nährstoffaustrag ins Grundwasser keine angemessene Kompensation dar. Ein 

Grünlandumbruch z. B. im Einzugsbereich von Grundwasserkörpern in nicht gu-

tem chemischen Zustand (mit Neuanlage in unkritischen Bereichen) ist auch 

derzeit noch möglich und sollte unterbunden werden. 
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• In der aktuellen Fassung des EEG wurden die Vergütungsbedingungen dahin-

gehend geändert, dass der Vergärung von Gülle bereits ein höherer Stellenwert 

eingeräumt bzw. der Maisanteil am Gärsubstrat unter bestimmten Vergütungs-

bedingungen eingegrenzt wurde. Es ist jedoch fraglich, ob die formulierten Be-

dingungen (sei es über die Höhe der festgeschriebenen Vergütungssätze, die 

Dimensionierung des Mindestanteils von Gülle oder des Maximalanteils von Mais 

am Gärsubstrat) tatsächlich das aus wasserwirtschaftlicher Sicht wünschenswer-

te Ziel einer Lenkungswirkung auf den Zubau weiterer Biogasanlagen aus den 

derzeitigen wasserwirtschaftlichen Risikogebieten heraus in landwirtschaftlich 

bzw. wasserwirtschaftlich unkritische Bereiche erreichen oder Vorgaben des 

EEG und flankierender Rechtsbereiche (Baurecht, DüV) weiter anzupassen sind. 

4.4.2 Finanzierung 

Derzeit werden in NRW die eingeleiteten Maßnahmen zur Zielerreichung der WRRL 

überwiegend aus Mitteln des Wasserentnahmenentgelts (WasEG) finanziert, unter-

stützt durch von der EU finanzierte Agrarumweltmaßnahmen (vom Land NRW kofi-

nanziert). 

Insgesamt stehen aus dem Wasserentnahmentgelt in NRW ca. 85 Mio €/a zur Verfü-

gung (Stand 2008, Gaulke 2010). Nach § 9 WasEG werden aus diesem Aufkommen 

nach Abzug der Aufwendungen für den Vollzug des Gesetzes die Aufwendungen für 

die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie gedeckt sowie für Aufgaben der Altlasten-

sanierung und Altlastenaufbereitung zur Verfügung gestellt. Ein eventuell verbleiben-

des Aufkommen steht dem Land NRW zur Verfügung. Da für die Sanierung der gra-

vierenden morphologischen Degradierung der Oberflächengewässer ein Aufwand von 

80 Mio € jährlich bis 2027 benötigt wird, fließt der weit überwiegende Teil des aus dem 

WasEG für WRRL-Maßnahmen zur Verfügung stehenden jährlichen Aufkommens in 

Maßnahmen zur Verbesserung der Morphologie von Oberflächengewässern (bisher 

ca. 50 – 60 Mio €/a), ein vergleichsweise kleiner Teil steht für Maßnahmen zur Ver-

besserung der Grund- und Oberflächenwasserbeschaffenheit zur Verfügung (v. a. ca. 

3 Mio €/a zur Finanzierung der zusätzlichen landwirtschaftlichen Beratung. 

Die Ausführungen in den vorhergehenden Kapiteln haben gezeigt, dass insbesondere 

in den Experteninterviews (siehe Kap. 4.3nahezu von allen Beteiligten die finanzielle 

Ausstattung zur Umsetzung von Maßnahmen nicht für hinreichend gesehen wird, um 

die Ziele der WRRL im vorgesehenen Zeitraum zu erreichen. Mit unterschiedlicher 

Gewichtung wird dabei insbesondere die Notwendigkeit für eine Ausweitung der der-
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zeit verfügbaren Beratungskapazitäten gesehen, für die Einrichtung von Modellbetrie-

ben als auch für eine Ausweitung des Spektrums von die WRRL-Ziele unterstützenden 

Agrarumweltmaßnahmen (AUM). Im Folgenden werden daher alternative Möglichkei-

ten zur Finanzierung der WRRL-Maßnahmen bzw. der Ausweitung des derzeit verfüg-

baren Finanzvolumes skizziert. 

� Wasserentnahmeentgelt 

• Da die WRRL-Maßnahmen auch derzeit bereits über das Wasserentnahmeent-

gelts finanziert werden, wäre eine der zumindest theoretisch einfachsten Maß-

nahmen eine Anpassung des Wasserentnahmeentgelts, um die verfügbaren Fi-

nanzmittel zu erhöhen. Grundsätzlich könnte eine Erhöhung des Wasserent-

nahmeentgeltes hier sowohl über eine Erhöhung der derzeit festgesetzten Be-

träge pro m3 entnommenen Wassers erfolgen als auch über eine Einschränkung 

der Wassernutzungstatbestände, für die nach § 1 Abs. 2 WasEG kein Wasser-

entnahmeentgelt erhoben wird. Während z. B. in NRW je nach Nutzung derzeit 

3,5 bis 4,5 Ct/m3 erhoben werden, liegen diese Beträge in anderen Bundeslän-

dern tw. zumindest leicht höher bis zu 31 Ct/m3 für Grundwasserentnahmen in 

Berlin. Während Wassernutzungen zur Grundwasserabsenkung und/oder zur 

Wasserhaltung in NRW von einem Wasserentnahmeentgelt befreit werden kön-

nen, werden hierfür in der Mehrzahl der anderen Bundesländer mit Wasserent-

nahmeentgeltgesetzen durchaus Nutzungsentgelte erhoben. In absoluten Beträ-

gen hat NRW gemeinsam mit Baden-Württemberg bereits jetzt das bundesweit 

höchste Aufkommen an Wasserentnahmeentgelten, so dass sich hinsichtlich ei-

ner Änderung des Wasserentnahmeentgeltgesetzes sowohl die Frage nach dem 

politischen Willen als auch die Frage zur politischen Durchsetzbarkeit stellt.  

• Alternativ bzw. ergänzend zu einer Erhöhung der Wasserentnahmeentgeltsätze 

ist auch eine andere Gewichtung der Verteilung des Aufkommens denkbar. Der-

zeit fließt der überwiegende Teil des für WRRL-Aufgaben verfügbaren WasEG-

Aufkommens in Maßnahmen zur Verbesserung gewässer-morphologischer Cha-

rakteristika oder des ökologischen Potenzials von Oberflächengewässern. Für 

WRRL-Aufgaben, die im weitesten Sinne Gewässerbelastungen durch landwirt-

schaftliche Flächennutzungen reduzieren sollen (insbesondere im Grundwasser, 

aber auch in Oberflächengewässern) stehen derzeit im Wesentlichen die 3 Mio 

€/a für die zusätzliche landwirtschaftliche Beratung zur Verfügung. Hier wäre ei-

ne veränderte Verteilung der Gelder zugunsten eines Ausbaus der landwirt-

schaftlichen Beratung, der Einrichtung von Modellbetrieben oder umfangreiche-
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rer Fördermaßnahmen für gewässerverträgliche Flächennutzungsverfahren 

denkbar. Allerdings ist dabei grundsätzlich auch zu berücksichtigen, dass ein er-

heblicher Teil des durch Wasserversorger abgeführten WasEG-Aufkommens für 

gemeinsam mit der Landwirtschaft vereinbarte Kooperationsmaßnahmen mit 

dem WasEG zu verrechnen ist und die derart finanzierten Kooperationsleistun-

gen auch der Umsetzung der WRRL dienen. Darüber hinaus müssten dann die 

für die Erreichung des guten ökologischen Zustands bzw. des guten ökologi-

schen Potenzials erforderlichen Kosten für morphologische Verbesserungen z. 

B. über Umlagen o. ä. zumindest teilfinanziert werden, da eine Förderung von bis 

zu 80 % bei einer Kürzung der Mittel aus dem WasEG-Aufkommen nicht mehr 

sichergestellt werden kann. 

� Abwasserabgabe 

• Von den im Rahmen dieser Studie betrachteten Vergleichsmodellen anderer 

Bundesländer zur Umsetzung der WRRL finanzieren diese die eingeleiteten 

Maßnahmen zumindest teilweise auch aus Mitteln der Abwasserabgabe (Hes-

sen, Niedersachsen). Zumindest im Hinblick auf die im § 13 des Abwasserabga-

bengesetzes formulierten Absätze zur Verwendung des erhobenen Aufkommens 

(Bundesminister der Justiz 2010) scheint also eine Finanzierung von WRRL-

Aufgaben bzw. –Maßnahmen möglich zu sein.  

 

� Agrarumweltmaßnahmen (AUM) 

• In NRW werden derzeit eine Reihe von Agrarumweltmaßnahmen (AUM) angebo-

ten, von denen zumindest tw. ein unmittelbarer Einfluss auf die Zielsetzung der 

WRRL zu erwarten ist (siehe auch Kap. 3.1.3). Während die meisten Maßnah-

men grundsätzlich flächendeckend angeboten werden, ist insbesondere für die 

AUM Zwischenfruchtanbau eine direkte Bindung an die WRRL-Zielkulisse gege-

ben. Grundsätzlich werden die AUM nach den Rahmenbedingungen der der 

ELER-Verordnung (Rat der EU 2005) in den alten Bundesländern mit 50 % kofi-

nanziert und der verbleibende Anteil kann zu 60 % über Bundesmittel aus der 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-

zes“ (GAK) abgedeckt werden (Thomas et al. 2004). Die verbleibenden 20 % der 

Maßnahmenkosten sind dann aus Mitteln des jeweiligen Bundeslandes zu de-

cken. Eine Sichtung der in den einzelnen Bundesländern angebotenen AUM 

(Thomas et al. 2009) zeigte, dass hier grundsätzlich eine Reihe von Maßnahmen 
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verfügbar ist, die mit einer vergleichsweise hohen Fremdförderung durch EU und 

Bund auch in NRW bei der Zielerreichung der WRRL unterstützend wirken kön-

nen. Fraglich ist jedoch, ob die jeweiligen Fördersätze hinreichend sind, um ge-

rade in den kritischen Zielgebieten der WRRL, bei denen es sich regelmäßig um 

landwirtschaftlich intensiv genutzte Bereiche handelt, die notwendige Umset-

zungsakzeptanz bei der Landwirtschaft zu erzielen.  

� Anteilige Finanzierung durch Verursacher 

• In ihrem Gutachten zur Entwicklung einer umfassenden Wassernutzungsabgabe 

äußern sich Gawel et al. (2011) hinsichtlich der ursächlichen Verantwortung der 

Landwirtschaft für Stoffeinträge in die Gewässer und den Möglichkeiten die 

Landwirtschaft an den Kosten zur Minimierung oder Beseitigung dieser Schäden 

zu beurteilen wie folgt: „Die Landwirtschaft ist als Ganzes gemäß dem allgemei-

nen Verursacherprinzip eine verantwortliche Verursachergruppe für die diffusen 

Stoffeinträge in Gewässer. Der deutsche Gesetzgeber kann daher frei entschei-

den, ob er Dünge- und Pflanzenschutzmittelabgaben allein zur Deckung der Kos-

ten der Wasserdienstleistungen einführt oder diese als allgemeine Verursacher-

abgaben konzipiert……Bei der Entscheidung sind sowohl Praktikabilitätserwä-

gungen und Lenkungsgesichtspunkte als auch das Zusammenspiel mit dem be-

stehenden System ordnungs- und planungsrechtlicher Anforderungen an den 

Dünge- und Pflanzenschutzmitteleinsatz zu berücksichtigen.“ Im Folgenden wer-

den die Möglichkeiten fiskalischer Maßnahmen zur Unterstützung ordnungsrecht-

licher Regelungen beschrieben und eine Reihe von Möglichkeiten zur Ausgestal-

tung von und Anforderungen an Dünge- und Pflanzenschutzmittelabgaben disku-

tiert.  Abschließend kommen die Autoren zu der Bewertung: „Insgesamt können 

Abgaben auf Dünge- und Pflanzenschutzmittel helfen, den Einsatz der Mittel 

auch unterhalb der ordnungsrechtlichen Beschränkungen zu reduzieren und die 

Kosten für die Gewässerbelastung den Verursachern zuzuweisen.“ (Gawel et al. 

2011). 

4.4.3 Fördermaßnahmen 

Neben der Art und Weise ihrer Finanzierung bedarf es bei der Etablierung von weite-

ren Fördermaßnahmen insbesondere einer Selektion des grundsätzlich zur Verfügung 

stehenden Maßnahmenspektrums im Hinblick auf ihr Potenzial, die Zielerreichung der 

WRRL in angemessener Weise zu unterstützen. Hierzu hat einerseits die LWK NRW 

(2011) für die perspektivische Fortsetzung der WRRL-Beratung bereits Vorschläge 
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entwickelt (siehe auch Kap. 3.1.3). Ein umfassender Überblick zur Darstellung und 

Analyse der Entwicklung von Maßnahmen in den Agrarumwelt- und Naturschutzpro-

gramme in Deutschland findet sich u. a. auch in Thomas et al. (2009). Sofern die fi-

nanziellen Ressourcen zur Erweiterung eines AUM-Angebotes zur Verfügung stehen, 

bedarf es neben der Auswahl geeigneter Instrumente für die WRRL-spezifischen Prob-

lembereiche (Grundwasser: Nitrat, PBSM; Oberflächenwasser: Erosion, Phosphat, 

PBSM) weiterhin auch einer Entscheidung, ob die ausgewählten Fördermaßnahmen 

flächendeckend oder nur für räumliche Teilbereiche angeboten werden. So bietet es 

sich z. B. innerhalb des in Kap. 5.3 beschriebenen Szenarios „Umbau“ zur Weiterfüh-

rung der WRRL-Beratung in NRW an, eine auf die individuellen und vorab für das 

jeweilige Projektgebiet identifizierten Problempotenziale zugeschnittenes Spektrum 

von Fördermaßnahmen anzubieten. 

4.4.4 Modellbetriebe 

Bereits die Entwicklung der aktuellen Struktur der in NRW umgesetzten landwirtschaft-

lichen WRRL-Beratung sah v. a. auf der Ebene der Regionalberatung die Einrichtung 

bzw. Ausweisung von „Modellbetrieben“ vor, von denen als regionale Anlaufstellen ein 

Demonstrations- und Ausstrahlungscharakter erwartet wurde (Frotscher-Hoof 2010). 

Entsprechend einer „Projektskizze Modellbetriebe Wasserrahmenrichtlinie“ der LWK 

NRW (Dunajtschik 2011b) sollten in den Beratungsregionen NRW`s insgesamt 16 

Modellbetriebe ausgewiesen werden, die die wesentlichen Betriebstypen bzw. Bewirt-

schaftungsformen in den WRRL-Zielkulissen repräsentieren. Neben der Erprobung, 

Etablierung und Demonstration von wasserschonenden Bewirtschaftungsverfahren 

sollten in diesen Modellbetrieben u. a. auch die Beratungsansätze und –methoden 

überprüft und weiterentwickelt, die Einführung und Demonstration von AUM geprüft, 

ökonomische Analysen und Effizienzbewertungen durchgeführt werden.  

Die tatsächliche Beauftragung zur Einrichtung von Modellbetrieben durch das Land 

NRW erfolgte bisher aber noch nicht. 

Der grundsätzliche Ansatz zur Etablierung von Modellbetrieben zur Nutzung von De-

monstrations- und Multiplikatoreffekten wird auch in den WRRL-Beratungsmodellen 

anderer Bundesländer verfolgt, jedoch zumindest teilweise mit anderen Schwerpunk-

ten in der inhaltlichen Umsetzung. So ist es z. B. in Niedersachsen das Ziel in den 

einzelnen Beratungsgebieten insgesamt 160 Modellbetriebe einzurichten, von denen 

zum Stand 10/2011 bereits 152 ausgewiesen waren (Berger 2011). So fokussiert sich 

die Intensivberatung, wie sie in NRW praktiziert wird, in Niedersachsen insbesondere 
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auf diese Modellbetriebe, unterstützt u. a. durch die Einführung von AUM auf diesen 

Betrieben oder teilweise auch die Einrichtung von Demonstrations- und Feldversuchen. 

Die auf diesen Modellbetrieben erarbeiteten Erkenntnisse und Erfahrungen dienen als 

Datenbasis für abzuleitende Grundwasserschutzempfehlungen. Die Vermittlung dieser 

Erkenntnisse an andere landwirtschaftliche Betriebe soll insbesondere über die Multi-

plikatorfunktion der Modellbetriebe z. B. durch Feldbegehungen und Gruppenberatun-

gen erfolgen.  

Die grundsätzliche Zielrichtung der Modellbetriebe in Niedersachsen ist somit ver-

gleichbar der in NRW angestrebten. Das tatsächliche Aufgabenspektrum der nieder-

sächsischen Modellbetriebe ist im Vergleich zu den in NRW geplanten Aufgaben weni-

ger tief geschichtet, dafür ist die Zahl der Modellbetriebe deutlich größer.  

Es ist davon auszugehen, dass der Demonstrations- und Ausstrahlcharakter der Mo-

dellbetriebe auf andere landwirtschaftliche Betriebe in hohem Maße eine Funktion der 

räumlichen Entfernung ist. Für die Weiterführung der WRRL-Beratung in NRW emp-

fiehlt sich daher im Vergleich zu den bisher geplanten 16 eine deutlich höhere Anzahl 

von Modellbetrieben, die in erreichbarer Entfernung als Anlaufstellen zur Verfügung 

stehen und so auch tatsächlich ihren Ausstrahl- und Demonstrationscharakter entfal-

ten können. Eine erhöhte Anzahl vom Modellbetrieben wird allerdings zu Lasten der 

geplanten Aufgabenvielfalt dieser Betriebe gehen, wie sie in der „Projektskizze Modell-

betriebe Wasserrahmenrichtlinie“ der LWK NRW (Dunajtschik 2011b) vorgeschlagen 

wurden, so dass dieses Konzept einer Anpassung bedarf, die wie folgt aussehen 

könnte: 

• In jede der in Kap. 5.3 vorgeschlagenen gebietsscharfen WRRL-Kooperationen 

wird in Abhängigkeit von deren Anzahl und Größe eine noch zu definierende An-

zahl von Modellbetrieben ausgewiesen. 

• Die Intensivberatung, wie sie in der derzeitigen Struktur der WRRL-Beratung in 

NRW umgesetzt wird, wird erweitert auf diese Modellbetriebe. Gewässerschutz-

relevante betriebliche Schwachstellen werden identifiziert und pflanzenbauliche 

Optimierungspotenziale mit Unterstützung durch die Beratung realisiert. 

• Ausgewählte Aufgaben des in der vorliegenden „Projektskizze Modellbetriebe 

Wasserrahmenrichtlinie“ der LWK NRW skizzierten Aufgabenspektrum werden 

auf ausgewählten Modellbetrieben bzw. in das weitere landwirtschaftliche Ver-

suchswesen der LWK NRW integriert. Die hier erarbeiteten Erkenntnisse und 

Ergebnisse fließen in die Intensivberatung der weiteren Modellbetriebe ein. 
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• Der einzelne Modellbetrieb dient insbesondere als Demonstrationsbetrieb für die 

identifizierten Optimierungspotenziale und ihrer Umsetzung in die landwirtschaft-

liche Praxis und ist für die weiteren Mitgliedsbetriebe der Kooperation regionale 

Anlaufstelle und Treffpunkt für Gruppenberatungen, Feldbegehungen usw. 

• Zur Demonstration und Vermittlung der Wirksamkeit und Umsetzbarkeit gewäs-

ser- und ressourcenschonender Maßnahmen werden diese auf den Modellbe-

trieben hinsichtlich ihrer Effizienz überprüft. 

4.4.5 Effizienzbewertung 

Wesentliches Element bei der Erreichung der WRRL-Ziele ist die kontinuierliche Über-

prüfung, Kontrolle und Dokumentation zur Entwicklung der Gewässerbeschaffenheit in 

den WRRL-Zielkulissen. Je nach standörtlichen, bodenkundlichen und hydrogeologi-

schen Bedingungen und den daraus resultierenden Versickerungs- und Fließzeiten, 

machen sich auf dieser Kontrollebene die Effekte eingeleiteter Maßnahmen v. a. im 

Grundwasser aber nur mit einem mehr oder weniger großen Zeitverzug bemerkbar.  

Es bedarf daher der Einführung eines Kontrollsystems, mit dem die Effizienz und 

Wirksamkeit des umgesetzten landwirtschaftlichen Beratungskonzeptes bzw. der auf 

betrieblicher Ebene eingeleiteten Maßnahmen zur Reduzierung von Stoffeinträgen in 

die Gewässer auf einer deutlich kürzeren zeitlichen Skalenebene erfasst werden kön-

nen. 

Für die Durchführung dieser Effizienzkontrollen, den Parametern, die zu erfassen sind, 

und den Mess- bzw. Erhebungsverfahren, die zur Verfügung stehen, liegt ein Konzept-

papier vor, das von Vertretern verschiedener an der WRRL-Umsetzung in NRW betei-

ligter Akteursgruppen entwickelt wurde (Apel et al. 2011) und sich u. a. an den Erfah-

rungen aus den Trinkwasserschutzkooperationen sowie dem ATV-DVWK-Arbeitsblatt 

„Möglichkeiten zur Effizienzkontrolle von Maßnahmen zur grundwasserschonenden 

Bodennutzung am Beispiel des Stickstoffs“ (ATV-DVWK 2004) orientiert.  

Die hier vorgeschlagenen Methoden und Verfahren zur Effizienzkontrolle sind in der 

Praxis vielfach und erfolgreich eingeführt und brauchen daher nicht weiter kommentiert 

zu werden.  

Im Hinblick auf die Einführung von Effizienzkontrollen auf den Modellbetrieben orien-

tiert sich dieses Konzeptpapier an der in Kap. 4.4.4 zitierten Projektskizze „Modellbe-

triebe“ der Landwirtschaftskammer NRW (Dunajtschik 2011b), d. h. es geht hier auch 

noch von einer Zahl von 16 Modellbetrieben aus. Bei einer deutlichen Erweiterung des 
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Netzes von Modellbetrieben lassen sich aufwendigere Messmethoden zur Erfassung 

von Stoffeinträgen in die Gewässer bzw. zur Effizienzbewertung eingeleiteter Maß-

nahmen jedoch sicher nur auf einer sehr begrenzten Anzahl von Betrieben durchfüh-

ren. Für eine flächendeckende Effizienzbewertung der Arbeit der Modellbetriebe bieten 

sich daher insbesondere Mess- und Erhebungsverfahren wie die Nährstoffbilanzierung 

und Nmin-Tiefenprofile, mit geringerer Aussagekraft auch Nmin-Messungen in der 

Wurzelzone an.  

  



  
  

101 
 

5 Zusammenfassung der Evaluationsergebnisse 

Im Folgenden werden die wesentlichen Ergebnisse bzw. Erkenntnisse aus den ver-

schiedenen Evaluationsebenen, wie sie in den vorhergehenden Kapiteln beschrieben 

wurden, zusammengefasst. Vorschläge zu flankierenden Maßnahmen für die weitere 

Entwicklung der landwirtschaftlichen WRRL-Beratung in NRW (Kap. 5.2 u. 5.3) wurden 

bereits in Kap. 4.4 formuliert. 

Eine zusammenfassende Betrachtung der in den ausgewählten Bundesländern umge-

setzten bzw. angebotenen WRRL-Beratungsmodelle erfolgte bereits in Kap. 3.2.5, auf 

das an dieser Stelle verwiesen wird.  

� Vergleich von Kooperations- und WRRL-Beratung 

• Die Beratungsstrukturen innerhalb dieser beiden Beratungsmodelle sind weitge-

hend vergleichbar ebenso wie die Qualifikation und Motivation der Berater bzw. 

die verwendeten Beratungsmethoden und -instrumente.  

• Wesentliche Unterschiede ergeben sich insbesondere dort, wo der verfügbare 

finanzielle Rahmen die Ausprägung der Beratungsressourcen beeinflusst. Trink-

wasserschutzkooperationen sind hier in aller Regel sowohl hinsichtlich der per-

sonellen Kapazitäten für die Beratung als auch der finanziellen Ressourcen für 

weitergehende Maßnahmen deutlich besser ausgestattet.  

• Ein als wesentlich erachteter Unterschied liegt weiterhin darin, das Trinkwasser-

schutzkooperationen räumlich und organisatorisch scharf abgegrenzte Gebilde 

mit eigener Satzung, expliziter Mitgliedschaft der betroffenen Landwirte und 

standortbezogenen Arbeitsprogrammen und Problemlösungsstrategien sind. 

Durch diese strukturelle Organisation kann sich bei den individuellen Mitgliedern 

ein höheres Maß an Identifikation mit den satzungsgemäßen Zielen der Koope-

ration und damit ein höheres Maß an Verantwortung für die Gewässerqualität im 

Arbeitsbereich der Kooperation entwickeln. Erfahrungen aus den Trinkwasser-

schutzkooperationen zeigen, dass sich daraus sowohl ein zunehmendes Enga-

gement bei den einzelnen Mitgliedern ableitet ebenso wie ein gewisser Gruppen-

druck auf Berufskollegen innerhalb und außerhalb der Kooperation zur Reduzie-

rung von Gewässergefährdungspotenzialen. Die Kooperation als Ganzes oder 

einzelne Mitglieder können darüber hinaus auch als  Multiplikatoren von Erfah-

rungen gewässerschonender Bewirtschaftungsverfahren dienen. Nicht zuletzt ist 



  
  

102 
 

die Kooperation bei bekannten Gewässergüteproblemen auch nach außen hin 

als verantwortlicher Akteur identifizierbar.  

� Vergleich mit Beratungsmethoden in anderen Wirtscha ftsbereichen 

• Der Vergleich mit den bei der Effizienz-Agentur NRW und der Energieagentur 

NRW eingesetzten Beratungsmethoden ergab, dass es hier bei allen erwarteten 

und erheblichen strukturellen Unterschieden der Beratungsobjekte und Bera-

tungsthemen auf sehr grundsätzlicher Ebene eine Reihe von methodischen Ver-

gleichbarkeiten in der Beratungspraxis gibt. Grundsätzlich andere Beratungsan-

sätze, die exemplarischen Charakter für die WRRL-Beratung hätten und von die-

ser übernommen werden sollten, wurden nicht identifiziert. Der Beratungspro-

zess der Energieagentur ist in ähnlicher Weise standardisiert wie die WRRL-

Intensivberatung. Bei den Beratungstools der Effizienz-Agentur gilt dies im Kern 

auch, spezifisch ist hier allerdings die zusätzliche Einbeziehung externer Bera-

ter/innen infolge jeweils spezifischer Beratungsgegenstände auf der einzelbe-

trieblichen Ebene, die so bei der WRRL-Beratung nicht gegeben ist. Das institu-

tionelle Management der Beratung erfolgt in Energieagentur und Effizienz-

Agentur in vergleichbarer Weise wie bei der LWK. 

� Bewertung der WRRL-Beratungsstruktur in NRW  

• Die WRRL-Gewässerschutzberatung ist in den Jahren 2009 – 2010 mit dem 

fachlichen Beratungsschwerpunkt Nitrat eingeführt worden. Im Jahr 2011 konnte 

die Intensivberatung die Betriebe erstmalig durch das gesamte Wirtschaftsjahr 

begleiten. Die Einführung der WRRL-Gewässerschutzberatung als neuem Bera-

tungsangebot ist in systematischer Form vorgenommen worden. 

• Mit der Grund-, der Regional- und der Intensivberatung wird die WRRL-

Gewässerschutzberatung in einem dreistufigen Konzept vollzogen, das vom 

Grundsatz her angemessen ist. Die Grundberatung liefert Basisinformationen 

und eröffnet der Zielgruppe mit professionell gehandhabten Instrumenten auf 

niederschwelliger Ebene Informationszugänge. Ein Beratungseffekt (im Sinne 

von Verhaltensänderung) ist hier aber nur sehr begrenzt zu erzielen. Dies ist  

erst durch die komplementären Instrumente zu erreichen. Auf dem Instrument 

der einzelbetrieblichen Intensivberatung (im Hinblick auf Stickstoff) liegt gegen-

wärtig der Schwerpunkt der WRRL-Gewässerschutzberatung durch die LWK. 

Das Instrument wird in allen Beratungsregionen unter Berücksichtigung der 

landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Besonderheiten in vergleichbarer Wei-
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se umgesetzt. Die Dokumente, Informationen und Daten, die von der LWK und 

den Beraterinnen und Beratern eingebracht worden sind, ermöglichen die Aus-

sage, dass die Intensivberatung kundenorientiert und professionell erfolgt. Die 

Regionalberatung ist das Bindeglied im Beratungskonzept und soll auf dezentra-

ler Ebene Gruppenprozesse im Hinblick auf Veränderungen des Nährstoffmana-

gements ermöglichen und initiieren. Dies gelingt tendenziell dann in stärkerer 

Weise, wenn die Beratung kleingruppenorientiert und vor Ort erfolgt. Im Hinblick 

auf die Entfaltung der gruppendynamischen Beratungseffekte im Kontext der 

Regionalberatung besteht noch ein intensiver auszuschöpfendes Potenzial. 

• Das Management der Gewässerschutzberatung erfolgt in der LWK professionell 

und orientiert an Standards hoher Qualität. Die Beratungsprozesse sind definiert 

und werden in einem austarierten System zentraler Steuerung und dezentraler 

Umsetzung mit Möglichkeiten zur flexiblen Anpassung angemessen realisiert. 

Die Beraterinnen und Berater sind qualifiziert und verfügen über ein umfängli-

ches Fort- und Weiterbildungsangebot. Von externen Experten ist angemerkt 

worden, dass die wasserwirtschaftliche Weiterbildung intensiviert werden sollte. 

Die Beratung wird durch ein Fallmanagementsystem unterstützt. Die von der 

LWK zur WRRL-Gewässerschutzberatung in NRW veröffentlichten Berichte er-

öffnen einen auch im bundesweiten Vergleich sehr guten Informationszugang 

zum Beratungsangebot und -geschehen. Die Steuerung mittels Daten, die Aus-

kunft über Effizienz und Effektivität der Beratung geben, könnte noch durch ein 

Datenbanksystem optimiert werden. 

� Ergebnisse der Befragung von Landwirtschafts- und G artenbaubetrieben  

• Um Aussagen zur „Akzeptanz der Beratung und der erzielten Verhaltensände-

rungen“ machen zu können, die die anderen Quellen durch die Einbeziehung der 

Zielgruppe der Beratung selbst ergänzen, sind die 1.189 Betriebe befragt wor-

den, die in die Intensivberatung einbezogen waren bzw. ein entsprechendes An-

gebot erhalten haben. 359 Betriebe haben geantwortet und für die sehr gute 

Rücklaufquote von 30,19 % gesorgt. 

• Die inhaltlichen Zielsetzungen der WRRL werden nach den Ergebnissen von 

57,4 % der Befragten für sinnvoll erachtet und erfahren lediglich von 10,5 % der 

Betriebe eindeutige Ablehnung. Die Zufriedenheit mit der Beratung durch die 

LWK wird durch zwei Fragenkomplexe abgebildet. 84-90 % der Befragten wei-

sen danach Zufriedenheit und hohe Zufriedenheit mit den Beraterinnen und Be-
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ratern bei den Items Freundlichkeit, Einsatzbereitschaft, Fachwissen und Ver-

ständlichkeit aus. Bei der Zufriedenheit mit den Beratungsempfehlungen im Hin-

blick auf Ausführlichkeit, Praxisorientierung und der Berücksichtigung der ge-

samtbetrieblichen Belange (also in inhaltlicher Perspektive) liegen die Werte 

zwar darunter, doch hohe Zufriedenheit und Zufriedenheit werden auch hier von 

ca. 75 % der Befragten geäußert. 

• Die Verhaltensänderungen äußern sich in den Antworten auf die Frage nach den 

bereits vollzogenen produktionstechnischen Anpassungen als Konsequenz der 

Beratungsempfehlungen. Etwas mehr als 80 % der Befragten haben Anpassun-

gen vollzogen. In 61,6 % der Betriebe hat eine Optimierung der Düngeplanung 

stattgefunden, in 52,4 % der landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Betriebe 

sind ausgeglichenere Nährstoffbilanzen erzielt worden und in 52,1 % der Betrie-

be ist die Wirtschaftsdüngernutzung optimiert worden. Diese Bereiche lassen 

sich dem bisherigen fachlichen Beratungsschwerpunkt der „Nitratbelastung des 

Grundwassers“ zuordnen und bestätigen die Umsetzungsbezogenheit des Bera-

tungskonzeptes. 

• Die Ergebnisse weisen also insgesamt eine deutlich Zustimmung zu den Zielen 

der WRRL, eine hohe bis sehr hohe Zufriedenheit der Landwirte und Gartenbau-

betriebe mit der Beratung der LWK und praktische Wirksamkeit der Beratung in 

Form produktionstechnischer Anpassungen auf. 

� Ergebnisse der Experteninterviews 

• Die Ergebnisse der Interviews mit den landwirtschaftlichen WRRL- bzw. Koope-

rationsberatern und den Mitgliedern der projektbegleitenden Arbeitsgruppe als 

Vertreter der verschiedenen an der WRRL-Umsetzung beteiligten Akteursgrup-

pen kommen zu dem Ergebnis, dass das für NRW gewählte Modell der WRRL-

Beratung grundsätzlich zielführend und bei der LWK NRW richtig verortet ist. Er-

hebliche Vorteile bei einer Einführung der Beratung durch private Anbieter wur-

den nicht formuliert, vielmehr sei im Falle der Umstellung des Beratungssystems 

auf private Anbieter zumindest anfänglich mit Effizienzeinbußen zu rechnen, da 

dieses sich bei den Betrieben erst etablieren und Vertrauen erarbeiten muss. 

Verschiedentlich angesprochen wurde u. a. aber durchaus die ambivalente Rolle 

der LWK NRW als Träger hoheitlicher Aufgaben und Teil der landwirtschaftlichen 

Selbstverwaltung und den Zielkonflikten, die daraus entstehen (können).  
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• Die Vernetzung der WRRL-Beratung sowohl innerhalb der Strukturen der LWK 

NRW als auch innerhalb der (überregionalen) WRRL-Gremien wird als gut ange-

sehen, allerdings mit Optimierungspotenzialen z. B. in den Arbeitsgruppen auf 

Bez.-Reg.-Ebene. So wird zumindest fallweise eine intensivere fachliche Diskus-

sion in den Arbeitskreisen gewünscht, gestützt durch eine personelle Verstär-

kung der Bezirksregierungsvertreter in den Arbeitsgruppen durch Agrarexperten.   

• Die Beratungsakzeptanz durch die Landwirtschaft und das Beratungskonzept 

werden im Rahmen der verfügbaren Ressourcen als gut wahrgenommen bzw. 

beschrieben. Mit Bezug auf die knappen Ressourcen wird v. a. die Bedeutung 

der Regionalberatung hervorgehoben, wenngleich der derzeitige Arbeitsschwer-

punkt der Beratung eindeutig auf der Intensivberatung liegt. Kritik macht sich 

fallweise an dem Begriff bzw. der Struktur der Grundberatung fest bzw. an der 

Methodik zur räumlichen Ausweisung von Intensivberatungsgebieten („rotes 

Messstellenkonzept“), da letzteres als zu punktuell und zu sehr auf den Bewer-

tungspunkt Grundwassermessstelle ausgerichtet angesehen wird (Stichwort 

„Messstellensanierung“). Durch die Erweiterung der Intensivberatung auf weitere 

446 Betriebe im Herbst/Winter 2011/12 ohne Gw-Messstellenbezug, d. h. durch 

die Erschließung weiterer Intensivberatungsregionen in Abhängigkeit von stan-

dörtlichen und produktionstechnischen Risikopotenzialen hat die Landwirt-

schaftskammer bereits auf diese Kritik reagiert (siehe auch Kap. 4.1.2.2). 

• Das Ordnungsrecht wird von allen Beteiligten als essentiell notwendiger Rahmen 

zur Unterstützung einer effizienten Beratung gesehen und ist insofern von zent-

raler, aber nicht ausschließlicher Bedeutung für die WRRL-Umsetzung. Die Er-

reichung der WRRL-Ziele ausschließlich durch Ordnungsrecht wird allgemein 

nicht für praktikabel gehalten, wenngleich in zentralen Bereichen v. a. des land-

wirtschaftlichen Fachrechtes Anpassungs- bzw. Präzisierungsbedarf gesehen 

wird (z. B. Düngeverordnung, Nährstoffimporte, JGS-Anlagenverordnung, Er-

neuerbare-Energien-Gesetz etc.). Betont wird jedoch auch, dass Ordnungsrecht 

letztlich nur wirksam sein wird, wenn es angemessen kontrolliert und bei Verstö-

ßen auch konsequent und zeitnah sanktioniert wird. 

• Sowohl im Bereich der Beratung als auch bezüglich der finanziellen Ressourcen 

für gewässerschonende Maßnahmen wird die Notwendigkeit der Erweiterung 

des verfügbaren Rahmens formuliert. Insbesondere wird auf die Bedeutung der 

(noch ausstehenden) Einrichtung von Modellbetrieben hingewiesen. 
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• Die vollständige Erreichung der WRRL-Ziele wird unter den gegebenen Rah-

menbedingungen insbesondere in landwirtschaftlichen Intensivgebieten weit 

überwiegend skeptisch beurteilt, wenngleich durchaus Belastungsreduzierungen 

der Gewässer zu erwarten sind. 

5.1 Zusammenfassende Bewertung der WRRL-Beratung in  NRW 

Die WRRL-Gewässerschutzberatung in NRW durch die LWK NRW hat sich grundsätz-

lich im positiven Sinne bewährt. Sie ist seit dem Jahr 2009 mit dem bisherigen Bera-

tungsschwerpunkt zur Reduzierung der N-Einträge in das Grundwasser erfolgreich 

eingeführt worden. Das Management der WRRL-Beratung ist ziel- und ergebnisorien-

tiert, die Organisation der LWK dieses Aufgabenbereichs erfolgt systematisch, an 

Qualitätsstandards orientiert und zugleich mit der ausreichenden Anpassungsflexibilität 

an regionale agrarstrukturelle Besonderheiten in den Beratungsregionen versehen. Die 

personellen Ressourcen sind gemessen am gegenwärtigen Beratungsportfolio in fach-

licher Hinsicht angemessen, werden im Hinblick auf eine Erreichung der WRRL-Ziele 

aber tendenziell eher als zu knapp eingeschätzt. Dies gilt nicht zuletzt vor dem Hinter-

grund, dass zukünftig verstärkt auch Aufgaben zur Vermeidung von PSM-Einträgen in 

Grund- und Oberflächenwässer bzw. Sediment- und Nährstoffeinträge in Oberflächen-

gewässer zu bearbeiten sind. Die Beratungsdienstleistungen werden professionell 

erbracht. 

Die Kernprozesse sind definiert, insbesondere die im Vordergrund stehende Intensiv-

beratung, mit der in den Wirtschaftsjahren 2010 und 2011 annähernd 1.000 landwirt-

schaftliche und gartenbauliche Betriebe erreicht worden sind, entspricht guten Bera-

tungsstandards. Auch die sogenannte Grundberatung erfüllt ihre primären Zwecke, 

den der Basisinformation und den der Öffnung eines niederschwelligen Zugangs der 

Zielgruppe zu den Zielen der WRRL, in angemessener Weise. Die Regionalberatung 

lässt ein Optimierungspotenzial erkennen, insofern die Möglichkeiten für gruppendy-

namische Lernprozesse gegenwärtig noch nicht ausgeschöpft werden. Diesbezüglich 

könnte das Beratungskonzept neu justiert werden. Auch Synergieeffekte mit der Inten-

sivberatung sollten verstärkt gesucht werden. Gerade den Gruppenlernprozessen 

könnte eine Multiplikatorfunktion zuwachsen, die dringend erforderlich ist, um den 

WRRL-Zielen im Umsetzungszeitraum nahe zu kommen. In der neu auszurichtenden 

Regionalberatung könnten Modellbetriebe eine wichtige Funktion einnehmen. 

Die Befragung der Landwirte und Gartenbaubetriebe weist eine hohe bis sehr hohe 

Zufriedenheit der Zielgruppe mit der Intensivberatung der LWK aus. Auch die Ziele der 
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WRRL haben hierüber vermittelt mehr Akzeptanz gefunden. Die Beratung hat (nach 

Eigenauskunft der befragten Betriebe und nicht weiter quantifizierbare) Verhaltensän-

derungen der Landwirte zur Folge, die Befragung hat diese bei der Düngeplanung, der 

Nährstoffbilanzierung und beim Wirtschaftsdüngermanagement ausweisen können. 

Die Beratung hat der Zielgruppe der intensiv beratenen Landwirte und Gartenbaube-

triebe das Thema des Gewässerschutzes im Grundwasserbereich offensichtlich deut-

lich näher bringen können. 

Die Ländervergleiche haben aufgezeigt, dass es vom Grundsatz her in den verschie-

denen Bundesländern durchaus eine Vielfalt von Organisationsvarianten der WRRL-

Gewässerschutzberatung auch unter Einbeziehung von privaten Beratern gibt. Die 

Evaluierung der durch die LWK in NRW durchgeführten WRRL-Gewässer-

schutzberatung hat keinen Hinweis darauf erbracht, dass sich unter den gegenwärti-

gen Bedingungen eine dieser Organisationsformen für NRW als Alternative aufdrängt. 

Im Gegenteil hat die Evaluation zum Ergebnis gehabt, dass die LWK die Beratung 

engagiert und effizient durchführt. Die Beratungsqualität und die Akzeptanz seitens der 

Zielgruppe verweisen darauf, dass der 2009 eingeschlagene Kurs mit dem kooperati-

ven Beratungsansatz positive Bestätigung gefunden hat. 

Gute Beratung und hohe Akzeptanz führen jedoch nicht allein dazu, dass die WRRL-

Ziele auch realisiert werden. Um tatsächlich in der Fläche die Ziele der WRRL zu errei-

chen und Wirksamkeit im Sinne der Ziele entfalten zu können, sollten das Beratungs-

konzept auch in NRW in regelmäßigen Abständen überprüft und neu justiert werden. 

Die vorliegende Evaluierung sieht daher unter dem Gesichtspunkt der WRRL-

bezogenen Wirksamkeit einen Optimierungsbedarf in der Struktur des Beratungskon-

zeptes sowie insbesondere die Notwendigkeit zum Ausbau der flankierenden Rah-

menbedingungen der Beratungsaufgaben (siehe Kap. 4.4).  

5.2 Szenarien zur Entwicklung der WRRL-Beratungsstr uktur 

Im Folgenden werden auf Basis der vorhergehenden Ausführungen und Ergebnisse 

vier Szenarien als Vorschläge für den weiteren Ausbau der WRRL-Beratung in NRW 

entwickelt. Die Szenarien sind hier nicht als vollständig ausgearbeitete Modelle zu 

verstehen, sondern werden vielmehr als Gedankenmodelle skizziert, deren detaillierte 

Ausarbeitung erst in konstruktiver Zusammenarbeit aller an der Umsetzung der WRRL 

in NRW beteiligten Akteursgruppen erfolgen kann. Als Gedankenmodelle spiegeln sie 

zugleich die wesentlichen Optionen wieder, die im Kontext der Evaluierung von betei-

ligten Akteuren als Entwicklungsperspektiven aufgezeigt worden sind. 
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Bestandteil von allen vier nachfolgend skizzierten Szenarien ist eine Anpassung bzw. 

Änderung ordnungsrechtlicher Vorgaben, wie sie in Kap. 4.4.1. formuliert wurden. 

Ebenfalls Bestandteil aller vier Szenarien ist die Einführung bzw. Zusammenführung 

von Datenbanksystemen, mit denen die notwendigen Daten und Aktivitäten zur 

WRRL-Umsetzung sowohl im Hinblick auf Dokumentation, Effizienzbewertung als 

auch Berichtserstellung sachgebietsübergreifend und auf verschiedenen räumlichen 

Skalenebenen zusammengeführt werden. Eine derartige Datenerfassung und –aus-

wertung mit entsprechenden Zugriffsrechten dient darüber hinaus auch zur Förderung 

der Kommunikation und Diskussion zwischen den Akteuren auf den verschiedenen 

koordinierenden Ebenen zur Umsetzung de WRRL wie z. B. den Arbeitskreisen auf 

Bezirksregierungsebene.  

Es werden insgesamt vier Szenarien skizziert: 

Szenario „Primat Ordnungsrecht“ 

• Als Ausbauoption ist ein Modell denkbar, das dem Ordnungsrecht die primäre 

Funktion bei der Umsetzung der WRRL-Ziele zuweisen und eine nachgeordnete 

Beratungsstruktur vorhalten würde. Beratung würde in diesem Szenario nur noch 

nachfrageorientiert oder als Krisenintervention erfolgen. Das Ziel eines verbes-

serten Gewässerschutzes würde durch eine gravierende Anpassung des Fach-

rechtes einerseits sowie durch eine erhebliche Ausdehnung ordnungsrechtlicher 

Kontrollen andererseits angestrebt. Die produktionstechnische Optimierung von 

Bewirtschaftungsverfahren zur Minimierung von Gewässergefährdungspotenzia-

len „innerhalb“ der fachrechtlichen Vorgaben, die wesentliches Ziel von Gewäs-

serschutzberatung sind, unterblieben in diesem Szenario jedoch bzw. sind vom 

Grundsatz her der einzelbetrieblichen Initiative überlassen. Es besteht die Ge-

fahr, dass unter diesen Bedingungen ökonomische Überlegungen in erhöhtem 

Maße wasserwirtschaftlich orientierte Bewirtschaftungsansätze überprägen 

und/oder Optimierungspotenziale durch Know-How-Defizite nicht wahrgenom-

men werden. Die grundsätzliche Meinung aller im Rahmen der hier vorgelegten 

Studie involvierten Akteursgruppen zur Umsetzung der WRRL, ebenso wie Ein-

schätzungen in der Literatur oder von Experten in anderen Bundesländern, ge-

hen jedoch einhellig dahin, dass im Hinblick auf den Gewässerschutz als ein we-

sentliches Element zur Erreichung von Verhaltensänderungen bei landwirtschaft-

lichen Produktionsverfahren die qualifizierte landwirtschaftliche Beratung gese-
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hen wird, die jedoch von einem entsprechenden ordnungsrechtlichen Rahmen 

und einem angepassten Förderinstrumentarium begleitet werden muss.  

• Eine Variante dieses Szenarios besteht daher in seiner Ausgestaltung in Anleh-

nung an die SchALVO in Baden-Württemberg (siehe auch Kap. 3.2.3.2). In die-

ser Variante werden für die WRRL-Zielkulisse ordnungsrechtlich verbindliche 

Bewirtschaftungsvorgaben formuliert, deren Einhaltung zu kontrollieren und in ih-

rer Umsetzung durch Beratung zu unterstützen ist. In der Folge entstehende 

Mehraufwendungen für die Landwirtschaft bzw. Ertragseinbußen werden nach 

definierten Sätzen (aus öffentlichen Mitteln) ausgeglichen. Es scheint jedoch 

fraglich, ob bei der Größe der WRRL-Zielkulisse in NRW die zur Umsetzung die-

ser Variante notwendigen finanziellen Ressourcen zur Verfügung stehen. 

Szenario „Standard“ 

• Das Szenario „Standard“ umfasst mit Ausnahme der Anpassung bzw. Änderung 

des landwirtschaftlichen Fachrechtes letztlich die Beibehaltung des Rahmens 

und der Struktur des derzeitigen Beratungsmodells. Graduelle Anpassungen in 

den verschiedenen Bereichen sind dadurch natürlich nicht ausgeschlossen, aber 

die Kernstruktur der Beratung inklusive der personellen und finanziellen Res-

sourcen bleibt bestehen und die Beratung wird in dieser Form fortgesetzt. 

• Wird dieses Szenario praktisch verfolgt, dann ist auf Basis der in den vorherge-

henden Kapiteln dargestellten Ergebnisse auf den verschiedenen Evaluierungs-

ebenen davon auszugehen, dass zwar für einzelne Grundwasserkörper eine Re-

duzierung der Nitrateinträge erfolgen wird, die WRRL-Ziele in weiten Bereichen 

Nordrhein-Westfalens aber nicht fristgerecht erreicht werden können. 

Szenario „Standard Plus“ 

• Ein erhöhtes Maß an Zielerreichungspotenzial ist im Szenario „Standard Plus“ zu 

erwarten, dass sich strukturell mit dem Szenario „Standard“ deckt und sich v. a. 

durch eine Aufstockung der personellen und finanziellen Ressourcen (für Bera-

tung und gewässerschonende Fördermaßnahmen) von diesem unterscheidet. 

Der Zielerreichungsgrad innerhalb dieses Szenarios hängt letztlich von dem Maß 

der Ressourcenaufstockung ab und kann bei entsprechend hoher Ressourcen-

ausstattung wesentlich erhöht werden. Letztlich dürfte der Umfang realistischer-

weise verfügbarer Ressourcen dem Zielerreichungsgrad aber deutlich früher 

Grenzen setzen.  
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Szenario „Umbau“ 

• Das Szenario „Umbau“ geht von wesentlichen Änderungen der derzeitigen Struk-

turen zur Umsetzung der WRRL-Gewässerschutzberatung in NRW aus, die ins-

besondere bei der bisherigen „Regionalberatung“ ansetzen und diese auf eine 

neue Grundlage stellen (zur Detailbeschreibung siehe Kap. 5.3).  

• Vor dem Hintergrund der positiven Erfahrungen mit den Trinkwasserschutzko-

operationen wird die WRRL-Beratung bzw. die organisatorische Struktur der 

WRRL-Kooperation nach diesem Vorbild umgebaut. Dabei wird insbesondere 

darauf abgestellt, dass die landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Betriebe in 

stärkerer Weise als bislang Gewässerschutz selbstorganisiert und eigeninitiativ 

betreiben. 

Schlussfolgerungen 

Das Szenario „Primat Ordnungsrecht“ stellt grundsätzlich eine alternative Konzeption 

dar, um die WRRL-Ziele zu erreichen. Ihm wohnt ein hohes Konfliktpotenzial inne. Es 

bestehen erhebliche Bedenken, ob ein anspruchsvolles  Unterfangen wie die WRRL 

realisiert werden kann, ohne dass die Mitwirkung der maßgeblichen Akteure - Landwir-

te und Gartenbaubetriebe - aktiv durch Beratung befördert wird. Die Variante dieses 

Szenarios in Anlehnung an die SchALVO Baden-Württemberg verspricht zwar ein 

hohes Potenzial zur Erreichung der WRRL-Ziele, scheint aber wegen ihres hohen 

Anspruchs an die finanziellen Ressourcen wenig realistisch. 

Die Szenarien „Standard“ und „Standard Plus“ beinhalten in der Praxis die eher lineare 

Weiterführung des bisherigen Beratungsansatzes. Damit würde letztlich ein Bera-

tungsmodell (auf den unterschiedlichen Skalenniveaus von Grund-, Regional- und 

Intensivberatung) Fortsetzung finden, das ein solides Grundgerüst bietet und im Län-

dervergleich sicher auch perspektivisch tragfähig bliebe. Das Szenario „Standard“ wird 

in seiner derzeitigen Ausprägung aber nicht als hinreichend zur Erreichung der WRRL-

Ziele gesehen, das Szenario „Standard Plus“ kann diesen Zielerreichungsgrad zwar 

durch Aufstockung der finanziellen Ressourcen erhöhen, in der Praxis werden dieser 

Ressourcenaufstockung aber mehr oder weniger enge Grenzen gesetzt sein. Die 

vorhandenen Beratungspotenziale, die auch in der bisherigen Beratungspraxis bereits 

erkennbar sind, können jedoch beide Szenarien nicht erschließen. 

Nach Auffassung der evaluierenden Institutionen bietet das Szenario „Umbau“ die 

beste Perspektive im Hinblick auf die WRRL-Zielerreichung. Sie setzt auf Bewährtem 

auf und würde zugleich einen neuen konzeptionellen Pfeiler einziehen. Auch die zu-
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künftige Erweiterung der Beratungsaufgaben um weitere Problemfelder (PBSM, Phos-

phat, Erosion in Oberflächengewässern) lässt sich zwanglos in diese Struktur integrie-

ren.  

5.3 Das Szenario „Umbau“ in seinen Details 

Zum Abschluss dieses Kapitels werden die Eckpfeiler für ein Umbauszenario der 

WRRL-Gewässerschutzberatung in NRW skizziert. 

• In diesem Szenario werden wie bei den Trinkwasserschutzkooperationen räum-

lich und organisatorisch scharf abgegrenzte Gebietskooperationen gebildet. Die 

Ausweisung der Kooperationsgebiete kann z. B. auf Basis der für NRW bereits 

ausgewiesenen wassersensiblen Gebiete erfolgen, ggf. nach deren Überarbei-

tung (siehe Abbildung 29). Mitglieder der Kooperation werden – neben den im 

Einzugsgebiet wirtschaftenden Landwirten – die in der Region verankerten Ak-

teursgruppen der WRRL-Umsetzung, insbesondere Landwirtschaftskammer, 

Landwirtschaftsverbände, Aufsichtsbehörden, insbesondere Untere Wasserbe-

hörden usw.  

• Die Besetzung von lokalen Kooperationsgremien erfolgt aus dem Mitgliederkreis 

durch Vertreter von z. B. Landwirtschaftsverbänden, Aufsichtsbehörden (mind. 

UWB), Mitgliedervertretern, Landwirtschaftskammer. Auf überregionaler Ebene 

können analog den Regionalen Arbeitsgemeinschaften der Trinkwasserschutz-

kooperationen die entsprechenden Aufgaben auf Reg.-Bez.-Ebene von den be-

reits bestehenden AGen Wasserqualität übernommen werden.  
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Abbildung 29: Vorschlag einer Gebietskulisse für La ndwirtschaftliche Maß-
nahmen zum Schutz des Grundwassers (Bezirksregierun gen 
NRW & LANUV NRW 2010) 

• Die Kooperation gibt sich eine eigene Satzung und ein an die regionalen Prob-

leme angepasstes Arbeitsprogramm, die Mitgliedschaft in der Kooperation ist 

freiwillig. Grundlagendaten zur Bewertung der standörtlichen Rahmenbedingun-

gen bzw. Belastungspotenziale werden von den zuständigen Stellen zur Verfü-

gung gestellt (z. B. Geologischer Dienst, LANUV, Wasserbehörden…). Die Be-

reitschaft zur Mitgliedschaft in der Kooperation bzw. die inhaltliche Arbeit wird un-

terstützt durch z. B. spezifische Agrarumweltmaßnahmen, die nur Kooperati-

onsmitgliedern zur Verfügung stehen. Die Geschäftsführung der Kooperation 

kann z. B. durch den zuständigen WRRL-Berater übernommen werden.  

• Die Grundberatung aus der derzeitigen Struktur der WRRL-Beratung durch die 

LWK bleibt mehr oder weniger in dieser Form bestehen. 

• Die Aufgabenschwerpunkte von Regional- und Intensivberatung verschieben 

sich und werden neu justiert. Innerhalb der einzelnen Kooperationen werden Mo-

dellbetriebe gegründet bzw. ausgewiesen. Das derzeitige Spektrum der in die In-
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tensivberatung einbezogenen Betriebe wird um die Modellbetriebe erweitert. 

(siehe auch Kap. 4.4.4).  

• Innerhalb der Kooperationen bilden sich selbst-organisierte Arbeitsgruppen zu 

spezifischen Themen, die von der WRRL-Beratung betreut werden; die Aktivitä-

ten der Modellbetriebe werden durch Demonstrationen, Feldbegehungen insbe-

sondere in diese Arbeitsgruppen eingebracht. Eine schematische Struktur dieses 

Szenarios ist in Abbildung 30 dargestellt. 

 

Abbildung 30: Schema der WRRL-Kooperationen 

• Das Ziel dieser Beratungsstruktur ist die Initiierung eines sich (weitgehend) 

selbsttragenden und in höherem Maße selbstverantwortlichen „Beratungspro-

zesses“ in Gruppen landwirtschaftlicher bzw. gartenbaulicher Betriebe mit Steue-

rung durch den WRRL-Berater und einer Regulierung durch das (angepasste) 

Ordnungsrecht inklusive einer konsequenten Kontrolle seiner Einhaltung. Dar-

über hinaus sollen die motivationssteigernden Aspekte zum Engagement im Sin-

ne einer gewässerschonenden Landbewirtschaftung, wie sie aus den Trinkwas-

serschutzkooperationen bekannt und in Kap. 3.3 zusammengefasst sind, in stär-

kerem Maße als treibende Kraft genutzt werden.  

• Der tatsächliche Umfang der hierfür benötigten Ressourcen (für Personal, 

Sachmittel sowie finanzielle Mittel zur Einrichtung der Modellbetriebe und/oder 

(Ko-)Finanzierung von AUM) kann im Rahmen der hier vorgenommenen Evalua-
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tion nicht abgeschätzt werden. Wenn es jedoch gelingen sollte, tatsächlich einen 

Beratungsprozess in Gang zu setzen, der maßgeblich von gruppendynamischen 

Prozessen gesteuert wird, wird in diesem Modell der höchste Grad an Zielerrei-

chungspotenzial bei gegebener Ressourcenausstattung erwartet. Als notwendige 

Begleitmaßnahme wird aber sicher das Spektrum an geförderten Maßnahmen 

gewässerschonender Bewirtschaftungsverfahren ausgebaut werden müssen.  
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6 Empfehlungen 

Die Ergebnisse aus den vorhergehend beschriebenen Evaluationsschritten haben 

gezeigt, dass das in NRW praktizierte und durch die Landwirtschaftskammer NRW 

umgesetzte Beratungskonzept sich grundsätzlich bewährt hat. Die Beratungstätigkei-

ten haben Akzeptanz bei den landwirtschaftlichen und gartenbaulichen Betrieben er-

zielt und zumindest in den Intensivberatungsbetrieben zu (allerdings bislang nicht wei-

ter quantifizierbaren) Verhaltensänderungen in der betrieblichen Praxis geführt.  

Die Organisationsformen der WRRL-Gewässerschutzberatung in den einzelnen Bun-

desländern variieren unterschiedlich stark. Es sind jedoch im Zuge der Evaluation 

keine Gesichtspunkte ermittelt worden, die es unter den gegenwärtigen Bedingungen 

nahe legen würden, die Gewässerschutzberatung in NRW in eine grundsätzlich andere 

Organisationsform zu überführen oder anderen Beratungsanbietern zu übertragen. 

Die Evaluationsergebnisse haben aber auch an verschiedenen Stellen Optimierungs-

potenziale im Beratungskonzept bzw. den flankierenden Rahmenbedingungen gezeigt. 

Unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen (insbesondere personelle und finanzi-

elle Ressourcen zur Umsetzung des Beratungskonzepts bzw. begleitender Förder-

maßnahmen sowie ordnungsrechtliche Vorgaben) wird eine Erreichung der WRRL-

Ziele im vorgeschriebenen Zeitrahmen von der weit überwiegenden Mehrheit der im 

Rahmen dieser Studie interviewten Experten als skeptisch bewertet. 

Um die Wirksamkeit der Beratung und die Chancen zur Zielerreichung der WRRL zu 

verbessern, sollte die kooperative Gewässerschutzberatung in verschiedener Hinsicht 

neu justiert werden, so dass sich für ihre Weiterführung aus unserer Sicht folgendes 

Vorgehen empfiehlt: 

• Die land- und gartenbauliche Beratung zur Umsetzung der WRRL-Ziele wird 

weitergeführt und erfolgt auch für den nächsten Beauftragungszeitraum durch 

die Landwirtschaftskammer NRW. 

• Das Beratungskonzept wird entsprechend des in Kap. 5.3 beschriebenen Szena-

rios „Umbau“ neu justiert. Die bisherige Grundberatung bleibt weitgehend in die-

ser Struktur erhalten. Die bisherige Regionalberatung wird in Anlehnung an die 

Erfahrungen aus den Trinkwasserschutzkooperationen auf kleinere Beratungs-

einheiten ausgerichtet, um die Betriebe stärker zum eigeninitiativen Handeln zu 

motivieren und die Veränderungsprozesse intensivieren zu können. Zu diesem 

Zweck werden grenzscharfe WRRL-Gebietskooperationen ausgewiesen bzw. 



  
  

116 
 

eingerichtet, die die räumliche Basis des zukünftigen Beratungskonzeptes dar-

stellen. Die Aufgabenerweiterung auf die weiteren WRRL-Problembereiche 

(PSM-Einträge ins Grundwasser, Stoffeinträge in Oberflächengewässer) erfolgt 

grundsätzlich in gleichen Beratungs- bzw. Organisationsstrukturen. 

• Innerhalb der Gebietskooperationen werden Modellbetriebe eingerichtet, auf die 

die Intensivberatung fokussiert und die innerhalb der jeweiligen Kooperation das 

zentrale Element sind, um das sich die Regionalberatung mit ihren Aufgaben 

aufbaut (Gruppenberatung, Feldbegehungen, Diskussionsplattformen, Effizienz-

bewertung usw.). Die Zahl der Modellbetriebe orientiert sich an der Zahl und 

Größe der WRRL-Kooperationen und einer hinreichenden räumlichen Repräsen-

tanz und wird daher deutlich oberhalb der bisher geplanten 16 Modellbetriebe 

liegen (siehe auch Kap. 4.4.4). 

• Neben der flächendeckenden Kontrolle zur Bewertung der Gewässerbeschaf-

fenheitsentwicklungen werden insbesondere auf den Modellbetrieben Verfahren 

zur Effizienzbewertung der eingeleiteten Maßnahmen umgesetzt (siehe auch 

Kap. 4.4.5). 

• Es wird ein Datenmanagementsystem eingeführt, mit dem die notwendigen Da-

ten und Aktivitäten zur WRRL-Umsetzung sowohl im Hinblick auf Dokumentati-

on, Effizienzbewertung als auch Berichtserstellung sachgebietsübergreifend und 

auf verschiedenen räumlichen Skalenebenen (kooperationsintern und kooperati-

onsübergreifend) zusammengeführt werden (siehe auch Kap. 5.2). 

• Flankierend wird das landwirtschaftliche Fachrecht in verschiedenen Punkten 

angepasst bzw. präzisiert und der Umfang an die Kooperationsarbeit unterstüt-

zenden Fördermaßnahmen (AUM) erweitert (siehe auch Kap. 4.4.1 bzw. 4.4.3). 

Veränderte bzw. erweiterte Möglichkeiten zur Finanzierung der WRRL-Aufgaben 

werden geprüft (siehe auch Kap. 4.4.2). 

• Die Effizienzbewertung eingeleiteter Maßnahmen erfolgt kontinuierlich, eine 

nächste Evaluierung des Beratungskonzeptes in ca. 3 - 4 Jahren.  
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